
 

SCHLESWIG-HOLSTEINISCHER LANDTAG Drucksache 16/1226  
16. Wahlperiode 07-02-15 

Bericht und Beschlussempfehlung 
 
des Umwelt- und Agrarausschusses 
 

a) Entwurf eines Gesetzes über die oder den Landesbeauftragten für Natur-
schutz 

Gesetzentwurf der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/709 

b) Entwurf eines Gesetzes zum Schutz der Natur - Landesnaturschutzgesetz - 
und zur Änderung anderer Vorschriften 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 16/1004 

 

Der Landtag hat den Gesetzentwurf der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Druck-
sache 16/709 durch Plenarbeschluss vom 4. Mai 2006 und den Gesetzentwurf der 
Landesregierung Drucksache 16/1004 durch Plenarbeschluss vom 13. Oktober 2007 
dem Umwelt- und Agrarausschuss zur Beratung überwiesen. 

Die Drucksache 16/709 ist in fünf Sitzungen, die Drucksache 16/1004 in drei Sitzun-
gen - darunter eine zweitägige Anhörung -, zuletzt am 14. Februar 2007, beraten 
worden.  

Der Ausschuss empfiehlt dem Landtag mit den Stimmen von CDU, SPD und FDP 
gegen die Stimme von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, den Gesetzentwurf Drucksache 
16/709 abzulehnen. 

Mit den Stimmen von SPD und CDU gegen die Stimme von BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN bei Enthaltung der FDP empfiehlt der Ausschuss ferner, den Gesetzentwurf 
Drucksache 16/1004 in der Fassung der rechten Spalte der nachstehenden Gegen-
überstellung sowie die Anlage anzunehmen. Änderungen gegenüber der Regie-
rungsvorlage sind durch Fettdruck kenntlich gemacht. 

 

Klaus Klinckhamer 
Vorsitzender 
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Gesetz 
zum Schutz der Natur - Landesnaturschutzgesetz - 

und zur Änderung anderer Vorschriften 
 
 
 
 
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung:  Ausschussvorschlag: 

   

Inhaltsübersicht  Inhaltsübersicht 

Artikel 1 
Gesetz zum Schutz der Natur  
- Landesnaturschutzgesetz 

(LNatSchG) - 

  unverändert 

Abschnitt I  
Allgemeine Vorschriften 

  

§ 1 Ziele und Grundsätze des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege 

  

§ 2 Allgemeine Verpflichtung zum Schutz 
von Natur und Landschaft 

  

§ 3 Aufgaben der Behörden und öffentli-
chen Stellen, Vertragsnaturschutz 

  

§ 4 Grundflächen der öffentlichen Hand   

§ 5 Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft   

§ 6 Begriffsbestimmungen   

Abschnitt II  
Landschaftsplanung 

  

§ 7 Aufgaben, Inhalte und Verfahren der 
Landschaftsplanung 

  

§ 8 Landschaftsprogramm   

§ 9 Landschaftspläne   

Abschnitt III  
Eingriffe in Natur und Landschaft, Aus-
gleich und Ersatz 

  

§ 10 Eingriffe in Natur und Landschaft   

§ 11 Genehmigung von Eingriffen   

§ 12 Ausgleich und Ersatz bei Eingriffen   
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§ 13 Genehmigungsverfahren   

§ 14 Ungenehmigte Eingriffe   

Abschnitt IV  
Schutz, Pflege und Entwicklung be-
stimmter Teile von Natur und Landschaft 

  

Unterabschnitt 1  
Schutzgebiete 

  

§ 15 Allgemeine Vorschriften für Unter-
schutzstellungen 

  

§ 16 Naturschutzgebiete   

§ 17 Biosphärenreservate   

§ 18 Landschaftsschutzgebiete   

§ 19 Naturparke, Naturerlebnisräume   

§ 20 Naturdenkmale   

§ 21 Geschützte Landschaftsbestandteile   

§ 22 Einstweilige Sicherstellung   

§ 23 Verfahren zum Erlass der Schutzver-
ordnung 

  

§ 24 Betreuung geschützter Gebiete   

Unterabschnitt 2  
Geschützte Biotope, Schutzstreifen an 
Gewässern 

  

§ 25 Gesetzlich geschützte Biotope   

§ 26 Schutzstreifen an Gewässern   

Unterabschnitt 3  
Natura 2000 

  

§ 27 Auswahl und Benennung der Gebiete   

§ 28 Schutzgebietsausweisung, vorläufiger 
Schutz 

  

§ 29 Gesetzlicher Schutz von Natura-
2000-Gebieten 

  

§ 30 Verträglichkeit und Unzulässigkeit von 
Projekten und Plänen, Ausnahmen, 
grenzüberschreitende Behördenbetei-
ligung 

  

§ 31 Gentechnisch veränderte Organismen   

§ 32 Verhältnis zu anderen Rechtsvor-
schriften 
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Unterabschnitt 4  
Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen 

  

§ 33 Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen 
auf geschützten Flächen 

  

Abschnitt V  
Artenschutz 

  

§ 34 Allgemeine Vorschriften für den Ar-
tenschutz 

  

§ 35 Besondere Schutzvorschriften   

§ 36 Rote Liste, Artenschutzprogramme   

§ 37 Kennzeichnung wildlebender Tiere   

§ 38 Tiergehege und Zoos   

Abschnitt VI  
Erholung in Natur und Landschaft 

  

§ 39 Betreten der freien Landschaft ; Wan-
der- und Reitwege 

  

§ 40 Sperren von Wegen in der freien 
Landschaft 

  

§ 41 Gemeingebrauch am Meeresstrand   

§ 42 Schutz des Meeresstrandes, der Küs-
tendünen und Strandwälle 

  

§ 43 Sondernutzung am Meeresstrand   

§ 44 Zelten und Aufstellen von bewegli-
chen Unterkünften 

  

§ 45 Bootsliegeplätze    

§ 46 Skipisten   

Abschnitt VII  
Finanzielle Leistungen im Naturschutz 

  

§ 47 Finanzielle Förderung   

§ 48 Entschädigung   

§ 49 Härteausgleich   

Abschnitt VIII  
Zuständigkeit, Organisation, Vereinsbe-
teiligung 

  

Unterabschnitt 1  
Zuständigkeiten, Organisation 

  

§ 50 Naturschutzbehörden   
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§ 51 Zuständigkeiten   

§ 52 Gefahrenabwehr   

§ 53 Landesbeauftragte für Naturschutz   

§ 54 Beiräte und Kreisbeauftragte für Na-
turschutz 

  

§ 55 Naturschutzdienst   

§ 56 Akademie für Natur und Umwelt des 
Landes Schleswig-Holstein 

  

§ 57 Stiftung Naturschutz Schleswig-
Holstein 

  

Unterabschnitt 2  
Vereinsbeteiligung 

  

§ 58 Anerkennung von Vereinen   

§ 59 Mitwirkung von Vereinen   

§ 60 Landesnaturschutzverband Schles-
wig-Holstein 

  

§ 61 Mitteilungs- und Zustellungsverfahren   

Abschnitt IX  
Besondere Verfahrensvorschriften 

  

§ 62 Duldungspflicht   

§ 63 Befugnisse von Beauftragten der Na-
turschutzbehörden 

  

§ 64 Ausnahmen und Befreiungen   

§ 65 Maßnahmen des Naturschutzes   

§ 66 Einschränkung von Grundrechten   

Abschnitt X  
Ordnungswidrigkeiten 

  

§ 67 Ordnungswidrigkeiten   

§ 68 Höhe der Geldbuße   

§ 69 Einziehung   

Abschnitt XI  
Übergangs- und Schlussvorschriften 

  

§ 70 Weitergeltende Verordnungen   

§ 71 Bestehende Naturschutzverordnun-
gen 

  

§ 72 Bestehende Landschaftsschutzver-   
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ordnungen 

§ 73 Übergangsvorschrift für Sondernut-
zungen 

  

§ 74 Übergangsvorschriften für sonstige 
Eingriffe in die Natur 

  

§ 75 Übergangsvorschrift für die Anerken-
nung rechtsfähiger Vereine 

  

§ 76 Bestehende Landschaftsplanungen   

Artikel 2 
Änderung der Landesbauordnung 

  

Artikel 3 
Änderung des Landesseilbahngesetzes 

  

Artikel 4 
Änderung des Landeswassergesetzes 

  

Artikel 5 
Änderung des Landesbodenschutz- und 
Altlastengesetzes 

  

Artikel 6 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

  

   

   

Artikel 1 
Gesetz zum Schutz der Natur - 

Landesnaturschutzgesetz – 
(LNatSchG) 

 
Artikel 1 

Gesetz zum Schutz der Natur - 
Landesnaturschutzgesetz – 

(LNatSchG) 

Abschnitt I 
Allgemeine Vorschriften 

 
Abschnitt I 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 
Ziele und Grundsätze des Na-

turschutzes und der Land-
schaftspflege 

(zu §§ 1, 2 und 3 Bundesnatur-
schutzgesetz) 

 
§ 1 

Ziele und Grundsätze des Na-
turschutzes und der Land-

schaftspflege 
(zu §§ 1, 2 und 3 Bundesnatur-

schutzgesetz) 

(1) Natur und Landschaft sind auf Grund ihres 
eigenen Wertes und als Lebensgrundlagen 
des Menschen auch in Verantwortung für die 
künftigen Generationen im besiedelten und 
unbesiedelten Bereich so zu schützen, zu 
pflegen, zu entwickeln und, soweit erforder-
lich, wiederherzustellen, dass 

 (1) unverändert 

1. die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des   
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Naturhaushalts, 

2. die Regenerationsfähigkeit und nachhalti-
ge Nutzungsfähigkeit der Naturgüter, 

  

3. die Tier- und Pflanzenwelt einschließlich 
ihrer Lebensstätten und Lebensräume 
sowie 

  

4. die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie 
der Erholungswert von Natur und Land-
schaft 

  

auf Dauer gesichert sind (Ziele des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege). 

  

(2) Privates Eigentum und die Wahrnehmung 
der sich daraus ergebenden Verantwortung 
sind eine besonders wichtige Voraussetzung 
zur Erreichung der in Absatz 1 genannten 
Ziele. 

 (2) Der Schutz der Natur und Landschaft 
auf privaten Flächen berücksichtigt den 
besonderen Wert privaten Eigentums und 
der sich daraus ergebenden Verantwor-
tung für die Erreichung der in Absatz 1 ge-
nannten Ziele. 

(3) Die Ziele des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege sind insbesondere nach 
Maßgabe folgender Grundsätze zu verwirkli-
chen, soweit es im Einzelfall zur Verwirkli-
chung erforderlich, möglich und unter Abwä-
gung aller sich aus den Zielen nach Absatz 1 
ergebenden Anforderungen untereinander 
und gegen die sonstigen Anforderungen der 
Allgemeinheit an Natur und Landschaft an-
gemessen ist: 

 (3) unverändert 

1. Der Naturhaushalt ist in seinen räumlich 
abgrenzbaren Teilen so zu sichern, dass 
die den Standort prägenden biologischen 
Funktionen, Stoff- und Energieflüsse so-
wie landschaftlichen Strukturen erhalten, 
entwickelt oder wiederhergestellt werden. 

  

2. Die Naturgüter sind, soweit sie sich nicht 
erneuern, sparsam und schonend zu nut-
zen. Der Nutzung sich erneuernder Na-
turgüter kommt besondere Bedeutung zu; 
sie dürfen nur so genutzt werden, dass sie 
nachhaltig zur Verfügung stehen. 

  

3. Böden sind so zu erhalten, dass sie ihre 
Funktionen im Naturhaushalt erfüllen kön-
nen. Natürliche oder von Natur aus ge-
schlossene Pflanzendecken sowie die U-
fervegetation sind zu sichern. Für nicht 
land- oder forstwirtschaftlich oder gärtne-
risch genutzte Böden, deren Pflanzende-
cke beseitigt worden ist, ist eine standort-
gerechte Vegetationsentwicklung zu er-
möglichen. Bodenerosionen sind zu ver-
meiden. 
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4. Natürliche oder naturnahe Gewässer so-
wie deren Uferzonen und natürliche 
Rückhalteflächen sind zu erhalten, zu 
entwickeln oder wiederherzustellen. Ände-
rungen des Grundwasserspiegels, die zu 
einer Zerstörung oder nachhaltigen Beein-
trächtigung schutzwürdiger Biotope führen 
können, sind zu vermeiden; unvermeidba-
re Beeinträchtigungen sind auszuglei-
chen. Ein Ausbau von Gewässern soll so 
naturnah wie möglich erfolgen. 

  

5. Schädliche Umwelteinwirkungen sind 
auch durch Maßnahmen des Naturschut-
zes und der Landschaftspflege gering zu 
halten; empfindliche Bestandteile des Na-
turhaushalts dürfen nicht nachhaltig ge-
schädigt werden. 

  

6. Beeinträchtigungen des Klimas sind zu 
vermeiden; hierbei kommt dem Aufbau ei-
ner nachhaltigen Energieversorgung ins-
besondere durch zunehmende Nutzung 
erneuerbarer Energien besondere Bedeu-
tung zu. Auf den Schutz und die Verbes-
serung des Klimas, einschließlich des ört-
lichen Klimas, ist auch durch Maßnahmen 
des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege hinzuwirken. Wald und sonstige 
Gebiete mit günstiger klimatischer Wir-
kung sowie Luftaustauschbahnen sind zu 
erhalten, zu entwickeln oder wiederherzu-
stellen. 

  

7. Beim Aufsuchen und bei der Gewinnung 
von Bodenschätzen, bei Abgrabungen 
und Aufschüttungen sind dauernde Schä-
den des Naturhaushalts und Zerstörungen 
wertvoller Landschaftsteile zu vermeiden. 
Unvermeidbare Beeinträchtigungen von 
Natur und Landschaft sind insbesondere 
durch Förderung natürlicher Sukzession, 
Renaturierung, naturnahe Gestaltung, 
Wiedernutzbarmachung oder Rekultivie-
rung auszugleichen oder zu mindern. 

  

8. Zur Sicherung der Leistungs- und Funkti-
onsfähigkeit des Naturhaushalts ist die 
biologische Vielfalt zu erhalten und zu 
entwickeln. Sie umfasst die Vielfalt an Le-
bensräumen und Lebensgemeinschaften, 
an Arten sowie die genetische Vielfalt in-
nerhalb der Arten. 

  

9. Die wild lebenden Tiere und Pflanzen und 
ihre Lebensgemeinschaften sind als Teil 
des Naturhaushalts in ihrer natürlichen 
und historisch gewachsenen Artenvielfalt 
zu schützen. Ihre Biotope und ihre sonsti-
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gen Lebensbedingungen sind zu schüt-
zen, zu pflegen, zu entwickeln oder wie-
derherzustellen. 

10. Auch im besiedelten Bereich sind noch 
vorhandene Naturbestände, wie Wald, 
Hecken, Wegraine, Saumbiotope, Bach-
läufe, Weiher sowie sonstige ökologisch 
bedeutsame Kleinstrukturen zu erhalten 
und zu entwickeln. 

  

11. Unbebaute Bereiche sind wegen ihrer 
Bedeutung für den Naturhaushalt und für 
die Erholung insgesamt und auch im Ein-
zelnen in der dafür erforderlichen Größe 
und Beschaffenheit zu erhalten. Nicht 
mehr benötigte versiegelte Flächen sind 
zu renaturieren oder, soweit eine Entsie-
gelung nicht möglich oder nicht zumutbar 
ist, der natürlichen Entwicklung zu über-
lassen. 

  

12. Bei der Planung von ortsfesten baulichen 
Anlagen, Verkehrswegen, Energieleitun-
gen und ähnlichen Vorhaben sind die na-
türlichen Landschaftsstrukturen zu be-
rücksichtigen. Verkehrswege, Energielei-
tungen und ähnliche Vorhaben sollen so 
zusammengefasst werden, dass die Zer-
schneidung und der Verbrauch von Land-
schaft so gering wie möglich gehalten 
werden. 

  

13. Die Landschaft ist in ihrer Vielfalt, Eigen-
art und Schönheit auch wegen ihrer Be-
deutung als Erlebnis- und Erholungsraum 
des Menschen zu sichern. Ihre charakte-
ristischen Strukturen und Elemente sind 
zu erhalten oder zu entwickeln. Beein-
trächtigungen des Erlebnis- und Erho-
lungswerts der Landschaft sind zu ver-
meiden. Zum Zweck der Erholung sind 
nach ihrer Beschaffenheit und Lage ge-
eignete Flächen zu schützen und, wo not-
wendig, zu pflegen, zu gestalten und zu-
gänglich zu erhalten oder zugänglich zu 
machen. Vor allem im siedlungsnahen Be-
reich sind ausreichende Flächen für die 
Erholung bereitzustellen. Zur Erholung im 
Sinne des Satzes 4 gehören auch natur- 
und landschaftsverträgliche sportliche Be-
tätigungen in der freien Natur. 

  

14. Historische Kulturlandschaften und -
landschaftsteile von besonderer Eigenart, 
einschließlich solcher von besonderer Be-
deutung für die Eigenart oder Schönheit 
geschützter oder schützenswerter Kultur-, 
Bau- und Bodendenkmäler, sind zu erhal-
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ten. 

15. Das allgemeine Verständnis für die Ziele 
und Aufgaben des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege ist mit geeigneten Mit-
teln zu fördern. Bei Maßnahmen des Na-
turschutzes und der Landschaftspflege ist 
ein frühzeitiger Informationsaustausch mit 
Betroffenen und der interessierten Öffent-
lichkeit zu gewährleisten. 

  

(4) Die im Landschaftsprogramm dargestell-
ten Erfordernisse des Biotopverbundes sind 
bei allen Maßnahmen und Entscheidungen 
nach diesem Gesetz oder aufgrund dieses 
Gesetzes zu berücksichtigen. 

 (4) Alle Maßnahmen und Entscheidungen 
aufgrund dieses Gesetzes unterstützen 
das Ziel, ein Netz verbundener Biotope 
(Biotopverbund) zu schaffen, das mindes-
tens 10 % der Landesfläche umfassen soll. 
Der Biotopverbund soll länderübergreifend 
erfolgen. Das Land stimmt sich hierzu mit 
den angrenzenden Ländern ab. Der Bio-
topverbund dient der nachhaltigen Siche-
rung von heimischen Tier- und Pflanzenar-
ten und deren Population einschließlich 
ihrer Lebensräume und Lebensgemein-
schaften sowie der Bewahrung, Wieder-
herstellung und Entwicklung funktionsfä-
higer ökologischer Wechselbeziehungen. 
Der Biotopverbund besteht aus Kernflä-
chen, Verbindungsflächen und Verbin-
dungselementen. Bestandteile des Biotop-
verbundes sind: 

  1. festgesetzte Nationalparke, 

  2. im Rahmen des § 25 gesetzlich ge-
schützte Biotope, 

  3. Naturschutzgebiete, Gebiete im Sinne 
des § 27 und Biosphärenreservate oder 
Teile dieser Gebiete, 

  4. weitere Flächen und Elemente, ein-
schließlich Teilen von Landschafts-
schutzgebieten und Naturparken, 

  wenn sie zur Erreichung des in Satz 4 ge-
nannten Zieles geeignet sind. Die erforder-
lichen Kernflächen, Verbindungsflächen 
und Verbindungselemente sind durch 
Ausweisung geeigneter Gebiete im Sinne 
des § 15 Abs. 1, durch planungsrechtliche 
Festlegungen, durch langfristige Vereinba-
rungen (Vertragsnaturschutz) oder andere 
geeignete Maßnahmen rechtlich zu si-
chern, um einen Biotopverbund dauerhaft 
zu gewährleisten. 
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§ 2 
Allgemeine Verpflichtung zum 
Schutz von Natur und Land-

schaft 
(zu §§ 4 und 6 Bundesnatur-

schutzgesetz) 

 
§ 2 

Allgemeine Verpflichtung zum 
Schutz von Natur und Land-

schaft 
(zu §§ 4 und 6 Bundesnatur-

schutzgesetz) 

(1) Jeder soll nach seinen Möglichkeiten zur 
Verwirklichung der Ziele und Grundsätze des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege 
beitragen und sich so verhalten, dass Natur 
und Landschaft nicht mehr als nach den Um-
ständen unvermeidbar beeinträchtigt werden. 

  unverändert 

(2) Bildungs-, Erziehungs- und Informations-
träger haben über die Bedeutung von Natur 
und Landschaft sowie über die Aufgaben des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege zu 
informieren, das Verantwortungsbewusstsein 
für ein pflegliches Verhalten gegenüber Natur 
und Landschaft zu wecken und für einen ver-
antwortungsvollen Umgang mit Natur und 
Landschaft zu werben. 

  

   

§ 3 
Aufgaben der Behörden und 

öffentlichen Stellen, Vertrags-
naturschutz 

(zu §§ 6 und 8 Bundesnatur-
schutzgesetz) 

 
§ 3 

Aufgaben der Behörden und öf-
fentlichen Stellen, Vertragsna-

turschutz 
(zu §§ 6 und 8 Bundesnatur-

schutzgesetz) 

(1) Die Organe, Behörden und sonstigen Stel-
len der Träger öffentlicher Verwaltung haben 
im Rahmen ihrer Zuständigkeiten die Verwirk-
lichung der Ziele und Grundsätze des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege zu unter-
stützen. Sie sind verpflichtet, bereits bei der 
Vorbereitung aller öffentlichen Planungen und 
Maßnahmen, die die Belange des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege berühren 
können, die Naturschutzbehörden zu unter-
richten und anzuhören, soweit nicht eine wei-
tergehende Form der Mitwirkung vorge-
schrieben ist. 

  unverändert 

(2) Die Beteiligungspflicht nach Absatz 1 Satz 
2 gilt entsprechend für die zuständigen Natur-
schutzbehörden und die Träger der Land-
schaftsplanung gegenüber anderen Behörden 
und öffentlichen Stellen, soweit Planungen 
und Maßnahmen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege deren Aufgabenbereiche 
berühren können. 

  

(3) Die Naturschutzbehörden haben zu prü-   
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fen, ob bei Maßnahmen zur Durchführung 
dieses Gesetzes oder der aufgrund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften der 
Zweck auch durch vertragliche Regelungen 
erreicht werden kann. Die sonstigen Befug-
nisse der Naturschutzbehörden nach diesem 
Gesetz bleiben hiervon unberührt. 

   

§ 4 
Grundflächen der öffentlichen 

Hand 
(zu § 7 Bundesnaturschutzge-

setz) 

 
§ 4 

Grundflächen der öffentlichen 
Hand 

(zu § 7 Bundesnaturschutzge-
setz) 

Auf die Bewirtschaftung von Grundflächen im 
Eigentum oder Besitz der öffentlichen Hand 
findet § 7 des Bundesnaturschutzgesetzes 
Anwendung. 

 Bei der Bewirtschaftung von Grundflächen im 
Eigentum oder Besitz der öffentlichen Hand 
sollen die Ziele und Grundsätze des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege in 
besonderer Weise berücksichtigt werden. 
Für den Naturschutz besonders wertvolle 
Grundflächen sollen, soweit angemessen, 
in ihrer ökologischen Beschaffenheit nicht 
nachteilig verändert werden. Die Sätze 1 
und 2 stehen der Erfüllung bestimmter 
öffentlicher Zweckbestimmungen von 
Grundflächen nicht entgegen. 

   

§ 5 
Land-, Forst- und Fischerei-

wirtschaft 
(zu § 5 Bundesnaturschutzge-

setz) 

 
§ 5 

Land-, Forst- und Fischerei-
wirtschaft 

(zu § 5 Bundesnaturschutzge-
setz) 

(1) Bei Maßnahmen des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege ist die besondere Be-
deutung einer natur- und landschaftsverträgli-
chen Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft für 
die Erhaltung der Kultur- und Erholungsland-
schaft zu berücksichtigen. 

 (1) unverändert 

(2) Die oberste Naturschutzbehörde setzt die 
zur Vernetzung von Biotopen erforderlichen 
Mindestdichten von linearen und punktförmi-
gen Elementen nach Beteiligung der Ge-
meinden und der Verbände aus Land-, Forst- 
und Fischereiwirtschaft sowie der nach § 59 
des Bundesnaturschutzgesetzes und § 58 
dieses Gesetzes anerkannten Naturschutz-
vereine fest, gibt sie im Amtsblatt für Schles-
wig-Holstein bekannt und schreibt sie fort. Bei 
der Unterschreitung von festgelegten Min-
destdichten soll darauf hingewirkt werden, 
dass insbesondere die in Landschaftsplänen 

 (2) Die oberste Naturschutzbehörde setzt die 
zur Vernetzung von Biotopen erforderlichen 
Mindestdichten von linearen und punktförmi-
gen Elementen nach Beteiligung der Gemein-
den und der Verbände aus Land-, Forst- und 
Fischereiwirtschaft sowie der nach § 59 des 
Bundesnaturschutzgesetzes und § 58 dieses 
Gesetzes anerkannten Naturschutzvereine 
fest, gibt sie im Amtsblatt für Schleswig-
Holstein bekannt und schreibt sie fort. Bei der 
Unterschreitung festgelegter Mindestdichten 
sind geeignete Maßnahmen, insbesondere 
die in Landschaftsplänen vorgesehenen 
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vorgesehenen Maßnahmen ergriffen werden. Maßnahmen zu ergreifen. 

(3) Die Landwirtschaft hat neben den Anfor-
derungen, die sich aus den für die Landwirt-
schaft geltenden Vorschriften und § 17 Abs. 2 
des Bundes-Bodenschutzgesetzes vom 
17. März 1998 (BGBl. I S. 502), zuletzt geän-
dert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
9. Dezember 2004 (BGBl. I S. 3214), erge-
ben, insbesondere die folgenden Grundsätze 
der guten fachlichen Praxis zu beachten: 

 (3) unverändert 

1. Bei der landwirtschaftlichen Nutzung 
muss die Bewirtschaftung standortange-
passt erfolgen und die nachhaltige Boden-
fruchtbarkeit und langfristige Nutzbarkeit 
der Flächen gewährleistet werden, 

  

2. vermeidbare Beeinträchtigungen von Bio-
topen sind zu unterlassen, 

  

3. die zur Vernetzung von Biotopen erforder-
lichen Landschaftselemente sind zu erhal-
ten und nach Möglichkeit zu vermehren, 

  

4. die Tierhaltung hat in einem ausgewoge-
nen Verhältnis zum Pflanzenbau nach 
Maßgabe des Fachrechts zu stehen und 
schädliche Umwelteinwirkungen zu ver-
meiden, 

  

5. auf erosionsgefährdeten Hängen, in Ü-
berschwemmungsgebieten, auf Standor-
ten mit hohem Grundwasserstand sowie 
auf Moorstandorten ist ein Grünlandum-
bruch zu unterlassen, 

  

6. die natürliche Ausstattung der Nutzfläche 
(Boden, Wasser, Flora, Fauna) darf nicht 
über das zur Erzielung eines nachhaltigen 
Ertrages erforderliche Maß hinaus beein-
trächtigt werden, 

  

7. eine schlagspezifische Dokumentation 
über den Einsatz von Dünge- und Pflan-
zenschutzmitteln ist nach Maßgabe des 
landwirtschaftlichen Fachrechts zu führen. 

  

(4) Die oberste Naturschutzbehörde kann 
durch Verordnung die Grundsätze der guten 
fachlichen Praxis nach Absatz 3 Nr. 2, 3 und 
5 näher konkretisieren. 

 (4) unverändert 
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§ 6  
Begriffsbestimmungen 

(zu § 10 Bundesnaturschutzge-
setz) 

 
§ 6  

Begriffsbestimmungen 
(zu § 10 Bundesnaturschutzge-

setz) 

Die Begriffsbestimmungen des § 10 Abs. 1 
bis 5 des Bundesnaturschutzgesetzes finden 
Anwendung. 

  unverändert 

   

Abschnitt II 
Landschaftsplanung 

 
Abschnitt II 

Landschaftsplanung 

§ 7 
Aufgaben, Inhalte und Verfah-
ren der Landschaftsplanung 

(zu §§ 13,14 Bundesnaturschutz-
gesetz) 

 
§ 7 

Aufgaben, Inhalte und Verfah-
ren der Landschaftsplanung 

(zu §§ 13,14 Bundesnaturschutz-
gesetz) 

(1) Landschaftsplanung hat die Aufgabe, die 
Erfordernisse und Maßnahmen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege darzu-
stellen und zu begründen.  

  unverändert 

(2) Für die Inhalte der Landschaftsplanung gilt 
§ 14 Abs. 1 Satz 2 des Bundesnaturschutz-
gesetzes. Sie sind in den Planungen und 
Verwaltungsverfahren, deren Entscheidungen 
sich auf Natur und Landschaft im Planungs-
raum auswirken können, zu berücksichtigen. 
Soweit den Inhalten der Landschaftsplanung 
in den Entscheidungen nicht Rechnung ge-
tragen werden kann, ist dies zu begründen. 

  

(3) Die oberste Naturschutzbehörde wird er-
mächtigt, durch Verordnung für die einzelnen 
Ebenen der Landschaftsplanung das Nähere 
über die formalen und inhaltlichen Anforde-
rungen an die Pläne, die Berücksichtigungs- 
und Begründungspflicht gemäß Absatz 2, das 
Verfahren, die Beteiligung und Mitwirkung, die 
Bekanntgabe der Pläne sowie die Notwendig-
keit ihrer Fortschreibung zu regeln. 

  

   

§ 8 
Landschaftsprogramm 

(zu § 15 Bundesnaturschutzge-
setz) 

 
§ 8 

Landschaftsprogramm 
(zu § 15 Bundesnaturschutzge-

setz) 

(1) Die landesweiten Erfordernisse und Maß-
nahmen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege sowie des Biotopverbundes 
gemäß § 3 des Bundesnaturschutzgesetzes 

 (1) Die landesweiten Erfordernisse und Maß-
nahmen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege sowie des Biotopverbundes 
gemäß § 1 Abs. 4 sind im Landschaftspro-
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sind im Landschaftsprogramm darzustellen. 
Dabei sind die Ziele der Raumordnung zu 
beachten; die Grundsätze und sonstigen Er-
fordernisse der Raumordnung sind zu be-
rücksichtigen. Darstellung und Inhalt des 
Landschaftsprogramms haben den Anforde-
rungen des Landesraumordnungsplanes so-
wie der Regionalpläne zu entsprechen. 

gramm darzustellen. Dabei sind die Ziele der 
Raumordnung zu beachten; die Grundsätze 
und sonstigen Erfordernisse der Raumord-
nung sind zu berücksichtigen. Darstellung und 
Inhalt des Landschaftsprogramms haben den 
Anforderungen des Landesraumordnungspla-
nes sowie der Regionalpläne zu entsprechen. 

(2) Das Landschaftsprogramm wird von der 
obersten Naturschutzbehörde unter Beteili-
gung der betroffenen Träger öffentlicher Be-
lange erarbeitet und fortgeschrieben; es wird 
im Amtsblatt für Schleswig-Holstein bekannt 
gemacht. 

  

(3) Die raumbedeutsamen Inhalte nach Ab-
satz 1 werden unter Abwägung mit anderen 
raumbedeutsamen Planungen und Maßnah-
men nach Maßgabe des Landesplanungsge-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 10. Februar 1996 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 232), geändert durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 15. Dezember 2005 (GVOBl. Schl.-
H. S. 542), in die Raumordnungspläne aufge-
nommen. Weichen die übernommenen Inhal-
te von den Darstellungen im Landschaftspro-
gramm ab, sind die Gründe darzulegen. 

  

   

§ 9 
Landschaftspläne 

(zu § 16 Bundesnaturschutzge-
setz) 

 
§ 9 

Landschaftspläne 
(zu § 16 Bundesnaturschutzge-

setz) 

(1) Die örtlichen Erfordernisse und Maßnah-
men des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege sind in Landschaftsplänen flächende-
ckend darzustellen. 

  unverändert 

(2) Landschaftspläne werden unter Beach-
tung des Landschaftsprogramms von den 
Gemeinden für ihr Gebiet aufgestellt. Um 
Naturräumen gerecht zu werden und gemein-
deübergreifende Planungen zu erleichtern, 
können mehrere Gemeinden einen gemein-
samen Landschaftsplan aufstellen. 

  

(3) Landschaftspläne bestehen aus einem 
Grundlagenteil und einem Planungsteil, der 
nach Abwägung von den aufstellenden Ge-
meinden zu beschließen ist. Die Landschafts-
pläne sind mit den Nachbargemeinden abzu-
stimmen. Die Gemeinden beteiligen bei der 
Aufstellung der Landschaftspläne die Behör-
den und sonstigen Träger öffentlicher Belan-
ge, die Naturschutzbehörden, die nach § 59 
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des Bundesnaturschutzgesetzes sowie § 58 
dieses Gesetzes anerkannten Naturschutz-
vereine, die auf örtlicher Ebene tätigen Natur-
schutzvereine und die Öffentlichkeit. 

(4) Die geeigneten Inhalte werden nach Ab-
wägung im Sinne des § 1 Abs. 7 des Bauge-
setzbuches als Darstellungen oder Festset-
zungen in die Bauleitpläne übernommen. 

  

(5) Von der Erstellung eines Landschaftspla-
nes kann in Teilen von Gemeinden abgese-
hen werden, soweit die vorherrschende Nut-
zung den Zielen und Grundsätzen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege ent-
spricht und dies planungsrechtlich gesichert 
ist. 

  

(6) Landschaftspläne sind bekannt zu ma-
chen. Sie sind bei Bedarf fortzuschreiben. 

  

   

Abschnitt III 
Eingriffe in Natur und Land-
schaft, Ausgleich und Ersatz 

 
Abschnitt III 

Eingriffe in Natur und Land-
schaft, Ausgleich und Ersatz 

§ 10 
Eingriffe in Natur und Land-

schaft 
(zu § 18 Bundesnaturschutzge-

setz) 

 
§ 10 

Eingriffe in Natur und Land-
schaft 

(zu § 18 Bundesnaturschutzge-
setz) 

(1) Eingriffe in Natur und Landschaft (Eingrif-
fe) im Sinne dieses Gesetzes sind Verände-
rungen der Gestalt oder Nutzung von Grund-
flächen oder Veränderungen des mit der be-
lebten Bodenschicht in Verbindung stehenden 
Grundwasserspiegels, die die Leistungs- und 
Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts oder 
das Landschaftsbild erheblich beeinträchtigen 
können. 

 (1) unverändert 

(2) Nicht als Eingriffe anzusehen sind  (2) Nicht als Eingriffe anzusehen sind 

1. von den Naturschutzbehörden angeordne-
te oder geförderte Naturschutzmaßnah-
men zur Herstellung, Pflege und Entwick-
lung von Flächen und Landschaftsele-
menten, 

 1.  unverändert 

2. die land-, forst- und fischereiwirtschaftli-
che Bodennutzung, soweit dabei die Ziele 
und Grundsätze des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege berücksichtigt wer-
den, 

 2.  unverändert 

3. die Wiederaufnahme einer land-, forst-  3. die Wiederaufnahme einer land-, forst- 
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und fischereiwirtschaftliche Bodennut-
zung, die auf Grund von vertraglichen 
Vereinbarung oder auf Grund der Teil-
nahme an öffentlichen Programmen zur 
Bewirtschaftungsbeschränkung zeitweise 
eingeschränkt oder unterbrochen war, in-
nerhalb einer Frist von zehn Jahren nach 
Auslaufen der Bewirtschaftungsbeschrän-
kungen. 

und fischereiwirtschaftliche Bodennut-
zung, die auf Grund von vertraglichen 
Vereinbarung oder auf Grund der Teil-
nahme an öffentlichen Programmen zur 
Bewirtschaftungsbeschränkung zeitweise 
eingeschränkt oder unterbrochen war, in-
nerhalb einer Frist von zehn Jahren nach 
Auslaufen der Bewirtschaftungsbe-
schränkungen, 

  4. Unterhaltungsmaßnahmen an Gewäs-
sern nach § 38 des Landeswasserge-
setzes. 

Die den in § 5 Abs. 3 dieses Gesetzes und 
den in § 5 Abs. 5 bis 6 des Bundesnatur-
schutzgesetzes genannten Anforderungen 
sowie den Regeln der guten fachlichen Pra-
xis, die sich aus dem Recht der Land-, Forst- 
und Fischereiwirtschaft und § 17 Abs. 2 des 
Bundes-Bodenschutzgesetzes vom 17. März 
1998 (BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 9. Dezember 
2004 (BGBl. I S. 3214), ergeben, entspre-
chende land-, forst- und fischereiwirtschaftli-
che Nutzung widerspricht in der Regel nicht 
den Zielen und Grundsätzen des Naturschut-
zes und der Landschaftspflege. 

 Die den in § 5 Abs. 3 dieses Gesetzes und 
den in § 5 Abs. 5 bis 6 des Bundesnatur-
schutzgesetzes genannten Anforderungen 
sowie den Regeln der guten fachlichen Praxis, 
die sich aus dem Recht der Land-, Forst- und 
Fischereiwirtschaft und § 17 Abs. 2 des Bun-
des-Bodenschutzgesetzes vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 
3 des Gesetzes vom 9. Dezember 2004 
(BGBl. I S. 3214), ergeben, entsprechende 
land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Nut-
zung widerspricht in der Regel nicht den Zie-
len und Grundsätzen des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege. 

   

§ 11 
Genehmigung von Eingriffen 

(zu §§ 19, 20 Bundesnatur-
schutzgesetz) 

 
§ 11 

Genehmigung von Eingriffen 
(zu §§ 19, 20 Bundesnatur-

schutzgesetz) 

(1) Eingriffe bedürfen der Genehmigung 
durch die zuständige Behörde. Die Verursa-
cherin oder der Verursacher eines Eingriffs ist 
verpflichtet, vermeidbare Beeinträchtigungen 
von Natur und Landschaft zu unterlassen.  

 (1) unverändert 

(2) Eine Genehmigung nach Absatz 1 für  (2) unverändert 

1. die Gewinnung von Kies, Sand, Ton, Stei-
nen oder anderen selbständig verwertba-
ren Bodenbestandteilen (oberflächennahe 
Bodenschätze) oder 

  

2. andere Abgrabungen sowie Aufschüttun-
gen, Auf- oder Abspülungen oder das Auf-
füllen von Bodenvertiefungen 

  

ist nur erforderlich, wenn die betroffene Bo-
denfläche größer als 1.000 m² ist oder die zu 
verbringende Menge mehr als 30 m³ beträgt. 
Projekte im Sinne von § 30 Abs. 1 sind anzu-
zeigen. Eine Genehmigung ist auch nicht 
erforderlich für die Gewinnung von Boden-
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schätzen, die nach den Vorschriften des Bun-
desberggesetzes vom 13. August 1980 
(BGBl. I S. 1310), zuletzt geändert durch Arti-
kel 37 des Gesetzes vom 21. Juni 2005 
(BGBl. I S. 1818), eines zugelassenen Be-
triebsplans bedarf, wenn die Zulassung im 
Einvernehmen mit der zuständigen Natur-
schutzbehörde erfolgt. 

(3) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn 
und soweit 

 (3) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn 
und soweit 

1. Eingriffe vermeidbar sind; sie sind ver-
meidbar, wenn der Zweck des Vorhabens 
ohne Eingriffe oder mit geringeren Beein-
trächtigungen und wirtschaftlich vertretbar 
erreicht werden kann,  

 1. Eingriffe vermeidbar sind,  

2. die Beeinträchtigung nicht zu vermeiden 
oder nicht in angemessener Frist aus-
zugleichen oder in sonstiger Weise zu 
kompensieren ist und die Belange des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege 
bei der Abwägung aller Anforderungen an 
Natur und Landschaft anderen Belangen 
im Range vorgehen, oder 

 2.  unverändert 

3. dem Eingriff andere öffentlich-rechtliche 
Rechtsvorschriften oder Erfordernisse der 
Raumordnung entgegenstehen. 

 3.  unverändert 

Liegen keine Versagensgründe nach Satz 1 
vor, ist der Eingriff zu genehmigen. 

 Liegen keine Versagensgründe nach Satz 1 
vor, ist der Eingriff zu genehmigen. 

(4) Werden als Folge des Eingriffes Biotope 
zerstört, die für dort wild lebende Tiere und 
wild wachsende Pflanzen der streng ge-
schützten Arten nicht ersetzbar sind, ist der 
Eingriff nur zulässig, wenn er aus zwingenden 
Gründen des überwiegenden öffentlichen 
Interesses gerechtfertigt ist. 

 (4) unverändert 

   

§ 12 
Ausgleich und Ersatz bei Ein-

griffen 
(zu § 19 Bundesnaturschutzge-

setz) 

 
§ 12 

Ausgleich und Ersatz bei Ein-
griffen 

(zu § 19 Bundesnaturschutzge-
setz) 

(1) Die Verursacherin oder der Verursacher 
ist zu verpflichten, unvermeidbare Beeinträch-
tigungen im Rahmen des Eingriffs zu minimie-
ren und innerhalb einer von der Genehmi-
gungsbehörde zu bestimmenden Frist durch 
Maßnahmen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege vorrangig auszugleichen 
(Ausgleichsmaßnahmen) oder in sonstiger 
Weise zu kompensieren (Ersatzmaßnahmen). 

 (1) unverändert 
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Ausgeglichen ist eine Beeinträchtigung, wenn 
und sobald die beeinträchtigten Funktionen 
des Naturhaushalts wiederhergestellt sind 
und das Landschaftsbild landschaftsgerecht 
wiederhergestellt oder neu gestaltet ist. In 
sonstiger Weise kompensiert ist eine Beein-
trächtigung, wenn und sobald die beeinträch-
tigten Funktionen des Naturhaushaltes in 
gleichwertiger Weise ersetzt sind oder das 
Landschaftsbild landschaftsgerecht neu ges-
taltet ist. Ein unmittelbarer räumlicher Zu-
sammenhang zwischen Eingriff und Ersatz-
maßnahmen ist nicht erforderlich. Ausgleich 
und Ersatz kann auch durch die Aufwertung 
nicht land- oder forstwirtschaftlich genutzter 
Flächen erbracht werden. 

(2) Soweit erforderlich, kann die Genehmi-
gungsbehörde im Genehmigungsbescheid die 
Durchführung von Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen ganz oder teilweise vor der 
Durchführung des Eingriffs verlangen. 

 (2) unverändert 

(3) Kann ein Eingriff nicht ausgeglichen oder 
in sonstiger Weise kompensiert werden, ist 
vor Beginn des Eingriffes ein Ersatz in Geld 
(Ersatzzahlung) zu leisten. Die Ersatzzahlung 
bemisst sich nach den Kosten, die bei Durch-
führung der erforderlichen Ausgleichs- oder 
Ersatzmaßnahmen angefallen wären. Ist dies 
nicht feststellbar, bemisst sich die Höhe der 
Ersatzzahlung nach Dauer und Schwere des 
Eingriffs. Die Ersatzzahlung ist an die für die 
Genehmigung des Eingriffs zuständige Be-
hörde, in den Fällen des § 13 Abs. 1 Satz 3 
an die für die Erteilung des Einvernehmens 
zuständige Naturschutzbehörde, bei Verfah-
ren nach § 20 Abs. 3 des Bundesnatur-
schutzgesetzes an die oberste Naturschutz-
behörde zu leisten. Die Mittel sind für Maß-
nahmen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege zweckgebunden zu verwenden. 
Die von den unteren Naturschutzbehörden 
vereinnahmten Mittel, die nicht innerhalb von 
zwei Jahren nach Satz 5 verwendet worden 
sind, fallen an die oberste Naturschutzbehör-
de. 

 (3) Kann ein Eingriff nicht ausgeglichen oder 
in sonstiger Weise kompensiert werden, ist 
vor Beginn des Eingriffes ein Ersatz in Geld 
(Ersatzzahlung) zu leisten. Die Ersatzzahlung 
bemisst sich nach den Kosten, die bei Durch-
führung der erforderlichen Ausgleichs- oder 
Ersatzmaßnahmen angefallen wären. Ist dies 
nicht feststellbar, bemisst sich die Höhe der 
Ersatzzahlung nach Dauer und Schwere des 
Eingriffs. Die Ersatzzahlung ist an die für die 
Genehmigung des Eingriffs zuständige Be-
hörde, in den Fällen des § 13 Abs. 1 Satz 3 an 
die für die Erteilung des Einvernehmens zu-
ständige Naturschutzbehörde, bei Verfahren 
nach § 20 Abs. 3 des Bundesnaturschutzge-
setzes an die oberste Naturschutzbehörde zu 
leisten. Die Mittel sind für Maßnahmen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege 
sowie zur Sicherung des angestrebten 
Erfolges zweckgebunden zu verwenden. Die 
von den unteren Naturschutzbehörden ver-
einnahmten Mittel, die nicht innerhalb von 
zwei Jahren nach Satz 5 verwendet worden 
sind, fallen an die oberste Naturschutzbehör-
de. 

(4) Die im Rahmen dieser Bestimmungen 
festgesetzten und durchgeführten Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen dürfen nur im Rah-
men einer Genehmigung der zuständigen 
Naturschutzbehörde beseitigt oder verändert 
werden. 

 (4) unverändert 

(5) Die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
schließen erforderliche Maßnahmen zur Si-
cherung des angestrebten Erfolges ein. Die 

 (5) unverändert 



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 16. Wahlperiode Drucksache 16/1226 

 

 - 21 - 

Genehmigungsbehörde kann Sicherheitsleis-
tung bis zur Höhe der für die Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen voraussichtlich entste-
henden Kosten verlangen. Eine Sicherheits-
leistung kann auch für eine spätere Wieder-
herstellung eines ordnungsgemäßen Zustan-
des von Natur und Landschaft (erforderliche 
Rückbaumaßnahmen) verlangt werden. 

(6) Wer ohne öffentlich-rechtliche Verpflich-
tung oder Förderung Maßnahmen durchführt, 
von denen dauerhaft günstige Wirkungen auf 
die Schutzgüter des § 10 Abs. 1 ausgehen, 
kann insoweit von der zuständigen Behörde 
eine Anrechnung als Ersatzmaßnahme bei 
künftigen Eingriffen verlangen (Öko-Konto). 
Der Anspruch auf Anrechnung ist handelbar. 
Maßnahmen der Gemeinden nach § 135 a 
Abs. 2 Satz 2 des Baugesetzbuches oder 
eines Vorhabenträgers aufgrund eines städ-
tebaulichen Vertrages nach § 11 oder § 12 
des Baugesetzbuches bleiben unberührt. 

 (6) Wer ohne öffentlich-rechtliche Verpflich-
tung oder Förderung Maßnahmen durchführt, 
von denen dauerhaft günstige Wirkungen auf 
die Schutzgüter des § 10 Abs. 1 ausgehen, 
kann vor ihrer Durchführung insoweit von 
der zuständigen Behörde eine Anrechnung als 
Ersatzmaßnahme bei künftigen Eingriffen 
verlangen (Öko-Konto). Abweichend von 
Satz 1 kann eine bereits durchgeführte 
Maßnahme, die bei Inkrafttreten des Ge-
setzes nicht älter als zwei Jahre ist, von 
der nach Satz 1 zuständigen Behörde als 
Ersatzmaßnahme angerechnet werden, 
wenn eine ausreichende Dokumentation 
über den Ausgangszustand der aufgewer-
teten Fläche vorliegt und der Antrag auf 
Anrechnung als Ersatzmaßnahme bis zum 
31. Mai 2008 bei der zuständigen Behörde 
gestellt wird. Der Anspruch auf Anrechnung 
ist handelbar. Maßnahmen der Gemeinden 
nach § 135 a Abs. 2 Satz 2 des Baugesetzbu-
ches oder eines Vorhabenträgers aufgrund 
eines städtebaulichen Vertrages nach § 11 
oder § 12 des Baugesetzbuches bleiben un-
berührt. 

(7) Die für Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-
men bestimmten Flächen sowie Flächen nach 
Absatz 6 werden von der unteren Natur-
schutzbehörde in ein Verzeichnis eingetragen 
(Ausgleichsflächenkataster). Die Behörden 
teilen der unteren Naturschutzbehörde die 
Flächen sowie Art und Umfang der darauf 
durchzuführenden Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen mit. Dies gilt nicht für Flächen, 

 (7) unverändert 

1. die kleiner als 1000 m² sind,   

2. auf denen der Eingriff durchgeführt wird 
oder 

  

3. die im Gebiet desselben Bebauungsplans 
festgesetzt sind. 

  

Die untere Naturschutzbehörde stellt Auszüge 
aus dem Ausgleichsflächenkataster zur Ver-
fügung. 

  

(8) Die Landesregierung wird ermächtigt, 
durch Verordnung 

 (8) unverändert 
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1. Inhalt, Art und Umfang von Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen, insbesondere für 
vergleichbare Eingriffsarten, allgemein 
durch Standards festzulegen, 

  

2. die Höhe der Ersatzzahlung und das Ver-
fahren zu ihrer Erhebung zu bestimmen 
und 

  

3. das Nähere zu Inhalt, Verfahren und An-
rechnung als Ersatzmaßnahme bei künfti-
gen Eingriffen (Öko-Konto) sowie zur Ein-
richtung des Ausgleichsflächenkatasters 
zu regeln. 

  

   

§ 13 
Genehmigungsverfahren 

 
§ 13 

Genehmigungsverfahren 

(1) Die Genehmigung ist von der Verursache-
rin oder vom Verursacher zu beantragen. 
Verursacher ist der Träger der Maßnahme, im 
Übrigen ist Verursacherin oder Verursacher 
die Person, die in die Natur und Landschaft 
eingreift oder eingreifen lässt. Bedarf ein Vor-
haben, dessen Durchführung einen Eingriff 
bedingt, nach anderen Rechtsvorschriften 
einer Planfeststellung, einer Genehmigung, 
die die Genehmigung nach § 11 Abs. 1 Satz 1 
ersetzt, einer Baugenehmigung oder einer 
Genehmigung nach § 35 Abs. 1 Satz 3, § 56 
oder § 68 Abs. 2 des Landeswassergesetzes, 
entscheidet die dafür zuständige Behörde 
über den Ausgleich, den Ersatz oder die Er-
satzzahlung im Einvernehmen, im Übrigen im 
Benehmen mit der zuständigen Naturschutz-
behörde. § 21 des Bundesnaturschutzgeset-
zes bleibt unberührt. 

 (1) Die Genehmigung ist von der Verursache-
rin oder vom Verursacher zu beantragen. 
Verursacher ist der Träger der Maßnahme, im 
Übrigen ist Verursacherin oder Verursacher 
die Person, die in die Natur und Landschaft 
eingreift oder eingreifen lässt. Bedarf ein Vor-
haben, dessen Durchführung einen Eingriff 
bedingt, nach anderen Rechtsvorschriften 
einer Planfeststellung, einer Genehmigung, 
die die Genehmigung nach § 11 Abs. 1 Satz 1 
ersetzt, einer Baugenehmigung oder einer 
Genehmigung nach § 35 Abs. 1 Satz 3, § 56 
oder § 68 Abs. 2 des Landeswassergesetzes, 
entscheidet die dafür zuständige Behörde 
über den Ausgleich, den Ersatz oder die Er-
satzzahlung im Einvernehmen, im Übrigen im 
Benehmen mit der zuständigen Naturschutz-
behörde. Satz 3 gilt entsprechend für die 
Genehmigung von Sportboothäfen nach § 
139 Abs. 2 Nr. 1 des Landeswassergeset-
zes. § 21 des Bundesnaturschutzgesetzes 
bleibt unberührt. 

(2) Der Antrag auf Genehmigung eines Ein-
griffs muss neben den Unterlagen (Pläne und 
Beschreibungen) alle Angaben enthalten, die 
zur Beurteilung des Eingriffs einschließlich 
der nach § 12 vorgesehenen Maßnahmen 
erforderlich sind. Soll aufgrund eines nach 
öffentlichem Recht vorgesehenen Fachplans 
in die Natur und Landschaft eingegriffen wer-
den, hat die Verursacherin oder der Verursa-
cher in Text und Karte im Fachplan oder in 
einem landschaftspflegerischen Begleitplan, 
der Bestandteil des Fachplans ist, alle Anga-
ben zu machen, die zur Beurteilung des Ein-
griffs erforderlich sind. Bei anderen Eingriffen 
kann die Genehmigungsbehörde einen land-

 (2) unverändert 
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schaftspflegerischen Begleitplan verlangen, 
soweit es wegen des Umfangs oder der 
Schwere des Eingriffs erforderlich ist. Wenn 
die zuständige Naturschutzbehörde nicht 
innerhalb von vier Wochen weitere Unterla-
gen nachfordert, gilt der Antrag als vollstän-
dig. 

(3) Mit einem Antrag auf Genehmigung für 
den Abbau von oberflächennahen Boden-
schätzen, Abgrabungen und Aufschüttungen 
gelten alle nach anderen öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften für die Gewinnung von oberflä-
chennahen Bodenschätzen, für Abgrabungen 
oder Aufschüttungen erforderlichen Anträge 
auf behördliche Zulassungen oder Anzeigen 
als gestellt; die Frist des § 9 Abs. 2 des 
Denkmalschutzgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. November 1996 
(GVOBl. Schl.-H. S. 676), geändert durch 
Gesetz vom 16. Dezember 2002 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 264), Zuständigkeiten und Res-
sortbezeichnungen ersetzt durch Verordnung 
vom 12. Oktober 2005 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 487), beginnt mit dem Eingang der Anfrage 
bei der zuständigen Denkmalschutzbehörde 
zu laufen. Die Naturschutzbehörde hat die 
nach anderen öffentlich-rechtlichen Vorschrif-
ten erforderlichen Zulassungen anderer Be-
hörden einzuholen und gleichzeitig mit ihrer 
Genehmigung auszuhändigen. Versagt eine 
andere Behörde, die nach anderen öffentlich-
rechtlichen Vorschriften dazu befugt ist, ihre 
Zulassung, teilt sie dies unter Benachrichti-
gung der Naturschutzbehörde der Antragstel-
lerin oder dem Antragsteller durch schriftli-
chen Bescheid unmittelbar mit. Die Vorschrif-
ten dieses Absatzes gelten nicht für Planfest-
stellungsverfahren und für Genehmigungen 
nach § 31 Abs. 3 des Kreislaufwirtschafts- 
und Abfallgesetzes vom 27. September 1994 
(BGBl. I S. 2705), zuletzt geändert durch Arti-
kel 2 § 3 Abs. 3 des Gesetzes vom 01. Sep-
tember 2005 (BGBl. I S. 2618). 

 (3) unverändert 

(4) Die Genehmigung der beantragten Eingrif-
fe einschließlich der vorgesehenen Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen gilt als erteilt, 
wenn die zuständige Naturschutzbehörde 
nicht innerhalb von drei Monaten nach Ein-
gang des vollständigen Antrages entschieden 
hat. Dies gilt nicht in Verfahren, die aufgrund 
ihres Umfanges, wegen notwendiger Beteili-
gung Dritter oder wegen besonderer Schwie-
rigkeiten eines längeren Prüfungs- und Ent-
scheidungszeitraums bedürfen; die zuständi-
ge Naturschutzbehörde teilt dies vor Ablauf 
der in Satz 1 genannten Frist der Antragstel-

 (4) unverändert 
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lerin oder dem Antragsteller unter Angabe der 
Gründe mit. Satz 1 und 2 gelten entspre-
chend für die Erteilung des Einvernehmens in 
Verfahren nach Absatz 1 Satz 3. 

(5) Die Genehmigung für Vorhaben nach An-
lage 1 des Landes-UVP-Gesetzes vom 
13. Mai 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 246) kann 
nur in einem Verfahren erteilt werden, das 
den dort genannten Anforderungen ent-
spricht. 

 (5) unverändert 

(6) Soweit nicht in anderen Rechtsvorschrif-
ten etwas anderes bestimmt ist, erlischt die 
Genehmigung, wenn mit dem Eingriff nicht 
innerhalb von drei Jahren nach Erteilung be-
gonnen oder ein begonnener Eingriff länger 
als ein Jahr unterbrochen worden ist. Die Frist 
kann auf Antrag auch wiederholt jeweils bis 
zu einem Jahr verlängert werden; sie kann 
rückwirkend verlängert werden, wenn der 
Antrag vor Fristablauf eingegangen ist. 

 (6) unverändert 

(7) Auf Antrag kann die zuständige Natur-
schutzbehörde durch Vorbescheid über ein-
zelne Genehmigungsvoraussetzungen ent-
scheiden, sofern die Auswirkungen des ge-
planten Eingriffes ausreichend beurteilt wer-
den können. Der Vorbescheid gilt drei Jahre. 
Absatz 6 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

 (7) unverändert 

   

§ 14 
Ungenehmigte Eingriffe 

 
§ 14 

Ungenehmigte Eingriffe 

(1) Bei ungenehmigten Eingriffen ergreift die 
zuständige Naturschutzbehörde unbeschadet 
der Zuständigkeit anderer Behörden unver-
züglich die erforderlichen Maßnahmen. Sie 
kann insbesondere die Einstellung anordnen 
und jede daraus gezogene Nutzung untersa-
gen und die Einhaltung dieser Verfügung 
durch geeignete Maßnahmen, zum Beispiel 
Versiegeln, Sperren oder Verschließen, si-
cherstellen. 

  unverändert 

(2) Ist das Vorhaben nicht genehmigungsfä-
hig, ist der ursprüngliche Zustand wiederher-
zustellen. Soweit eine Wiederherstellung des 
früheren Zustandes nicht oder nur mit unver-
hältnismäßigem Aufwand möglich ist, hat die 
Verursacherin oder der Verursacher die Be-
einträchtigungen durch Ausgleichs- oder Er-
satzmaßnahmen auszugleichen. Soweit dies 
nicht möglich ist, ist eine Ersatzzahlung ent-
sprechend § 12 Abs. 3 zu entrichten. Die zu-
ständige Naturschutzbehörde kann die Maß-
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nahmen auf Kosten der Verursacherin oder 
des Verursachers oder der Eigentümerin oder 
des Eigentümers auch von einem Dritten vor-
nehmen lassen. Anordnungen nach den Sät-
zen 1 bis 4 können nur innerhalb eines hal-
ben Jahres, nachdem die zuständige Natur-
schutzbehörde Kenntnis von dem Eingriff 
erlangt hat, erfolgen. 

   

Abschnitt IV 
Schutz, Pflege und Entwick-

lung bestimmter Teile von Na-
tur und Landschaft 

 
Abschnitt IV 

Schutz, Pflege und Entwicklung 
bestimmter Teile von Natur und 

Landschaft 

Unterabschnitt 1 
Schutzgebiete 

 
Unterabschnitt 1 
Schutzgebiete 

§ 15 
Allgemeine Vorschriften für 

Unterschutzstellungen 
(zu § 22 Bundesnaturschutzge-

setz) 

 
§ 15 

Allgemeine Vorschriften für Un-
terschutzstellungen 

(zu § 22 Bundesnaturschutzge-
setz) 

(1) Teile von Natur und Landschaft können 
nach den Vorschriften dieses Unterabschnitts 
zum 

  unverändert 

1. Naturschutzgebiet, Biosphärenreservat, 
Landschaftsschutzgebiet, Naturpark, oder 

  

2. zum Naturdenkmal oder geschützten 
Landschaftsbestandteil 

  

erklärt werden.   

(2) Die Erklärung nach Absatz 1 bestimmt   

1. den Schutzgegenstand,   

2. den Schutzzweck,   

3. die zur Erreichung des Schutzzwecks 
notwendigen Gebote und Verbote, 

  

4. soweit erforderlich, die Pflege-, Ent-
wicklungs- oder Wiederherstellungsmaß-
nahmen oder die erforderlichen Ermächti-
gungen hierzu. 

  

(3) Gebiete nach Absatz 1 Nr. 1 können in 
Zonen mit einem dem jeweiligen Schutz-
zweck entsprechenden abgestuften Schutz 
gegliedert werden; hierbei kann auch die Um-
gebung einbezogen werden, soweit dies zur 
Erreichung des Schutzzwecks notwendig ist. 
Die Erklärung zu einem Naturschutzgebiet 

  



Drucksache 16/1226 Schleswig-Holsteinischer Landtag - 16. Wahlperiode 

 

 - 26 - 

kann auch mit der Erklärung zu einem Land-
schaftsschutzgebiet verbunden werden, vor 
allem zur Sicherung des Entwicklungsbe-
reichs für ein Naturschutzgebiet. 

(4) Die zuständige Naturschutzbehörde trägt 
die nach Absatz 1 geschützten Gebiete in ein 
Naturschutzbuch ein. 

  

(5) Nach Absatz 1 geschützte sowie gemäß 
§ 22 einstweilig sichergestellte Teile von Na-
tur und Landschaft sind kenntlich zu machen. 
Die Art der Kennzeichnung bestimmt die zu-
ständige Naturschutzbehörde durch Verwal-
tungsvorschrift und gibt sie im Amtsblatt für 
Schleswig-Holstein bekannt. Die Kennzeich-
nung und die Begriffsbezeichnung dürfen nur 
für die nach diesem Abschnitt geschützten 
Teile von Natur und Landschaft verwendet 
werden. 

  

(6) Unterliegen unter Schutz gestellte Teile 
von Natur und Landschaft auch einem Schutz 
nach dem Denkmalschutzgesetz, darf die 
zuständige Naturschutzbehörde Maßnahmen 
zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung nur 
im Einvernehmen mit der jeweils zuständigen 
Denkmalschutzbehörde durchführen oder 
zulassen. 

  

   

§ 16 
Naturschutzgebiete 

(zu § 23 Bundesnaturschutzge-
setz) 

 
§ 16 

Naturschutzgebiete 
(zu § 23 Bundesnaturschutzge-

setz) 

(1) Die oberste Naturschutzbehörde kann 
durch Verordnung Gebiete, in denen ein be-
sonderer Schutz von Natur und Landschaft in 
ihrer Ganzheit oder in einzelnen Teilen 

 (1) unverändert 

1. zur Erhaltung, Entwicklung oder Wieder-
herstellung von Biotopen oder Lebensge-
meinschaften bestimmter wild lebender 
Tier- und Pflanzenarten, 

  

2. aus wissenschaftlichen, naturgeschichtli-
chen oder landeskundlichen Gründen o-
der 

  

3. wegen ihrer Seltenheit, besonderen Ei-
genart oder hervorragenden Schönheit 

  

erforderlich ist, zu Naturschutzgebieten erklä-
ren. 

  

(2) Alle Handlungen, die zu einer Zerstörung, 
Beschädigung oder Veränderung des Natur-

 (2) Alle Handlungen, die zu einer Zerstörung, 
Beschädigung oder Veränderung des Natur-
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schutzgebiets oder seiner Bestandteile oder 
einer nachhaltigen Störung führen können, 
sind nach Maßgabe der nach Absatz 1 zu 
erlassenden Rechtsverordnung verboten. 
Naturschutzgebiete dürfen ohne besondere 
Zulassung nur auf Wegen oder dafür ausge-
wiesenen Flächen betreten werden. Soweit 
der Schutzzweck es erfordert, können in der 
Verordnung 

schutzgebiets oder seiner Bestandteile oder 
einer nachhaltigen Störung führen können, 
sind nach Maßgabe der nach Absatz 1 zu 
erlassenden Rechtsverordnung verboten. 
Naturschutzgebiete dürfen ohne besondere 
Zulassung nur auf Wegen oder dafür ausge-
wiesenen Flächen betreten werden. Soweit 
der Schutzzweck es erfordert, können in der 
Verordnung 

1. bestimmte Einwirkungen, die von einem 
Naturschutzgebiet unmittelbar benachbar-
ten Flächen ausgehen, verboten werden, 

 1.  unverändert 

2. der Gemeingebrauch an Gewässern oder 
am Meeresstrand sowie die Befugnis zum 
Betreten von Wald eingeschränkt werden. 

 2.  unverändert 

Sonstige Nutzungen sind zulässig, wenn und 
soweit sie dem Schutzzweck nicht zuwider 
laufen. 

 Sonstige Nutzungen sind zulässig, wenn und 
soweit sie den Vorrang des Schutzzweckes 
wahren. 

   

§ 17 
Biosphärenreservate 

(zu § 25 Bundesnaturschutzge-
setz) 

 
§ 17 

Biosphärenreservate 
(zu § 25 Bundesnaturschutzge-

setz) 

(1) Die oberste Naturschutzbehörde kann 
rechtsverbindlich Gebiete, die 

  unverändert 

1. von der UNESCO anerkannt worden sind,   

2. großräumig und für bestimmte Land-
schaftstypen charakteristisch sind, 

  

3. in wesentlichen Teilen ihres Gebiets zum 
Nationalpark oder Naturschutzgebiet, im 
Übrigen überwiegend zum Landschafts-
schutzgebiet erklärt sind oder die Voraus-
setzungen hierfür erfüllen, 

  

4. in Teilen der Erhaltung, Entwicklung oder 
Wiederherstellung einer durch herge-
brachte vielfältige Nutzung geprägten 
Landschaft und der darin historisch ge-
wachsenen Arten- und Biotopvielfalt, ein-
schließlich Wild- und früherer Kulturfor-
men wirtschaftlich genutzter oder nutzba-
rer Tier- und Pflanzenarten, dienen, 

  

5. beispielhaft der Entwicklung und Erpro-
bung von die Naturgüter besonders scho-
nenden Wirtschaftweisen und 

  

6. beispielhaft der Umweltbildung, der öko-
logischen Umweltbeobachtung und For-
schung dienen, 
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zu Biosphärenreservaten erklären.   

(2) Biosphärenreservate sind entsprechend 
dem Einfluss menschlicher Tätigkeit in Kern, 
Pflege- und Entwicklungszonen zu untertei-
len. 

  

(3) § 16 Abs. 2 und § 18 Abs. 2 bleiben unbe-
rührt. Die oberste Naturschutzbehörde kann 
auch durch Verordnung die zur Verwirkli-
chung der Schutzziele erforderlichen Bestim-
mungen erlassen. 

  

   

§ 18 
Landschaftsschutzgebiete 

(zu § 26 Bundesnaturschutzge-
setz) 

 
§ 18 

Landschaftsschutzgebiete 
(zu § 26 Bundesnaturschutzge-

setz) 

(1) Die untere Naturschutzbehörde kann 
durch Verordnung Gebiete, in denen ein be-
sonderer Schutz von Natur und Landschaft 

  unverändert 

1. zur Erhaltung, Entwicklung oder Wieder-
herstellung der Leistungs- und Funktions-
fähigkeit des Naturhaushalts oder der Re-
generationsfähigkeit und nachhaltigen 
Nutzungsfähigkeit der Naturgüter, 

  

2. wegen der Vielfalt, Eigenart und Schön-
heit oder der besonderen kulturhistori-
schen Bedeutung der Landschaft oder 

  

3. wegen ihrer besonderen Bedeutung für 
die naturverträgliche Erholung erforderlich 
ist, 

  

zu Landschaftsschutzgebieten erklären.   

(2) Alle Handlungen, die den Charakter des 
Gebiets verändern oder dem Schutzzweck 
zuwiderlaufen, sind unter besonderer Beach-
tung des § 5 Abs. 1 und nach Maßgabe der 
nach Absatz 1 zu erlassenden Verordnung 
verboten. 

  

(3) In den Fällen des § 15 Abs. 3 Satz 2 er-
lässt die oberste Naturschutzbehörde die 
Verordnung. 
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§ 19 
Naturparke, Naturerlebnisräu-

me 
(zu § 27 Bundesnaturschutzge-

setz) 

 
§ 19 

Naturparke, Naturerlebnisräu-
me 

(zu § 27 Bundesnaturschutzge-
setz) 

(1) Die oberste Naturschutzbehörde kann 
durch Allgemeinverfügung großräumige Ge-
biete, die 

  unverändert 

1. zu einem wesentlichen Teil Naturschutz-
gebiete, Landschaftsschutzgebiete oder 
Naturdenkmale enthalten, 

  

2. sich wegen ihrer landschaftlichen Voraus-
setzungen für die Erholung besonders 
eignen, 

  

zu Naturparken erklären.   

(2) Die Erklärung nach Absatz 1 bestimmt 
den Träger des Naturparks, den Umfang sei-
ner Aufgaben sowie die Schutz- und Entwick-
lungsziele. § 15 Abs. 2 Nr. 3 ist nicht an-
wendbar. 

  

(3) Naturerlebnisräume sollen den Besuche-
rinnen und Besuchern ermöglichen, Natur, 
Naturzusammenhänge und den unmittelbaren 
Einfluss des Menschen auf die Natur zu er-
fahren. Das Betreten erfolgt auf eigene Ge-
fahr.  

  

(4) Die oberste Naturschutzbehörde oder mit 
ihrer Zustimmung auch die unteren Natur-
schutzbehörden können auf Antrag eines 
Trägers begrenzte Landschaftsteile, die sich 
wegen 

  

1. der vorhandenen oder entwicklungsfähi-
gen natürlichen Strukturen und 

  

2. der Nähe zu Naturschutzgebieten oder 
sonst bedeutsamen Flächen für den Na-
turschutz oder 

  

3. der Nähe zu Gemeinde- oder Informati-
onszentren 

  

zu den in Absatz 3 genannten Zwecken eig-
nen, als Naturerlebnisräume anerkennen. Als 
Träger kommen vor allem Gemeinden und 
sonstige juristische Personen des öffentlichen 
Rechts in Betracht. 
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§ 20 
Naturdenkmale 

(zu § 28 Bundesnaturschutzge-
setz) 

 
§ 20 

Naturdenkmale 
(zu § 28 Bundesnaturschutzge-

setz) 

(1) Die untere Naturschutzbehörde kann 
durch Verordnung Einzelschöpfungen der 
Natur oder entsprechende Flächen bis fünf 
Hektar, deren besonderer Schutz 

  unverändert 

1. aus wissenschaftlichen, naturgeschichtli-
chen oder landeskundlichen Gründen o-
der 

  

2. wegen ihrer Seltenheit, Eigenart oder 
Schönheit erforderlich ist, 

  

durch Verordnung zu Naturdenkmalen erklä-
ren. Soweit es zum Schutz des Naturdenk-
mals erforderlich ist, kann seine Umgebung 
mit einbezogen werden. 

  

(2) Als Einzelschöpfungen der Natur im Sinne 
des Absatzes 1 sind insbesondere Kolke, 
Quellen, Findlinge sowie alte oder seltene 
Bäume anzusehen. Als Naturdenkmale kön-
nen auch Fundstellen der erdgeschichtlichen 
Pflanzen- und Tierwelt ausgewiesen werden. 

  

(3) Die Beseitigung des Naturdenkmals und 
alle Handlungen, die zu einer Zerstörung, 
Veränderung oder nachhaltigen Störung des 
Naturdenkmals oder seiner geschützten Um-
gebung führen oder führen können, sind nach 
Maßgabe der Verordnung nach Absatz 1 ver-
boten. In der Verordnung kann auch die er-
hebliche Beeinträchtigung oder nachhaltige 
Störung der im Bereich des Naturdenkmals 
wild lebenden Pflanzen und Tiere verboten 
werden. 

  

   

§ 21 
Geschützte Landschaftsbe-

standteile 
(zu § 29 Bundesnaturschutzge-

setz) 

 
§ 21 

Geschützte Landschaftsbe-
standteile 

(zu § 29 Bundesnaturschutzge-
setz) 

(1) Teile von Natur und Landschaft, deren 
besonderer Schutz 

  unverändert 

1. zur Erhaltung, Entwicklung oder Wieder-
herstellung der Leistungs- und Funktions-
fähigkeit des Naturhaushalts, 

  

2. zur Belebung, Gliederung oder Pflege des 
Orts- oder Landschaftsbildes, 
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3. zur Abwehr schädlicher Einwirkungen 
oder 

  

4. wegen ihrer Bedeutung als Lebensstätten 
bestimmter wild lebender Tier- und Pflan-
zenarten 

  

erforderlich ist, können zu geschützten Land-
schaftsbestandteilen erklärt werden. 

  

Der Schutz kann sich in bestimmten Gebieten 
auf den gesamten Bestand an einseitigen 
Baumreihen, Bäumen, Hecken oder anderen 
Landschaftsbestandteilen erstrecken. 

  

(2) Die Beseitigung des geschützten Land-
schaftsbestandteils sowie alle Handlungen, 
die zu seiner Zerstörung, Beschädigung oder 
Veränderung führen können, sind nach Maß-
gabe der Erklärung nach Absatz 1 verboten. 
Ausnahmen von diesem Verbot sind nur zu-
lässig, wenn sie aus zwingenden Gründen 
der Verkehrssicherheit durchgeführt werden 
und die Verkehrssicherheit nicht auf andere 
Weise erfolgreich erhöht werden konnte. 
Ausgleich und Ersatz ist nach Maßgabe des 
§ 12 zu leisten. 

  

(3) Die Verordnung oder Einzelanordnung 
nach Absatz 1 erlässt die untere Natur-
schutzbehörde. Solange und soweit diese 
keine Gebietsfestsetzung vornimmt, kann die 
Gemeinde die entsprechenden Anordnungen 
treffen. In verbindlich überplanten Gebieten 
(§ 30 des Baugesetzbuchs) sowie in im Zu-
sammenhang bebauten Ortsteilen (§ 34 des 
Baugesetzbuchs) legt die Gemeinde das Ge-
biet durch Satzung fest. Die Festlegung kann 
als Festsetzung in Bebauungspläne und in 
Satzungen nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 
3 des Baugesetzbuches aufgenommen wer-
den. Die verfahrensrechtlichen Vorschriften 
des Baugesetzbuches gelten entsprechend. 

  

   

§ 22 
Einstweilige Sicherstellung 
(zu § 22 Abs. 3 Bundesnatur-

schutzgesetz) 

 
§ 22 

Einstweilige Sicherstellung 
(zu § 22 Abs. 3 Bundesnatur-

schutzgesetz) 

(1) Flächen oder Objekte, deren Unterschutz-
stellung nach den §§ 16 bis 18, 20 und 21 
eingeleitet worden ist, dürfen von der Be-
kanntmachung der Auslegung nach § 23 
Abs. 2 Satz 2 an bis zum Inkrafttreten der 
Verordnung, längstens für drei Jahre, nur 
verändert werden, soweit dies den Schutz-
zweck der beabsichtigten Schutzerklärung 

  unverändert 
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nicht gefährdet. Die im Zeitpunkt der Be-
kanntmachung ausgeübte rechtmäßige Bo-
dennutzung bleibt unberührt. 

(2) Die zuständige Naturschutzbehörde kann 
für die Dauer von längstens drei Jahren durch 
Verordnung, bei betroffenen Einzelgrundstü-
cken auch durch Verwaltungsakt, die nach 
dem Schutzzweck zulässigen Verbote vorläu-
fig anordnen, wenn zu befürchten ist, dass 
sonst der Zweck der beabsichtigten Unter-
schutzstellung gefährdet würde. Eine Verlän-
gerung der Verbotsanordnung nach Satz 1 
um bis zu ein Jahr ist zulässig. Ist während 
der Geltungsdauer nach Satz 1 und 2 das 
Verfahren zur Unterschutzstellung durch Be-
kanntmachung der Auslegung nach § 23 
Abs. 2 Satz 2 eingeleitet worden, tritt die Ver-
ordnung erst mit dem Inkrafttreten der Unter-
schutzstellung außer Kraft. 

  

(3) Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 gel-
ten entsprechend für Flächen und Objekte, 
die durch Satzungen von Gemeinden nach 
§ 21 Abs. 3 geschützt werden sollen. 

  

   

§ 23 
Verfahren zum Erlass der 

Schutzverordnungen 

 
§ 23 

Verfahren zum Erlass der 
Schutzverordnungen 

(1) Vor dem Erlass einer Verordnung nach 
diesem Unterabschnitt sind die Gemeinden, 
Behörden und sonstigen öffentlichen Pla-
nungsträger, deren Aufgabenbereiche durch 
das Vorhaben berührt werden kann, zu hören. 
Die zuständige Naturschutzbehörde räumt 
ihnen dafür eine angemessene Frist ein. Ver-
spätet eingegangene Stellungnahmen werden 
nicht mehr berücksichtigt, es sei denn, die 
vorgebrachten Belange waren der zuständi-
gen Naturschutzbehörde bereits bekannt oder 
hätten ihr bekannt sein müssen oder sind für 
die Rechtmäßigkeit der Entscheidung von 
Bedeutung. 

 (1) unverändert 

(2) Der Entwurf der Verordnung ist mit den 
dazugehörenden Karten für die Dauer eines 
Monats in den amtsfreien Gemeinden und 
Ämtern, in deren Gebiet sich die Verordnung 
voraussichtlich auswirkt, öffentlich auszule-
gen. Ort und Dauer der Auslegung haben die 
genannten Gebietskörperschaften mindes-
tens eine Woche vorher mit dem Hinweis 
darauf örtlich bekannt zu machen, dass je-
dermann bis zu zwei Wochen nach Ablauf der 
Auslegungszeit bei ihnen oder bei der zu-

 (2) unverändert 
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ständigen Naturschutzbehörde schriftlich oder 
zur Niederschrift Stellungnahmen abgeben 
kann. 

(3) Die Beteiligung nach Absatz 1 kann 
gleichzeitig mit dem Verfahren nach Absatz 2 
durchgeführt werden. 

 (3) unverändert 

(4) Die zuständige Naturschutzbehörde prüft 
die fristgerecht abgegebenen Stellungnah-
men. Sie teilt das Ergebnis den Personen, die 
Stellungnahmen abgegeben haben, mündlich 
in einem gemeinsamen Termin oder schrift-
lich mit. 

 (4) unverändert 

(5) Die Absätze 1 bis 4 sind nicht anzuwen-
den, wenn 

 (5) Die Absätze 1 bis 4 sind nicht anzuwen-
den, wenn 

1. eine Verordnung nach § 22 Abs. 2 erlas-
sen werden soll, 

 1.  unverändert 

2. eine bestehende Verordnung nur unwe-
sentlich geändert oder nur dem geltenden 
Recht angepasst werden soll, 

 2. eine bestehende Verordnung geändert 
oder dem geltenden Recht angepasst 
werden soll oder nach Durchführung 
des Verfahrens nach den Absätzen 1 
bis 4 der Entwurf einer Verordnung ge-
ändert werden soll, 

3. es sich um ein Gebiet oder Objekt han-
delt, das zu Zwecken des Naturschutzes 
erworben oder bereitgestellt worden ist, 

 3.  unverändert 

4. ein Naturdenkmal oder ein geschützter 
Landschaftsbestandteil betroffen ist oder 
eine Verordnung nur auf Grundstücke 
weniger und bekannter Eigentümerinnen 
oder Eigentümer oder auf nach § 25 und 
26 geschützte Grundflächen erstreckt 
werden soll, 

 4.  unverändert 

5. eine bestehende Verordnung oder nach 
Durchführung des Verfahrens nach den 
Absätzen 1 bis 4 der Entwurf einer Ver-
ordnung räumlich oder sachlich nicht nur 
unwesentlich erweitert werden soll. 

  (entfällt) 

In den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 bis 5 sind die 
betroffenen Eigentümerinnen und Eigentü-
mer, Nutzungsberechtigten und Gemeinden 
innerhalb einer angemessenen Frist anzuhö-
ren. 

 In den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 und 4 sind 
die betroffenen Eigentümerinnen und Eigen-
tümer, Nutzungsberechtigten und Gemeinden 
innerhalb einer angemessenen Frist anzuhö-
ren. In den Fällen des Satzes 1 Nr. 2 sind 
sie anzuhören, wenn es sich um wesentli-
che räumliche oder sachliche Erweiterun-
gen handelt. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten entsprechend 
für die Aufhebung von Verordnungen. 

 (6) unverändert 

(7) Die Abgrenzung eines Schutzgebietes ist 
in der Verordnung 

 (7) unverändert 
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1. im einzelnen zu beschreiben oder   

2. grob zu beschreiben und zeichnerisch in 
Karten darzustellen, die 

  

a) als Bestandteil der Verordnung im je-
weiligen Verkündungsblatt abgedruckt 
werden oder 

  

b) als Ausfertigungen bei den zu benen-
nenden Naturschutzbehörden, den 
amtsfreien Gemeinden und Ämtern 
eingesehen werden können. 

  

Die Karten nach Nummer 2 müssen in hinrei-
chender Klarheit erkennen lassen, welche 
Grundstücke zum Schutzgebiet gehören; bei 
Zweifeln gelten die Flächen als nicht betrof-
fen. Bei Schutzgebieten, deren Abgrenzun-
gen durch Wasserflächen im Gültigkeitsbe-
reich der Seeschifffahrtsstraßenordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 22. 
Oktober 1998 (BGBl. I S. 3209, ber. 1999 
S. 193), zuletzt geändert durch Artikel 1 der 
Verordnung vom 6. August 2005 (BGBl. I 
S. 2228), verlaufen, sind die dortigen Abgren-
zungen durch Eintrag in eine amtliche See-
karte oder durch Definition der Linien anhand 
geographischer Koordinaten oder durch Defi-
nition der Linien anhand von Bezügen zu 
Merkmalen der amtlichen Seekarten darzu-
stellen. 

  

(8) Die Gemeinden erlassen Satzungen nach 
§ 21 in entsprechender Anwendung der Ab-
sätze 1 bis 7. 

 (8) unverändert 

(9) Unbeachtlich sind  (9) unverändert 

1. eine Verletzung der in Absatz 1 bis 8 be-
zeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften, 

  

2. Mängel der Abwägung und der Beschrei-
bung des Schutzzwecks, 

  

wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jah-
res gegenüber der Naturschutzbehörde oder 
Gemeinde geltend gemacht worden sind, die 
die Rechtsvorschrift erlassen hat. Die Frist 
beginnt nur zu laufen, wenn die Naturschutz-
behörde oder die Gemeinde bei Inkraftset-
zung der Rechtsvorschrift auf die Frist nach 
Satz 1 durch Bekanntmachung hinweist. Die 
Rechtsvorschrift kann durch ein ergänzendes 
Verfahren zur Behebung von Fehlern auch 
rückwirkend in Kraft gesetzt werden. 
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§ 24 
Betreuung geschützter Gebiete 

 
§ 24 

Betreuung geschützter Gebiete 

(1) Juristischen oder natürlichen Personen, 
die die Gewähr für eine sachgerechte Aufga-
benerfüllung bieten, kann auf Antrag die fach-
liche Betreuung von geschützten Teilen von 
Natur und Landschaft übertragen werden. 
Über den Antrag entscheidet bei geschützten 
Landschaftsbestandteilen die Gemeinde, bei 
anderen geschützten Gebieten die zuständige 
Naturschutzbehörde. 

  unverändert 

(2) Die Übertragung ist zu befristen; sie kann 
widerrufen werden. Ein Anspruch auf Erstat-
tung von Kosten wird durch sie nicht begrün-
det. Das Land beteiligt sich an den notwendi-
gen Aufwendungen im Rahmen der verfügba-
ren Haushaltsmittel. 

  

(3) Die ein Naturschutzgebiet betreuenden 
Personen sind vor einer Änderung oder Auf-
hebung der Schutzverordnung und vor Ge-
nehmigungen der Naturschutzbehörde auf-
grund der Schutzverordnung, welche das 
Naturschutzgebiet oder Gegenstände dieses 
Gebietes erheblich beeinträchtigen können, 
zu hören. 

  

(4) In Naturparken übernimmt die Betreuung 
der in der Erklärung bestimmte Träger. 

  

(5) Die Betreuung beinhaltet,   

1. die Entwicklung des Schutzgegenstandes 
und der Tier- und Pflanzenwelt sowie ihrer 
Ökosysteme zu beobachten und schriftlich 
festzuhalten, 

  

2. Vorschläge zur Verbesserung der Wirk-
samkeit der getroffenen Regelungen und 
Maßnahmen durch die Naturschutzbehör-
de zu unterbreiten, 

  

3. Maßnahmen des Naturschutzes nach 
Genehmigung durch die Naturschutzbe-
hörde auszuführen,  

  

4. die Öffentlichkeit über das Schutzgebiet 
zu informieren und 

  

5. jährlich einen Betreuungsbericht zu erstel-
len.  
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Unterabschnitt 2 
Geschützte Biotope, Schutz-

streifen an Gewässern 

 
Unterabschnitt 2 

Geschützte Biotope, Schutz-
streifen an Gewässern 

§ 25 
Gesetzlich geschützte Biotope 
(zu § 30 Bundesnaturschutzge-

setz) 

 
§ 25 

Gesetzlich geschützte Biotope 
(zu § 30 Bundesnaturschutzge-

setz) 

(1) Die folgenden Biotope sind unter beson-
deren Schutz gestellt: 

 (1) Die folgenden Biotope sind unter besonde-
ren Schutz gestellt: 

1. natürliche oder naturnahe Bereiche flie-
ßender und stehender Binnengewässer 
mit Ausnahme von Kleingewässern ein-
schließlich ihrer Ufer und der dazugehöri-
gen uferbegleitenden natürlichen oder na-
turnahen Vegetation sowie ihrer natürli-
chen oder naturnahen Verlandungsberei-
che, Altarme und regelmäßig über-
schwemmten Bereiche, 

 1.  unverändert 

2. Moore, Sümpfe, Röhrichte, seggen- und 
binsenreiche Nasswiesen, Quellbereiche, 
Binnenlandsalzstellen, 

 2.  unverändert 

3. Binnendünen, Heiden, Borstgrasrasen, 
Trockenrasen, Wälder und Gebüsche tro-
ckenwarmer Standorte, 

 3.  unverändert 

4. Bruch-, Sumpf-, Schlucht- und Auwälder,  4.  unverändert 

5. Fels- und Steilküsten, Küstendünen und 
Strandwälle, Strandseen, Salzwiesen und 
Wattflächen im Küstenbereich, Seegras-
wiesen und sonstige marine Makrophy-
tenbestände, Riffe, sublitorale Sandbänke 
der Ostsee sowie artenreiche Kies-, 
Grobsand- und Schillbereiche im Meeres- 
und Küstenbereich, 

 5.  unverändert 

6. Staudenfluren,  6. Staudenfluren stehender Binnengewäs-
ser und der Waldränder, 

7. natürliche und naturnahe Kleingewässer 
einschließlich ihrer Ufer und der dazuge-
hörigen uferbegleitenden natürlichen oder 
naturnahen Vegetation, 

 7.  unverändert 

8. Alleen.  8. Alleen, 

  9. artenreiche Steilhänge und Bach-
schluchten 

Maßnahmen, die zu einer Zerstörung oder 
sonstigen erheblichen oder nachhaltigen Be-
einträchtigung der geschützten Biotope füh-
ren können, sind verboten. 

 Maßnahmen, die zu einer Zerstörung oder 
sonstigen erheblichen oder nachhaltigen Be-
einträchtigung der geschützten Biotope führen 
können, sind verboten. 
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Satz 2 gilt nicht für  Satz 2 gilt nicht für 

1. Biotope, die während der Laufzeit vertrag-
licher Vereinbarungen oder der Teilnahme 
an öffentlichen Programmen zur Bewirt-
schaftungsbeschränkung entstanden sind; 
ausgenommen sind Biotope, die in die-
sem Rahmen aufgrund einer entspre-
chenden Vereinbarung zu entwickeln wa-
ren, 

 1.  unverändert 

2. die notwendigen Maßnahmen zur Unter-
haltung der Deiche, Dämme, Sperrwerke 
und des Deichzubehörs sowie der not-
wendigen Unterhaltung der Häfen, Ge-
wässer und die erforderlichen Maßnah-
men zur Erhaltung und Sicherung der öf-
fentlich gewidmeten Straßen, Wege und 
Plätze, 

 2.  unverändert 

3. notwendige Vorlandarbeiten (Grüpp- und 
Lahnungsarbeiten) und die Beweidung 
von Deichvorländereien, soweit diese Ge-
biete nicht im Nationalpark „Schleswig-
Holsteinisches Wattenmeer“ liegen. 

 3.  unverändert 

(2) Die zuständige Naturschutzbehörde kann 
in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 7 
Ausnahmen zulassen, wenn ein Ausgleich 
nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 Satz 2 geleis-
tet wird. § 30 bleibt unberührt. 

 (2) unverändert 

(3) Maßnahmen, die zu einer Zerstörung oder 
sonstigen erheblichen oder nachhaltigen Be-
einträchtigung von Knicks führen können, 
sind verboten. Absatz 2 gilt entsprechend. 

 (3) unverändert 

(4) Die oberste Naturschutzbehörde erlässt 
eine Verordnung, die die geschützten Biotop-
typen nach Absatz 1 und 3 anhand der 
Standortverhältnisse oder der Vegetation 
definiert und Mindestgrößen festlegt. Die Ver-
ordnung kann die zulässigen Schutz-, Pflege- 
und Bewirtschaftungsmaßnahmen regeln. 

 (4) unverändert 

(5) Die zuständige Naturschutzbehörde führt 
eine flächendeckende Kartierung der in Ab-
satz 1 genannten Biotope durch und aktuali-
siert sie bei Bedarf. Die flächenscharf erfass-
ten geschützten Biotope werden den Eigen-
tümerinnen und Eigentümern mitgeteilt. Bei 
unverhältnismäßigem Aufwand kann die Mit-
teilung durch örtliche Bekanntmachung erfol-
gen. Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht für die in 
Absatz 1 Nr. 7 genannten Biotope. 

 (5) Die zuständige Naturschutzbehörde führt 
eine flächendeckende Kartierung der in den 
Absätzen 1 und 3 genannten Biotope durch 
und aktualisiert sie bei Bedarf. Die flächen-
scharf erfassten geschützten Biotope werden 
den Eigentümerinnen und Eigentümern mitge-
teilt. Bei unverhältnismäßigem Aufwand kann 
die Mitteilung durch örtliche Bekanntmachung 
erfolgen. Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht für die 
in Absatz 1 Nr. 7 und Absatz 3 genannten 
Biotope, wenn diese Daten über andere 
öffentlich-rechtliche Vorschriften den Lan-
desbehörden bereits vorliegen und bei der 
zuständigen Naturschutzbehörde zur flä-
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chendeckenden Kartierung zusammenge-
führt werden können. 

(6) Die oberste Naturschutzbehörde wird er-
mächtigt, durch Verordnung besondere Vor-
schriften für die Bekämpfung und Verhütung 
von Bränden zum Schutz der Moore und Hei-
den zu erlassen. § 23 Abs. 3 Satz 2 des Lan-
deswaldgesetzes gilt entsprechend. 

 6) unverändert 

   

§ 26 
Schutzstreifen an Gewässern 

 
§ 26 

Schutzstreifen an Gewässern 

(1) An Gewässern erster Ordnung sowie 
Seen und Teichen mit einer Größe von einem 
Hektar und mehr dürfen bauliche Anlagen in 
einem Abstand von 50 m landwärts von der 
Uferlinie nicht errichtet oder wesentlich erwei-
tert werden. An den Küsten ist abweichend 
von Satz 1 ein Abstand von bis zu 100 m 
landwärts von der Küstenlinie einzuhalten. 
Bei Steilufern bemessen sich die Abstände 
landwärts von der oberen Böschungskante 
des Steilufers. 

  unverändert 

(2) Absatz 1 gilt nicht   

1. für öffentliche Häfen,   

2. für bauliche Anlagen, die in Ausübung 
wasserrechtlicher Erlaubnisse oder Bewil-
ligungen oder zum Zwecke des Küsten- 
und Hochwasserschutzes errichtet oder 
wesentlich geändert werden, 

  

3. für die bauliche Erweiterung eines zuläs-
sigerweise errichteten land-, forst-, fische-
reiwirtschaftlichen oder gewerblichen Be-
triebes, wenn die Erweiterung im Verhält-
nis zum vorhandenen Gebäude und Be-
trieb angemessen ist, 

  

4. für nach § 45 zugelassene Stege und für 
Sportboothäfen. 

  

(3) Ausnahmen von Absatz 1 können zuge-
lassen werden 

  

1. für bauliche Anlagen, die   

a) dem Rettungswesen, der Landesver-
teidigung, dem fließenden öffentlichen 
Verkehr, der Schifffahrt, der Trinkwas-
serversorgung, der Abwasseraufberei-
tung und -entsorgung oder Wirt-
schaftsbetrieben, die auf einen Stand-
ort dieser Art angewiesen sind, dienen 
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oder 

b) allein oder im Zusammenhang mit an-
deren baulichen Anlagen das Ortsbild 
oder die Stadtgestalt prägen oder von 
städtebaulicher Bedeutung sind, 

  

2. für notwendige bauliche Anlagen, die aus-
schließlich dem Badebetrieb, dem Was-
sersport oder der berufsmäßigen Fische-
rei dienen sowie für räumlich damit ver-
bundene Dienstwohnungen, wenn ständi-
ge Aufsicht oder Wartung erforderlich ist, 

  

3. für kleine bauliche Anlagen, die dem Na-
turschutz oder der Versorgung von Bade-
gästen und Wassersportlern dienen, so-
wie für einzelne Bootsschuppen und 

  

4. für die Aufstellung, Änderung, Ergänzung 
oder Durchführung von Bebauungsplänen 
und Vorhaben innerhalb im Zusammen-
hang bebauter Ortsteile. 

  

(4) Bei nach den Absätzen 2 und 3 zugelas-
senen Vorhaben gelten die Vorschriften des 
Abschnittes III entsprechend. 

  

(5) Die oberste Naturschutzbehörde wird er-
mächtigt, die Regelungen der Absätze 1 bis 4 
durch Verordnung auf Gewässer 2. Ordnung 
auszudehnen, soweit die Ziele dieses Geset-
zes und das Interesse der Allgemeinheit am 
Schutz der Gewässer dies erfordern. 

  

   

Unterabschnitt 3 
Natura 2000 

 
Unterabschnitt 3 

Natura 2000 

§ 27 
Auswahl und Benennung der 

Gebiete 
(zu § 33 Bundesnaturschutzge-

setz) 

 
§ 27 

Auswahl und Benennung der 
Gebiete 

(zu § 33 Bundesnaturschutzge-
setz) 

(1) Die oberste Naturschutzbehörde wählt die 
Gebiete, die der Kommission von der Bun-
desrepublik Deutschland nach Artikel 4 Abs. 1 
der Richtlinie 92/43/EWG des Rates zur Er-
haltung der natürlichen Lebensräume sowie 
der wildlebenden Tiere und Pflanzen vom 
21. Mai 1992 (ABl. EG Nr. L 206 S. 7, zuletzt 
ber. ABl. EG Nr. L 031 vom 6. Februar 1998 
S. 63) zu benennen sind, nach den in dieser 
Bestimmung genannten Maßgaben unter 
Beteiligung der Betroffenen einschließlich der 
Behörden und öffentlichen Planungsträger 

  unverändert 
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sowie der nach § 59 des Bundesnaturschutz-
gesetzes und § 58 dieses Gesetzes aner-
kannten Naturschutzvereine aus. Die Beteili-
gung erfolgt durch Bekanntmachung im Amts-
blatt für Schleswig-Holstein. 

(2) Die oberste Naturschutzbehörde schätzt 
die Kosten, die zur Erfüllung der Verpflichtun-
gen nach Artikel 6 Abs. 1 der Richtlinie 
92/43/EWG entstehen. Sie leitet die Ge-
bietsauswahl und gleichzeitig die Kosten-
schätzung aufgrund eines entsprechenden 
Beschlusses der Landesregierung an das für 
den Naturschutz zuständige Bundesministeri-
um weiter und gibt die Gebietsauswahl sowie 
die Erhaltungsziele einschließlich einer Über-
sichtskarte im Maßstab 1 : 250.000 unverzüg-
lich im Amtsblatt für Schleswig-Holstein be-
kannt. Die zuständige Naturschutzbehörde 
führt die Abgrenzungskarten im Maßstab 1 : 
25.000 und sichert sie archivmäßig. Verläuft 
die Abgrenzung durch Meeresflächen, ist sie 
durch Definition der Linien anhand geogra-
phischer Koordinaten darzustellen. 

  

(3) Für die Auswahl und die Benennung der 
besonderen Schutzgebiete nach Artikel 4 
Abs. 1 und 2 der Richtlinie 79/409/EWG des 
Rates vom 2. April 1979 über die Erhaltung 
der wildlebenden Vogelarten (ABl. EG Nr. L 
103 S. 1, ber. ABl. EG Nr. L 059 S. 61) gilt 
das Verfahren nach Absatz 1 und 2 Satz 2 
und 3 mit Ausnahme der Kostenschätzung 
entsprechend. 

  

   

§ 28 
Schutzgebietsausweisung, vor-

läufiger Schutz 
(zu § 33 Bundesnaturschutzge-

setz) 

 
§ 28 

Schutzgebietsausweisung, vor-
läufiger Schutz 

(zu § 33 Bundesnaturschutzge-
setz) 

(1) Die Gebiete von gemeinschaftlicher Be-
deutung nach Maßgabe des Artikels 4 Abs. 4 
der Richtlinie 92/43/EWG und die Europäi-
schen Vogelschutzgebiete sind entsprechend 
den jeweiligen Erhaltungszielen zu geschütz-
ten Teilen von Natur und Landschaft im Sinne 
der §§ 16 bis 18, 20 oder 21 zu erklären. 

  unverändert 

(2) Die Schutzerklärung bestimmt den 
Schutzzweck entsprechend den jeweiligen 
Erhaltungszielen und die erforderlichen Ge-
bietsabgrenzungen. Bei Schutzgebieten, de-
ren Abgrenzungen durch Wasserflächen im 
Gültigkeitsbereich der Seeschifffahrtsstra-
ßenordnung verlaufen, sind die dortigen Ab-
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grenzungen durch Eintrag in eine amtliche 
Seekarte oder durch Definition der Linien 
anhand geographischer Koordinaten oder 
durch Definition der Linien anhand von Bezü-
gen der Merkmalen der amtlichen Seekarten 
darzustellen. Es soll dargestellt werden, ob 
prioritäre Biotope oder prioritäre Arten zu 
schützen sind. Durch geeignete Gebote und 
Verbote sowie Pflege- und Entwicklungsmaß-
nahmen ist sicherzustellen, dass den Anfor-
derungen des Artikels 6 der Richtlinie 
92/43/EWG entsprochen wird. Weitergehende 
Schutzbestimmungen bleiben unberührt. 

(3) Die Schutzerklärung kann unterbleiben, 
soweit durch vertragliche Vereinbarungen, 
nach anderen Rechtsvorschriften, nach Ver-
waltungsvorschriften oder durch die Verfü-
gungsbefugnis eines öffentlichen oder ge-
meinnützigen Trägers ein gleichwertiger 
Schutz gewährleistet ist. Sie kann auch un-
terbleiben, wenn nach § 29 ein gleichwertiger 
Schutz gewährleistet ist, es sei denn, es sind 
zur Wahrung sonstiger Interessen des Ge-
meinwohls, auch solcher sozialer oder wirt-
schaftlicher Art, besondere Bestimmungen 
erforderlich. 

  

(4) In einem Gebiet von gemeinschaftlicher 
Bedeutung sind bis zur Unterschutzstellung 
nach Maßgabe der Absätze 1 bis 3 alle Vor-
haben, Maßnahmen, Veränderungen oder 
Störungen, die zu erheblichen Beeinträchti-
gungen des Gebiets in seinen für die Erhal-
tungsziele maßgeblichen Bestandteilen füh-
ren können, unzulässig. In einem Konzertie-
rungsgebiet nach Artikel 5 der Richtlinie 
92/43/EWG sind die in Satz 1 genannten 
Handlungen unzulässig, sofern sie zu erhebli-
chen Beeinträchtigungen der in ihm vorkom-
menden prioritären Biotope oder prioritären 
Arten führen können. Die zuständige Natur-
schutzbehörde kann unter entsprechender 
Anwendung des § 30 Abs. 4 Befreiungen 
erteilen. 

  

(5) Absatz 4 gilt entsprechend für der Europä-
ischen Kommission gemeldete und im Amts-
blatt für Schleswig-Holstein nach § 27 be-
kanntgemachte, aber noch nicht in die Liste 
nach Artikel 4 Abs. 2 Unterabsatz 3 der Richt-
linie 92/43 EWG eingetragene Gebiete. 
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§ 29 
Gesetzlicher Schutz von Natu-

ra-2000-Gebieten 
(zu § 33 Abs. 4 Bundesnatur-

schutzgesetz) 

 
§ 29 

Gesetzlicher Schutz von Natu-
ra-2000-Gebieten 

(zu § 33 Abs. 4 Bundesnatur-
schutzgesetz) 

(1) Die in der Anlage 1 zu diesem Gesetz 
genannten Europäischen Vogelschutzgebiete 
werden zu Europäischen Vogelschutzgebie-
ten erklärt und durch dieses Gesetz nach 
Maßgabe des Absatzes 2 unter Schutz ge-
stellt. Die Anlage 1 ist Bestandteil dieses Ge-
setzes. Die zuständige Naturschutzbehörde 
setzt die Abgrenzungskarten nach § 27 
Abs. 2 Satz 3, soweit erforderlich, in Karten 
im Maßstab 1:5.000 um und verwahrt diese 
archivmäßig. 

 (1) Die in der Anlage zu diesem Gesetz ge-
nannten Gebiete werden zu Europäischen 
Vogelschutzgebieten erklärt und durch dieses 
Gesetz nach Maßgabe des Absatzes 2 unter 
Schutz gestellt. Die Anlage ist Bestandteil 
dieses Gesetzes. Die zuständige Natur-
schutzbehörde setzt die Abgrenzungskarten 
nach § 27 Abs. 2 Satz 3, soweit erforderlich, 
in Karten im Maßstab 1:5.000 um und ver-
wahrt diese archivmäßig. 

(2) In einem nach Absatz 1 unter Schutz ge-
stellten Europäischen Vogelschutzgebiet sind 
alle Vorhaben, Maßnahmen, Veränderungen 
oder Störungen, die zu erheblichen Beein-
trächtigungen des Gebiets in seinen für die 
Erhaltungsziele maßgeblichen Bestandteilen 
führen können, verboten. Die zuständige Na-
turschutzbehörde kann unter entsprechender 
Anwendung des § 30 Abs. 4 Befreiungen 
erteilen. Satz 1 gilt nicht, soweit ein sonstiger 
gleichwertiger Schutz nach Maßgabe des 
§ 28 Abs. 1 bis 3 besteht. Weiter gehende 
Schutzvorschriften bleiben unberührt. 

 (2) In einem nach Absatz 1 unter Schutz ge-
stellten Europäischen Vogelschutzgebiet sind 
alle Vorhaben, Maßnahmen, Veränderungen 
oder Störungen, die zu erheblichen Beein-
trächtigungen des Gebietes in seinen für die 
Erhaltungsziele maßgeblichen Bestandteilen 
führen können, verboten. Insbesondere ist 
es in den Europäischen Vogelschutzgebie-
ten, die in der Anlage in Spalte 4 gekenn-
zeichnet sind, verboten, Dauergrünland in 
Ackerland umzuwandeln und die Binnen-
entwässerung von Dauergrünland insbe-
sondere durch Dränung zu verstärken. Die 
Naturschutzbehörde kann Ausnahmen von 
den Verboten des Satzes 2 zulassen, wenn 
dies mit den Erhaltungszielen des Gebie-
tes vereinbar ist. Kann die Maßnahme zu 
einer Beeinträchtigung des Erhaltungsziels 
führen, so kann eine Ausnahme nur erteilt 
werden, wenn die Umwandlung in Acker an 
anderer Stelle innerhalb des Europäischen 
Vogelschutzgebietes durch die Neuschaf-
fung von Dauergrünland oder die Verstär-
kung der Binnenentwässerung durch ge-
eignete biotopgestaltende Maßnahmen 
innerhalb des Europäischen Vogelschutz-
gebietes ausgeglichen wird. Unbeschadet 
Satz 2 und 3 gilt die land-, forst- und fi-
schereiwirtschaftliche Bodennutzung im 
Rahmen der guten fachlichen Praxis in der 
Regel nicht als Verstoß gegen das Verbot 
des Satzes 1. Die Zulässigkeit von Projek-
ten oder Plänen bestimmt sich ausschließ-
lich nach § 30. 

(3) Die Landesregierung kann durch Verord-
nung 

 (3) unverändert 

1. die Anlage nach Absatz 1 um Gebiete 
ergänzen, wenn und soweit dies erforder-
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lich ist, um die Auswahlpflicht nach § 33 
Abs. 1 des Bundesnaturschutzgesetzes 
zu erfüllen, 

2. die jeweilige Gebietsabgrenzung anpas-
sen, insbesondere wenn und soweit dies 
wegen der tatsächlichen Entwicklung des 
betroffenen Gebietes erforderlich ist, 

  

3. Gebiete aus der Anlage nach Absatz 1 
herausnehmen, wenn deren Auswahl als 
Europäische Vogelschutzgebiete nach 
Maßgabe der Richtlinie 79/409/EWG nicht 
mehr geboten ist. 

  

(4) Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung in Schleswig-Holstein, die als Entschei-
dung der Europäischen Kommission bis zum 
31. Dezember 2009 im Amtsblatt der Europä-
ischen Gemeinschaft bekannt gemacht wer-
den, werden ab dem 1. Januar 2010 zu ge-
setzlich geschützten Gebieten von gemein-
schaftlicher Bedeutung erklärt. Absatz 1 Satz 
1 und 3 sowie Absatz 2 gelten entsprechend. 

 (4) unverändert 

   

§ 30 
Verträglichkeit und Unzuläs-

sigkeit von Projekten und Plä-
nen, Ausnahmen, grenzüber-
schreitende Behördenbeteili-

gung 
(zu § 34 Bundesnaturschutzge-

setz) 

 
§ 30 

Verträglichkeit und Unzulässig-
keit von Projekten und Plänen, 
Ausnahmen, grenzüberschrei-

tende Behördenbeteiligung 
(zu § 34 Bundesnaturschutzge-

setz) 

(1) Projekte sind vor ihrer Zulassung oder 
Durchführung auf ihre Verträglichkeit mit den 
Erhaltungszielen eines Gebiets von gemein-
schaftlicher Bedeutung oder eines Europäi-
schen Vogelschutzgebiets zu überprüfen. Bei 
Schutzgebieten im Sinne des Unterabschnitts 
1 ergeben sich die Maßstäbe für die Verträg-
lichkeit aus dem Schutzzweck und den dazu 
erlassenen Vorschriften. 

  unverändert 

(2) Die Projektträgerin oder der Projektträger 
muss in den nach den Rechtsvorschriften 
vorgeschriebenen behördlichen Genehmi-
gungs- oder Anzeigeverfahren alle Angaben 
machen, die zur Beurteilung der Verträglich-
keit des Projektes erforderlich sind. 

  

(3) Ergibt die Prüfung der Verträglichkeit, 
dass das Projekt zu erheblichen Beeinträchti-
gungen eines in Absatz 1 genannten Gebiets 
in seinen für die Erhaltungsziele oder den 
Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen 
führen kann, ist es unzulässig. § 14 Abs. 1 

  



Drucksache 16/1226 Schleswig-Holsteinischer Landtag - 16. Wahlperiode 

 

 - 44 - 

und 2 Satz 1 gilt entsprechend. 

(4) Abweichend von Absatz 3 darf ein Projekt 
nur zugelassen oder durchgeführt werden, 
soweit es 

  

1. aus zwingenden Gründen des überwie-
genden öffentlichen Interesses, ein-
schließlich solcher sozialer oder wirt-
schaftlicher Art, notwendig ist und 

  

2. zumutbare Alternativen, den mit dem Pro-
jekt verfolgten Zweck an anderer Stelle 
ohne oder mit geringeren Beeinträchti-
gungen zu erreichen, nicht gegeben sind. 

  

(5) Werden von dem Projekt prioritäre Biotope 
oder prioritäre Arten betroffen, können als 
zwingende Gründe des überwiegenden öf-
fentlichen Interesses nur solche im Zusam-
menhang mit der Gesundheit des Menschen, 
der öffentlichen Sicherheit einschließlich der 
Landesverteidigung und des Schutzes der 
Zivilbevölkerung, oder den maßgeblich güns-
tigen Auswirkungen auf die Umwelt geltend 
gemacht werden. Sonstige Gründe im Sinne 
des Absatzes 4 Nr. 1 können nur berücksich-
tigt werden, wenn die nach Absatz 7 zustän-
dige Behörde zuvor über die jeweilige oberste 
Landesbehörde sowie das für Naturschutz 
zuständige Bundesministerium eine Stellung-
nahme der Kommission eingeholt hat. 

  

(6) Soll ein Projekt nach Absatz 4 auch in 
Verbindung mit Absatz 5 zugelassen oder 
durchgeführt werden, sind die zur Sicherung 
des Zusammenhanges des Europäischen 
ökologischen Netzes „Natura 2000“ notwen-
digen Maßnahmen dem Projektträger aufzu-
erlegen. Die Maßnahmen nach Satz 1 müs-
sen dazu in der Regel zu dem Zeitpunkt wirk-
sam sein, in dem die Beeinträchtigung des 
Gebiets durch das Projekt eintritt. Die nach 
Absatz 7 zuständige Behörde unterrichtet die 
Kommission über die jeweilige oberste Lan-
desbehörde sowie das für Naturschutz zu-
ständige Bundesministerium über die getrof-
fenen Maßnahmen. 

  

(7) Die Verträglichkeit des Projektes und die 
Ausnahmevoraussetzungen werden von der 
Behörde geprüft, die nach anderen Rechts-
vorschriften für die behördliche Gestattung 
oder Entgegennahme einer Anzeige zustän-
dig ist. Sie trifft ihre Entscheidung im Beneh-
men mit der für die Eingriffsregelung zustän-
digen Naturschutzbehörde. Ist eine gesonder-
te Entscheidung der Naturschutzbehörde 
erforderlich, entscheidet diese über Verträg-
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lichkeit und Zulässigkeit. 

(8) Die Absätze 1 bis 7 finden auf Pläne im 
Sinne von § 35 des Bundesnaturschutzgeset-
zes entsprechende Anwendung. 

  

(9) Wenn ein in einem anderen Land oder 
Mitgliedstaat der Europäischen Union geplan-
tes Vorhaben erhebliche Auswirkungen auf 
Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung 
oder Europäische Vogelschutzgebiete in 
Schleswig-Holstein haben kann, ersucht die 
Behörde, die für ein gleichartiges Verfahren in 
Schleswig-Holstein zuständig wäre, die zu-
ständige Behörde in dem anderen Land oder 
Mitgliedstaat um Unterlagen über das Vorha-
ben. § 15 des Landes-UVP-Gesetzes gilt 
entsprechend. 

  

(10) Wenn ein Vorhaben in Schleswig-
Holstein erhebliche Auswirkungen auf Gebie-
te von gemeinschaftlicher Bedeutung oder 
Europäische Vogelschutzgebiete in einem 
anderen Land oder Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union haben kann, unterrichtet die 
zuständige Behörde frühzeitig die von dem 
anderen Land oder Mitgliedstaat benannte 
Behörde anhand von geeigneten Unterlagen. 
§ 12 des Landes-UVP-Gesetzes gilt entspre-
chend. 

  

   

§ 31 
Gentechnisch veränderte Or-

ganismen 
(zu § 34 a Bundesnaturschutzge-

setz) 

 
§ 31 

Gentechnisch veränderte Or-
ganismen 

(zu § 34 a Bundesnaturschutzge-
setz) 

Wer   unverändert 

1. Freisetzungen gentechnisch veränderter 
Organismen oder 

  

2. die land-, forst- und fischereiwirtschaftli-
che Nutzung von rechtmäßig in Verkehr 
gebrachten Produkten, die gentechnisch 
veränderte Organismen enthalten oder 
aus solchen bestehen, sowie den sonsti-
gen, insbesondere auch nicht erwerbs-
wirtschaftlichen, Umgang mit solchen 
Produkten, der in seinen Auswirkungen 
den vorgenannten Handlungen vergleich-
bar ist, innerhalb eines Gebiets von ge-
meinschaftlicher Bedeutung oder eines 
Europäischen Vogelschutzgebiets, 

  

soweit sie, einzeln oder im Zusammenwirken 
mit anderen Projekten oder Plänen, geeignet 
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sind, ein Gebiet von gemeinschaftlicher Be-
deutung oder ein Europäisches Vogelschutz-
gebiet erheblich zu beeinträchtigen, beabsich-
tigt, hat dies der zuständigen Naturschutzbe-
hörde anzuzeigen. § 30 Abs. 1 bis 3 gelten 
entsprechend. Die zuständige Naturschutz-
behörde bestätigt den Eingang der Anzeige 
schriftlich. Die beabsichtigte Maßnahme darf 
zwei Monate nach Eingang der Anzeige be-
gonnen werden, wenn die zuständige Natur-
schutzbehörde sie nicht zuvor entsprechend 
§ 30 Abs. 3 für unzulässig erklärt hat. 

   

§ 32 
Verhältnis zu anderen Rechts-

vorschriften 
(zu § 37 Bundesnaturschutzge-

setz) 

 
§ 32 

Verhältnis zu anderen Rechts-
vorschriften 

(zu § 37 Bundesnaturschutzge-
setz) 

Für Vorhaben im Sinne des § 29 des Bauge-
setzbuchs gilt § 30 nach Maßgabe des § 37 
Abs. 1 des Bundesnaturschutzgesetzes. Für 
geschützte Teile von Natur und Landschaft im 
Sinne der Unterabschnitte 1 und 2 gilt § 30 
nur dann, wenn die Schutzvorschriften ein-
schließlich der Vorschriften über Ausnahmen 
und Befreiungen keine strengeren Regelun-
gen für die Zulassung von Projekten enthal-
ten. Handelt es sich bei den Projekten um 
Eingriffe in Natur und Landschaft, bleiben die 
Vorschriften des Abschnittes III sowie die 
§§ 20 und 21 des Bundesnaturschutzgeset-
zes unberührt. 

  unverändert 

   

Unterabschnitt 4 
Pflege- und Entwicklungsmaß-

nahmen  

 
Unterabschnitt 4 

Pflege- und Entwicklungsmaß-
nahmen  

§ 33 
Pflege- und Entwicklungsmaß-
nahmen auf geschützten Flä-

chen 

 
§ 33 

Pflege- und Entwicklungsmaß-
nahmen auf geschützten Flä-

chen 

(1) Die zuständige Naturschutzbehörde legt 
die Maßnahmen fest, die zur Pflege und zur 
Entwicklung 

 (1) Die zuständige Naturschutzbehörde legt 
die Maßnahmen fest, die zur Pflege und zur 
Entwicklung 

1. der gesetzlich geschützten Biotope,  1.  unverändert 

2. der Gebiete von gemeinschaftlicher Be-
deutung und der Europäischen Vogel-
schutzgebiete, 

 2.  unverändert 
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3. der geschützten Gebiete und Flächen, 
deren Schutzerklärungen keine Maßnah-
men des Naturschutzes (§ 15 Abs. 2 
Nr. 4) vorsehen,  

 3.  unverändert 

erforderlich sind. In den Fällen des Satzes 1 
Nr. 2 muss die Planung und der Vollzug der 
Maßnahmen ökologische, wissenschaftliche 
und kulturelle Erfordernisse berücksichtigen, 
wobei insbesondere auch den wirtschaftlichen 
und Freizeit bedingten Erfordernissen Rech-
nung zu tragen ist. Soweit erforderlich, stellt 
die zuständige Naturschutzbehörde dabei 
unter geeigneter Beteiligung der Betroffenen 
Maßnahmenpläne für die jeweiligen Gebiete 
auf. 

 erforderlich sind. In den Fällen des Satzes 1 
Nr. 2 muss die Planung und der Vollzug der 
Maßnahmen ökologische, wissenschaftliche 
und kulturelle Erfordernisse berücksichtigen, 
wobei den wirtschaftlichen und Freizeit be-
dingten Erfordernissen Rechnung zu tragen 
ist. Soweit erforderlich, stellt die zuständige 
Naturschutzbehörde dabei unter geeigneter 
Beteiligung der Betroffenen Maßnahmenpläne 
für die jeweiligen Gebiete auf. 

(2) Die unteren Naturschutzbehörden unter-
breiten Vorschläge für Maßnahmen und set-
zen die festgelegten Maßnahmen um, soweit 
nicht die nach Absatz 1 zuständige Natur-
schutzbehörde im Einzelfall eine andere Re-
gelung trifft. 

 (2) unverändert 

   

Abschnitt V 
Artenschutz 

 
Abschnitt V 
Artenschutz 

§ 34 
Allgemeine Vorschriften für 

den Artenschutz 
(zu §§ 39, 40, 41 Bundesnatur-

schutzgesetz) 

 
§ 34 

Allgemeine Vorschriften für den 
Artenschutz 

(zu §§ 39, 40, 41 Bundesnatur-
schutzgesetz) 

(1) Für die Aufgaben des Artenschutzes gilt 
§ 39 Abs. 1 des Bundesnaturschutzgesetzes. 

 (1) unverändert 

(2) Es ist verboten,  (2) unverändert 

1. wild lebende Tiere ohne vernünftigen 
Grund zu beunruhigen, zu fangen, zu ver-
letzen oder zu töten, 

  

2. wild wachsende Pflanzen ohne vernünfti-
gen Grund zu entnehmen oder zu schädi-
gen, 

  

3. Lebensstätten wild lebender Tier- und 
Pflanzenarten ohne vernünftigen Grund 
zu beeinträchtigen oder zu zerstören, 

  

4. Bodenvegetation abzubrennen oder auf 
nicht land- oder forstwirtschaftlich genutz-
ten Flächen so zu behandeln, dass die 
Pflanzen- und Tierwelt nachhaltig beein-
trächtigt wird. 
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  (3) Zulässig bleibt, soweit die Arten nicht 
besonders geschützt sind, das Pflücken 
eines Handstraußes an Stellen, die betre-
ten werden dürfen. Auch das Sammeln von 
nicht besonders geschützten Kräutern, 
Pilzen und Wildfrüchten zum eigenen 
Verbrauch ist an diesen Stellen zulässig. 
Das gewerbsmäßige Sammeln wild leben-
der Tiere und Pflanzen bedarf der Geneh-
migung durch die zuständige Naturschutz-
behörde und des Nutzungsberechtigten. 

(3) Es ist verboten, Tiere oder Pflanzen ge-
bietsfremder Arten ohne Genehmigung der 
zuständigen Naturschutzbehörde in der freien 
Natur anzusiedeln oder auszusetzen. Die 
Genehmigung ist zu versagen, wenn die Ge-
fahr einer Verfälschung der Tier- oder Pflan-
zenwelt der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union oder eine Gefährdung des Bestandes 
oder der Verbreitung wild lebender Tier- oder 
Pflanzenarten der Mitgliedstaaten oder von 
Populationen solcher Arten nicht auszu-
schließen ist. Keiner Genehmigung bedarf 

 (4) unverändert 

1. der Anbau von Pflanzen in der Land- und 
Forstwirtschaft, 

  

2. das Einsetzen von Tieren   

a) nicht gebietsfremder Arten,   

b) gebietsfremder Arten, sofern das Ein-
setzen einer pflanzenschutzrechtli-
chen Genehmigung bedarf, bei der die 
Belange des Artenschutzes berück-
sichtigt sind, zum Zweck des biologi-
schen Pflanzenschutzes, 

  

3. das Ansiedeln von dem Jagd- oder Fi-
schereirecht unterliegenden Tieren nicht 
gebietsfremder Arten. 

  

(4) Soweit es aus Gründen des Artenschutzes 
erforderlich ist, können die zuständigen Na-
turschutzbehörden anordnen, dass in der 
freien Natur ungenehmigt angesiedelte oder 
ausgesetzte Tiere und Pflanzen, die eine 
erhebliche Gefahr für den Bestand oder die 
Verbreitung wild lebender Tier- und Pflanzen-
arten im Inland oder im Gebiet der Mitglied-
staaten der Europäischen Union darstellen, 
beseitigt werden. Die oberste Naturschutzbe-
hörde kann das Nähere zum Verfahren, zu 
den betroffenen Arten und zu den erforderli-
chen Maßnahmen durch Verordnung regeln. 

 (5) unverändert 

(5) Unbeschadet weitergehender Rechtsvor-
schriften ist es verboten 

 (6) Unbeschadet weitergehender Rechtsvor-
schriften ist es verboten 



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 16. Wahlperiode Drucksache 16/1226 

 

 - 49 - 

1. in der Zeit vom 15. März bis 30. Septem-
ber Bäume, Knicks, Hecken, anderes Ge-
büsch sowie Röhrichtbestände und sons-
tige Gehölze zu fällen, zu roden, auf den 
Stock zu setzen oder auf sonstige Weise 
zu beseitigen, 

 1.  unverändert 

2. Bäume mit Nestern oder Bruthöhlen zu 
besteigen oder zu beseitigen. 

 2. die Nistplätze von Schwarzspechten, 
Schwarzstörchen, Graureihern, Seead-
lern, Rotmilanen und Kranichen durch 
Aufsuchen, Fotografieren, Filmen, Ab-
holzungen oder andere Handlungen in 
einem Umkreis von 100 m zu gefähr-
den. 

Das Verbot in Satz 1 Nr. 1 gilt nicht für Maß-
nahmen der Forstwirtschaft im Rahmen der 
guten fachlichen Praxis und im Gartenbau 
sowie für behördlich veranlasste oder zuge-
lassene Maßnahmen, die im öffentlichen Inte-
resse nicht zu anderer Zeit oder auf andere 
Weise mit dem gleichen Ergebnis durchge-
führt werden können. Das Verbot gilt auch 
nicht, wenn die Genehmigung für ein Bauvor-
haben in die Verbotsfrist fällt und nur gering-
fügiger Gehölzbewuchs zur Verwirklichung 
der Baumaßnahme beseitigt werden muss. 
Von dem Verbot in Satz 1 Nr. 2 kann die zu-
ständige Naturschutzbehörde Ausnahmen 
zulassen. 

 Das Verbot in Satz 1 Nr. 1 gilt nicht für Maß-
nahmen der Forstwirtschaft im Rahmen der 
guten fachlichen Praxis und im Gartenbau 
sowie für behördlich veranlasste oder zuge-
lassene Maßnahmen, die im öffentlichen Inte-
resse nicht zu anderer Zeit oder auf andere 
Weise mit dem gleichen Ergebnis durchge-
führt werden können. Das Verbot gilt auch 
nicht, wenn die Genehmigung für ein Bauvor-
haben in die Verbotsfrist fällt und nur gering-
fügiger Gehölzbewuchs zur Verwirklichung 
der Baumaßnahme beseitigt werden muss. 
Von dem Verbot in Satz 1 Nr. 2 kann die zu-
ständige Naturschutzbehörde Ausnahmen 
zulassen. 

(6) Jedermann ist berechtigt, in geringen 
Mengen Beeren, Blumen, Kräuter, Gräser, 
Zweige, Nüsse und Pilze für den eigenen 
Bedarf zu sammeln, soweit die Arten nicht 
geschützt sind. Das gewerbsmäßige Sam-
meln wild lebender Tiere und Pflanzen bedarf 
der Genehmigung durch die zuständige Na-
turschutzbehörde. 

  (entfällt) 

   

§ 35 
Besondere Schutzvorschriften 
(zu § 41 Bundesnaturschutzge-

setz) 

 
§ 35 

Besondere Schutzvorschriften 
(zu § 41 Bundesnaturschutzge-

setz) 

Die zuständigen Naturschutzbehörden kön-
nen im Einzelfall 

  unverändert 

1. besondere Schutz- und Pflegemaßnah-
men anordnen sowie 

  

2. bestimmte Handlungen untersagen,   

um besonders geschützten Pflanzen oder 
Tieren oder vielfältigen oder großen Pflanzen- 
und Tierbeständen Lebensstätten oder Le-
bensmöglichkeiten zu erhalten oder zu ver-
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schaffen. 

Der Geltungsbereich von Anordnungen nach 
Satz 1 soll örtlich kenntlich gemacht werden. 

  

   

§ 36 
Rote Liste, Artenschutzpro-

gramme 
(zu § 40 Bundesnaturschutzge-

setz) 

 
§ 36 

Rote Liste, Artenschutzpro-
gramme 

(zu § 40 Bundesnaturschutzge-
setz) 

(1) Die zuständige Naturschutzbehörde er-
fasst die in Schleswig-Holstein bedeutsamen 
wild lebenden Tier- und Pflanzenarten mit 
ihren wesentlichen Lebensgemeinschaften 
und Lebensräumen sowie deren Veränderun-
gen und stellt den Gefährdungsgrad fest (Ro-
te Liste der Arten und Ökosysteme). 

  unverändert 

(2) Die oberste Naturschutzbehörde kann zur 
Vorbereitung, Durchführung und Überwa-
chung von Maßnahmen, die dem Schutz und 
der Entwicklung der Bestände wild lebender 
Tier- und Pflanzenarten in ihrer natürlichen 
und historisch gewachsenen inner- und zwi-
schenartlichen Vielfalt dienen, Artenschutz-
programme erarbeiten. 

  

   

§ 37 
Kennzeichnung wildlebender 

Tiere 

 
§ 37 

Kennzeichnung wildlebender 
Tiere 

(1) Wild lebende Tiere dürfen nur mit Geneh-
migung der zuständigen Naturschutzbehörde 
und ausschließlich zu wissenschaftlichen 
Zwecken gekennzeichnet werden. Bei Tieren, 
die dem Fischereirecht unterliegen, erteilt die 
obere Fischereibehörde die Genehmigung. 

  unverändert 

(2) Die oberste Naturschutzbehörde kann 
zum Schutz und zur Pflege bestimmter Arten 
wild lebender Tiere deren Kennzeichnung zu 
wissenschaftlichen Zwecken durch Verord-
nung regeln. 

  

   

§ 38 
Tiergehege und Zoos 

(zu § 51 Bundesnaturschutzge-
setz) 

 
§ 38 

Tiergehege und Zoos 
(zu § 51 Bundesnaturschutzge-

setz) 

(1) Tiergehege im Sinne dieses Gesetzes 
sind ortsfeste Anlagen, die zur Haltung von 

  unverändert 
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Tieren wild lebender Arten in Gefangenschaft 
bestimmt sind, ausgenommen Fischzuchtan-
lagen. 

(2) Die Einrichtung, Änderung und der Betrieb 
von Tiergehegen bedürfen der Genehmigung 
durch die untere Naturschutzbehörde im Ein-
vernehmen mit der örtlich zuständigen Tier-
schutzbehörde. Mit dem Antrag auf Geneh-
migung gelten alle anderen nach öffentlich-
rechtlichen Vorschriften erforderlichen Anträ-
ge auf behördliche Zulassung als gestellt. § 
13 Abs. 3 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 
Genehmigungspflichtig ist auch der Wechsel 
der Betreiberin oder des Betreibers des Tier-
geheges. 

  

(3) Die oberste Naturschutzbehörde bestimmt 
Verfahren, Voraussetzungen und wesentliche 
Inhalte der Genehmigung von Zoos und sons-
tigen Tiergehegen sowie deren Überwachung 
und Ausnahmen von der Genehmigungs-
pflicht durch Verordnung. Die Genehmi-
gungsvoraussetzungen sind so festzusetzen, 
dass die Anforderungen der öffentlichen Si-
cherheit, des Tier- und Artenschutzes, des 
Natur- und Landschaftsschutzes sowie der 
Richtlinie 1999/22/EG des Rates vom 29. 
März 1999 über die Haltung von Wildtieren in 
Zoos (ABl. EG Nr. L 94 S. 24) erfüllt werden. 

  

(4) Die obere Naturschutzbehörde ist zustän-
dige Landesbehörde nach § 4 Nr. 20 Buchst. 
a Satz 2 des Umsatzsteuergesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
21. Februar 2005 (BGBl. I S. 386), geändert 
durch Artikel 4 Abs. 31 des Gesetzes vom 
22. September 2005 (BGBl. I S. 2809), soweit 
Tiergehege betroffen sind. 

  

(5) Die Haltung von Tieren wild lebender Ar-
ten, die Menschen lebensgefährlich werden 
können, insbesondere von Tieren aller gro-
ßen Katzen- und Bärenarten, Wölfen, Kroko-
dilen und Giftschlangen, ist unzulässig. Die 
zuständige Naturschutzbehörde kann Aus-
nahmen zulassen. 
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Abschnitt VI 
Erholung in Natur und Land-

schaft 

 
Abschnitt VI 

Erholung in Natur und Land-
schaft 

§ 39 
Betreten der freien Landschaft; 

Wander- und Reitwege 
(zu § 56 Bundesnaturschutzge-

setz) 

 
§ 39 

Betreten der freien Landschaft; 
Wander- und Reitwege 

(zu § 56 Bundesnaturschutzge-
setz) 

(1) Jeder darf in der freien Landschaft auf 
eigene Gefahr Privatwege (private Straßen 
und Wege aller Art) sowie Wegeränder zum 
Zwecke der Erholung unentgeltlich betreten 
und sich dort vorübergehend aufhalten. 

  unverändert 

(2) Privatwege dürfen auch zum Radfahren 
und Fahren mit dem Krankenfahrstuhl genutzt 
werden. Reiterinnen und Reiter dürfen Pri-
vatwege nur benutzen, wenn diese trittfest 
oder als Reitwege gekennzeichnet sind. Die 
Befugnisse nach Absatz 1 und Satz 1 beste-
hen nicht für eingefriedigte Grundstücke, die 
mit Wohngebäuden bebaut sind oder auf de-
nen Gartenbau oder Teichwirtschaft betrieben 
wird. Das Betreten von Naturschutzgebieten 
und anderen geschützten Flächen richtet sich 
nach den jeweiligen Schutzverordnungen und 
Anordnungen. 

  

(3) Gemeinden und Kreise sollen geeignete 
und zusammenhängende Wander- und Reit-
wege im Verbund mit sonstigen Straßen, We-
gen und Flächen, die betreten werden dürfen 
oder auf denen das Reiten zulässig ist, ein-
richten oder auf ihre Einrichtung hinwirken, 
soweit ein Bedarf besteht und Belange des 
Naturschutzes nicht entgegenstehen. § 18 
Abs. 3 und 4 des Landeswaldgesetzes gilt 
entsprechend; die Leistungsfähigkeit der Ge-
meinden und Kreise ist hierbei zu berücksich-
tigen. 

  

(4) Wanderwege und Reitwege sind durch 
Kennzeichnung auszuweisen; die oberste 
Naturschutzbehörde bestimmt die Art der 
Kennzeichnung. Eigentümerinnen und Eigen-
tümer oder sonstige Berechtigte haben Mar-
kierungen zu dulden. Wanderwege sowie 
Lehrpfade dürfen nicht als Reitwege gekenn-
zeichnet werden. 

  

(5) Die Vorschriften des Landeswaldgesetzes 
über die Kennzeichnung von Reitwegen blei-
ben unberührt. 
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§ 40 
Sperren von Wegen in der frei-

en Landschaft 
(zu § 56 Bundesnaturschutzge-

setz) 

 
§ 40 

Sperren von Wegen in der frei-
en Landschaft 

(zu § 56 Bundesnaturschutzge-
setz) 

(1) Wege, die gemäß § 39 benutzt werden 
dürfen, können mit Genehmigung der Ge-
meinde befristet gesperrt werden, soweit der 
Schutz der Erholungssuchenden oder des 
Naturschutzes oder schutzwürdige Interessen 
der Grundstücksbesitzerinnen und Grund-
stücksbesitzer dies erfordern. Eine Genehmi-
gung ist nicht erforderlich, wenn ein Weg 
nicht länger als einen Tag zur Abwendung 
einer vorübergehenden Gefahr für den Erho-
lungsverkehr gesperrt werden muss. Aus den 
in Satz 1 genannten Gründen kann auch die 
Gemeinde eine befristete Sperrung anordnen. 

 (1) Wege, die gemäß § 39 benutzt werden 
dürfen, können mit Genehmigung der Ge-
meinde befristet gesperrt werden, soweit der 
Schutz der Erholungssuchenden oder des 
Naturschutzes oder schutzwürdige Interessen 
der Eigentümerinnen oder Eigentümer oder 
sonstiger Nutzungsberechtigten dies erfor-
dern. Die Genehmigung ergeht unbescha-
det privater Rechte Dritter. Eine Genehmi-
gung ist nicht erforderlich, wenn ein Weg nicht 
länger als einen Tag zur Abwendung einer 
vorübergehenden Gefahr für den Erholungs-
verkehr gesperrt werden muss. Aus den in 
Satz 1 genannten Gründen kann auch die 
Gemeinde eine befristete Sperrung anordnen. 

(2) Gesperrte Wege und Flächen sind zu 
kennzeichnen; die Art der Kennzeichnung 
bestimmt die oberste Naturschutzbehörde. 

 (2) unverändert 

   

§ 41 
Gemeingebrauch am Meeres-

strand 

 
§ 41 

Gemeingebrauch am Meeres-
strand 

(1) Jeder darf den Meeresstrand auf eigene 
Gefahr betreten und sich dort aufhalten. Das 
Mitführen kleiner Boote für die Zeit des 
Strandbesuchs sowie das Aufstellen von 
Strandkörben durch Strandanlieger für den 
eigenen Bedarf während der Badesaison sind 
gestattet, soweit der allgemeine Badebetrieb 
nicht beeinträchtigt wird. 

  unverändert 

(2) Das Reiten und das Mitführen von Hunden 
ist auf Strandabschnitten mit regem Badebe-
trieb in der Zeit vom 1. April bis zum 30. Sep-
tember verboten, wenn nicht die Gemeinde 
im Rahmen einer zugelassenen Sondernut-
zung etwas anderes bestimmt. Das Verbot gilt 
nicht für Diensthunde von Behörden, Hunde 
des Such- und Rettungsdienstes sowie des 
Katastrophenschutzes, Blindenführhunde 
sowie Behindertenbegleithunde im Rahmen 
ihres bestimmungsgemäßen Einsatzes und 
ihrer Ausbildung. 
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§ 42 
Schutz des Meeresstrandes, 

der Küstendünen und Strand-
wälle 

 
§ 42 

Schutz des Meeresstrandes, 
der Küstendünen und Strand-

wälle 

(1) Es ist verboten,  (1) Es ist verboten, 

1. auf dem Meeresstrand mit Fahrzeugen zu 
fahren oder solche aufzustellen, ausge-
nommen Rettungsfahrzeuge und Kran-
kenfahrstühle, 

 1. auf dem Meeresstrand mit Fahrzeugen zu 
fahren oder solche aufzustellen, ausge-
nommen Reinigungs- und Baufahrzeuge 
in öffentlichem Interesse, Rettungsfahr-
zeuge und Krankenfahrstühle, 

2. auf dem Meeresstrand zu zelten oder 
Strandkörbe oder ähnliche Einrichtungen 
aufzustellen, ausgenommen im Rahmen 
des § 41 Abs. 1 Satz 2, oder 

 2.  unverändert 

3. in Küstendünen oder auf Strandwällen 
außerhalb der gekennzeichneten Wege 
zu fahren, zu zelten, Wohnwagen, 
Wohnmobile oder andere Fahrzeuge auf-
zustellen. 

 3.  unverändert 

(2) Die zuständige Naturschutzbehörde kann 
Ausnahmen von dem Verbot in Absatz 1 zu 
lassen. Sie kann Teile des Strandes aus den 
in § 40 Abs. 1 Satz 1 genannten Gründen 
ganz oder teilweise sperren sowie auf 
Strandabschnitten das Reiten einschränken 
oder untersagen. 

 (2) unverändert 

(3) Weitergehende Rechtsvorschriften bleiben 
unberührt. 

 (3) unverändert 

   

§ 43 
Sondernutzung am Meeres-

strand 

 
§ 43 

Sondernutzung am Meeres-
strand 

(1) Die zuständige Naturschutzbehörde kann 
einer Gemeinde auf Antrag widerruflich das 
Recht einräumen, einen bestimmten Teil des 
Meeresstrandes für den Badebetrieb oder für 
andere Zwecke zu nutzen (Sondernutzung). 
Bei der Einräumung der Sondernutzung ist 
ein angemessenes Verhältnis zwischen ab-
gabepflichtigem Strand einerseits und abga-
befreiem Strand andererseits zu gewährleis-
ten. 

  unverändert 

(2) Die Landesregierung bestimmt Inhalte und 
Beschränkungen der Sondernutzung sowie 
das Genehmigungsverfahren durch Verord-
nung. 
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§ 44 
Zelten und Aufstellen von be-

weglichen Unterkünften 

 
§ 44 

Zelten und Aufstellen von be-
weglichen Unterkünften 

(1) Zelte oder sonstige bewegliche Unterkünf-
te (Wohnwagen, Wohnmobile) dürfen nur auf 
den hierfür zugelassenen Plätzen aufgestellt 
und benutzt werden. Verkehrsrechtliche Re-
gelungen bleiben unberührt. Die Gemeinde 
kann außerhalb von Zelt- und Campingplät-
zen die Aufstellung und Benutzung von ins-
gesamt nicht mehr als fünf Zelten oder nach 
dem Straßenverkehrsrecht zugelassenen 
beweglichen Unterkünften für einen Zeitraum 
von bis zu sechs Monaten genehmigen. Satz 
2 gilt entsprechend für Zeltlager mit mehr als 
fünf Zelten, die im Rahmen einer Jugend-, 
Sport- oder ähnlichen Veranstaltung für kurze 
Zeit außerhalb von geschlossenen Ortschaf-
ten aufgeschlagen werden sollen. Die nach 
Satz 3 und 4 zugelassenen Zelte und beweg-
lichen Unterkünfte gelten nicht als bauliche 
Anlagen im Sinne der Landesbauordnung. 

  unverändert 

(2) Nichtmotorisierte Wanderer dürfen außer 
in Nationalparken und Naturschutzgebieten 
abseits von Zelt- und Campingplätzen für eine 
Nacht zelten, wenn sie privatrechtlich dazu 
befugt sind und keine anderen Rechtsvor-
schriften entgegenstehen. Auf Grundstücken, 
die zum engeren Wohnbereich gehören, dür-
fen Zelte und sonstige bewegliche Unterkünf-
te nur für den persönlichen Gebrauch der 
Nutzungsberechtigten aufgestellt werden. 

  

   

§ 45 
Bootsliegeplätze 

 
§ 45 

Bootsliegeplätze 

(1) Wer eine Wasserfläche mit Hilfe einer 
Boje, eines Steges oder einer anderen Anla-
ge als Liegeplatz für ein Sportboot außerhalb 
eines Hafens benutzen will, benötigt die Ge-
nehmigung der zuständigen Naturschutzbe-
hörde. Sportboote sind, unabhängig von der 
Antriebsart, Wasserfahrzeuge jeder Art, die 
für Sport- und Freizeitzwecke bestimmt sind. 
Die Genehmigung ersetzt alle anderen nach 
Naturschutzrecht erforderlichen Gestattun-
gen. Sie ist zu erteilen, wenn naturschutz-
rechtliche Vorschriften nicht entgegenstehen 
und die Nutzung eines Hafens oder einer 
Gemeinschaftsanlage in zumutbarer Entfer-
nung nicht möglich ist. Andere Rechtsvor-
schriften bleiben unberührt. 

 (1) Wer eine Wasserfläche mit Hilfe einer Bo-
je, eines Steges oder einer anderen Anlage 
als Liegeplatz für ein Sportboot außerhalb 
eines Hafens benutzen will, benötigt die Ge-
nehmigung der zuständigen Naturschutzbe-
hörde. Sportboote sind, unabhängig von der 
Antriebsart, Wasserfahrzeuge jeder Art, die 
für Sport- und Freizeitzwecke bestimmt sind. 
Die Genehmigung ersetzt alle anderen nach 
Naturschutzrecht erforderlichen Gestattungen. 
Sie ist zu erteilen, wenn  

1. naturschutzrechtliche Vorschriften nicht 
entgegenstehen und  

2. die Nutzung eines Hafens oder einer Ge-
meinschaftsanlage in zumutbarer Entfer-
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nung nicht möglich ist.  

Satz 4 Nr. 2 gilt nicht für Anlagen der nach 
§ 58 anerkannten Vereine oder ihrer Mit-
gliedsvereine, die für Zwecke des Natur-
schutzes genutzt werden. Andere Rechts-
vorschriften bleiben unberührt. 

(2) Anlagen nach Absatz 1, die vor dem 19. 
November 1982 errichtet worden sind, gelten 
als genehmigt. Die zuständige Naturschutz-
behörde kann die Beseitigung von Anlagen im 
Sinne von Satz 1 anordnen, wenn diese die 
Natur oder Landschaft in besonderem Maße 
beeinträchtigen. 

 (2) unverändert 

   

§ 46 
Skipisten 

 
§ 46 

Skipisten 

Die Errichtung, der Betrieb sowie die wesent-
liche Änderung von Skipisten und zugehöri-
gen Einrichtungen bedürfen der Genehmi-
gung der zuständigen Naturschutzbehörde. 
Bei der Genehmigung ist die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung entsprechend den Vorschrif-
ten des Landes-UVP-Gesetzes durchzufüh-
ren. § 13 Abs. 3 gilt entsprechend. 

  unverändert 

   

Abschnitt VII 
Finanzielle Leistungen im Na-

turschutz 

 
Abschnitt VII 

Finanzielle Leistungen im Na-
turschutz 

§ 47 
Finanzielle Förderung 

 
§ 47 

Finanzielle Förderung 

Das Land fördert im Rahmen der im Haushalt 
bereitgestellten Mittel Maßnahmen des Na-
turschutzes und der Landschaftspflege, der 
Naturschutzbildung einschließlich von Natur-
erlebnisräumen sowie Maßnahmen der Erho-
lung in Natur und Landschaft. 

  unverändert 

   

§ 48 
Entschädigung 

 
§ 48 

Entschädigung 

(1) Eine angemessene Entschädigung in Geld 
ist zu leisten, wenn aufgrund dieses Geset-
zes, des Bundesnaturschutzgesetzes oder 
aufgrund einer auf diesen Gesetzen beruhen-
den Rechtsvorschrift oder Maßnahme 

  unverändert 
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1. eine bisher rechtmäßig ausgeübte Grund-
stücksnutzung nicht mehr fortgesetzt wer-
den kann, 

  

2. eine beabsichtigte Nutzung, die sich nach 
Lage und Beschaffenheit des Grund-
stücks objektiv anbietet und auf die die 
Eigentümerin oder der Eigentümer sonst 
einen Rechtsanspruch hat, unterbunden 
wird, 

  

3. Aufwendungen an Wert verlieren, die für 
die beabsichtigten, bisher rechtmäßigen 
Grundstücksnutzungen nach Nummer 1 
oder 2 in schutzwürdigem Vertrauen dar-
auf gemacht wurden, dass diese recht-
mäßig bleiben, oder 

  

4. die Lasten und Bewirtschaftungskosten 
bei einer Nutzung von Grundstücken nach 
Nummer 1 oder 2 auch in absehbarer Zu-
kunft nicht durch Erträge und andere Vor-
teile ausgeglichen werden können 

  

und hierdurch die Betriebe oder sonstigen 
wirtschaftlichen Einheiten, zu denen die 
Grundstücke gehören, nicht nur unwesentlich 
beeinträchtigt werden. Die Entschädigung 
darf 100 % des Verkehrswertes des Grund-
stücks nicht übersteigen. Die Sätze 1 und 2 
gelten, soweit die Beschränkung der wirt-
schaftlichen Nutzbarkeit nicht durch ander-
weitige Maßnahmen vollständig oder teilweise 
ausgeglichen werden kann. 

  

(2) Zur Leistung der Entschädigung ist der 
Träger der öffentlichen Verwaltung verpflich-
tet, dessen Behörde die Rechtsvorschrift er-
lassen oder eine Maßnahme nach Absatz 1 
getroffen hat. Über die Entschädigung ist 
zumindest dem Grunde nach in Verbindung 
mit der Maßnahme zu entscheiden. Der Trä-
ger der öffentlichen Verwaltung kann von den 
durch eine entschädigungspflichtige Maß-
nahme betroffenen Eigentümerinnen oder 
Eigentümern die Eintragung einer beschränk-
ten persönlichen Dienstbarkeit oder Grund-
dienstbarkeit mit dem Inhalt verlangen, dass 
die Nutzung, für die die Entschädigung ge-
zahlt werden soll, auf dem Grundstück nicht 
mehr ausgeübt werden kann. 

  

(3) Die Eigentümerin oder der Eigentümer 
kann die Entschädigung durch Übernahme 
des Grundstücks verlangen, soweit es ihr 
oder ihm wegen der entstandenen Nutzungs-
beschränkungen wirtschaftlich nicht mehr 
zuzumuten ist, das Grundstück zu behalten. 
Kommt eine Einigung über die Übernahme 
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nicht zustande, kann die Eigentümerin oder 
der Eigentümer die Entziehung des Eigen-
tums verlangen. Die Eigentümerin oder der 
Eigentümer kann den Antrag auf Entziehung 
des Eigentums bei der Enteignungsbehörde 
des Landes stellen. Für das Verfahren findet 
das für die Enteignung von Grundeigentum 
geltende Enteignungsrecht des Landes An-
wendung. 

   

§ 49 
Härteausgleich 

 
§ 49 

Härteausgleich 

Wird durch Maßnahmen des Naturschutzes 
oder der Landschaftspflege Berechtigten ein 
wirtschaftlicher Nachteil zugefügt, der für sie 
in ihren persönlichen Lebensumständen, ins-
besondere im wirtschaftlichen und sozialen 
Bereich, eine besondere Härte bedeutet, oh-
ne dass nach § 48 eine Entschädigung zu 
leisten ist, kann ihnen auf Antrag ein Härte-
ausgleich in Geld gewährt werden, soweit 
dies zur Vermeidung oder zum Ausgleich der 
besonderen Härte geboten erscheint. § 48 
Abs. 2 Satz 1 gilt entsprechend. 

  unverändert 

   

Abschnitt VIII 
Zuständigkeiten, Organisation, 

Vereinsbeteiligung 

 
Abschnitt VIII 

Zuständigkeiten, Organisation, 
Vereinsbeteiligung 

Unterabschnitt 1 
Zuständigkeiten, Organisation 

 
Unterabschnitt 1 

Zuständigkeiten, Organisation 

§ 50 
Naturschutzbehörden 

 
§ 50 

Naturschutzbehörden 

(1) Das Bundesnaturschutzgesetz, dieses 
Gesetz und die aufgrund dieser Gesetze er-
lassenen Verordnungen führen die Natur-
schutzbehörden durch. Naturschutzbehörden 
sind 

  unverändert 

1. das für Naturschutz zuständige Ministeri-
um als oberste Naturschutzbehörde, 

  

2. das Landesamt für Natur und Umwelt als 
obere Naturschutzbehörde, 

  

3. das Landesamt für den Nationalpark 
Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer als 
obere und untere Naturschutzbehörde für 
den Nationalpark, 
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4. die Landrätinnen und Landräte und die 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister 
der kreisfreien Städte als untere Natur-
schutzbehörde. 

  

(2) Die Kreise und kreisfreien Städte nehmen 
diese Aufgabe zur Erfüllung nach Weisung 
wahr. 

  

   

§ 51 
Zuständigkeiten  

 
§ 51 

Zuständigkeiten  

(1) Die Landesregierung bestimmt, soweit die 
Zuständigkeiten nicht in diesem Gesetz gere-
gelt sind, durch Verordnung die für die Aus-
führung des Bundesnaturschutzgesetzes, 
dieses Gesetz und der aufgrund dieser Ge-
setze erlassenen Verordnungen zuständigen 
Behörden. Sie kann diese Befugnis durch 
Verordnung auf die oberste Naturschutzbe-
hörde übertragen. 

 (1) unverändert 

(2) Die unteren Naturschutzbehörden können 
mit Zustimmung der obersten Naturschutzbe-
hörde durch Verordnung Einzelaufgaben ih-
res Zuständigkeitsbereiches nach diesem 
Gesetz auf die in ihrem Bezirk liegenden Äm-
ter oder amtsfreien Gemeinden übertragen, 
wenn 

 (2) Die unteren Naturschutzbehörden können 
mit Zustimmung der obersten Naturschutzbe-
hörde durch Verordnung Einzelaufgaben ihres 
Zuständigkeitsbereiches nach diesem Gesetz 
auf die in ihrem Bezirk liegenden Ämter oder 
amtsfreien Gemeinden übertragen, wenn 

1. ein Amt oder eine amtsfreie Gemeinde 
dies beantragt hat, 

 1.  unverändert 

2. geeignetes Fachpersonal vorhanden ist,  2. geeignetes Fachpersonal vorhanden ist 
und 

3. dies für die Erledigung der Aufgaben wirt-
schaftlicher und zweckmäßiger ist und 

 3. dies für die Erledigung der Aufgaben wirt-
schaftlicher und zweckmäßiger ist. 

4. die übrigen Ämter oder Gemeinden im 
Bezirk dieser unteren Naturschutzbehörde 
sich bereit erklärt haben, die zu übertra-
gende Aufgabe für ihren Zuständigkeits-
bereich ebenfalls zu übernehmen. 

   (entfällt) 

   

§ 52 
Gefahrenabwehr 

 
§ 52 

Gefahrenabwehr 

(1) Die unteren Naturschutzbehörden über-
wachen die Erfüllung der nach den natur-
schutzrechtlichen Vorschriften bestehenden 
Verpflichtungen und treffen nach pflichtge-
mäßem Ermessen die erforderlichen Maß-
nahmen zur Abwehr von Zuwiderhandlungen 
gegen diese Verpflichtungen und zur Abwehr 

  unverändert 
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von Gefahren für Natur und Landschaft. 

(2) Sind Teile von Natur und Landschaft 
rechtswidrig zerstört, beschädigt oder verän-
dert worden, ordnet die zuständige Natur-
schutzbehörde die nach § 12 und § 14 Abs. 2 
vorgesehenen Maßnahmen an. Eine Anord-
nung, die ein Grundstück betrifft und sich an 
die Eigentümerin oder den Eigentümer oder 
die Nutzungsberechtigte oder den Nutzungs-
berechtigten richtet, ist auch für deren oder 
dessen Rechtsnachfolgerin oder Rechtsnach-
folger verbindlich. 

  

(3) Die örtlichen Ordnungsbehörden und die 
Polizei haben die Naturschutzbehörden von 
allen Vorgängen zu unterrichten, die deren 
Eingreifen erfordern oder für deren Entschei-
dung von Bedeutung sein können. Diese Ver-
pflichtung gilt im Verhältnis der unteren Na-
turschutzbehörden zueinander entsprechend. 

  

   

§ 53 
Landesbeauftragte für Natur-

schutz 

 
§ 53 

Landesbeauftragte für Natur-
schutz 

(1) Die oberste Naturschutzbehörde beruft 
eine Landesbeauftragte oder einen Landes-
beauftragten für Naturschutz. 

  unverändert 

(2) Die oder der Landesbeauftragte für Natur-
schutz unterstützt und berät die oberste und 
obere Naturschutzbehörde und vermittelt 
zwischen ihnen und den Bürgerinnen und 
Bürgern. Auf Verlangen sind die Vorhaben 
und Maßnahmen mit der oder dem Landes-
beauftragten für Naturschutz zu erörtern. 

  

(3) Die oder der Landesbeauftragte für Natur-
schutz wird durch einen Beirat unterstützt und 
kann sich bei einzelnen Aufgaben von einem 
Beiratsmitglied vertreten lassen. Die Anzahl 
der Mitglieder des Beirates soll zwölf nicht 
überschreiten. Der Beirat setzt sich aus 
Kreisbeauftragten gemäß § 54 und ökologi-
schen Sachverständigen zusammen. Die 
Mitglieder des Beirats werden von der obers-
ten Naturschutzbehörde berufen; die nach 
§ 59 des Bundesnaturschutzgesetzes sowie 
§ 58 dieses Gesetzes anerkannten Natur-
schutzvereine, der Landesnaturschutzver-
band, die oder der Landesbeauftragte für 
Naturschutz und die Hochschulen können 
Vorschläge unterbreiten. 

  

(4) Die oder der Landesbeauftragte für Natur-
schutz ist ehrenamtlich für das Land tätig und 
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an Weisungen nicht gebunden. Das Nähere 
über die Berufung, Amtsdauer, Entschädi-
gung, Zusammensetzung und die Geschäfts-
führung des Beirates sowie die Stellung und 
Befugnisse der oder des Landesbeauftragten 
für Naturschutz regelt die oberste Natur-
schutzbehörde durch Verordnung. 

   

§ 54 
Beiräte und Kreisbeauftragte 

für Naturschutz 

 
§ 54 

Beiräte und Kreisbeauftragte 
für Naturschutz 

(1) Bei den unteren Naturschutzbehörden 
werden eine Kreisbeauftragte oder ein Kreis-
beauftragter für Naturschutz bestellt und ein 
Beirat für den Naturschutz gebildet. Die 
Kreisbeauftragten und die Beiräte haben die 
unteren Naturschutzbehörden in wichtigen 
Angelegenheiten des Naturschutzes zu un-
terstützen und fachlich zu beraten. Zu diesem 
Zweck sind sie rechtzeitig zu unterrichten. Sie 
können Maßnahmen des Naturschutzes an-
regen und sind auf Verlangen zu hören; sie 
sind in allen Fällen zu beteiligen, in denen 
auch Naturschutzvereine beteiligt werden. Die 
oder der Kreisbeauftragte unterstützt die un-
tere Naturschutzbehörde und vermittelt zwi-
schen der Behörde und Bürgerinnen und Bür-
gern. 

  unverändert 

(2) Die Kreisbeauftragten für Naturschutz und 
die Beiratsmitglieder sind ehrenamtlich tätig. 
Das Nähere über die Zusammensetzung, die 
Berufung, die Amtsdauer, den Vorsitz, die 
Vertretung und die Entschädigung der Beiräte 
sowie über die Berufung, die Amtsdauer, die 
Vertretung und die Entschädigung der Kreis-
beauftragten regelt die untere Naturschutzbe-
hörde, die den Beirat beruft und die oder den 
Kreisbeauftragten bestellt, durch Satzung. 
Darin regelt sie ferner die Beteiligung der 
Beiräte und der Kreisbeauftragten an ihren 
Entscheidungen. 

  

   

§ 55 
Naturschutzdienst 

 
§ 55 

Naturschutzdienst 

(1) Die Naturschutzbehörden können für ein 
bestimmtes Gebiet sachkundige Personen mit 
der Aufgabe bestellen, Zuwiderhandlungen 
gegen Rechtsvorschriften, die dem Schutz 
der Natur dienen oder die Erholung in der 
freien Natur regeln und deren Übertretung mit 

 (1) Die Naturschutzbehörden können für ein 
bestimmtes Gebiet sachkundige Personen mit 
der Aufgabe bestellen, Zuwiderhandlungen 
gegen Rechtsvorschriften, die dem Schutz der 
Natur dienen oder die Erholung in der freien 
Natur regeln und deren Übertretung mit Strafe 
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Strafe oder Geldbuße bedroht ist, festzustel-
len und abzuwehren. Die zu Hilfsbeamten der 
Staatsanwaltschaft bestimmten Beamtinnen 
und Beamten der Forst-, Jagd- und Fischerei-
verwaltung des Bundes, des Landes, der 
Gemeinden und Körperschaften des öffentli-
chen Rechts sind für ihren Dienstbezirk Mit-
glieder des Naturschutzdienstes. 

oder Geldbuße bedroht ist, festzustellen und 
abzuwehren. Die zu Hilfsbeamten der Staats-
anwaltschaft bestimmten Beamtinnen und 
Beamten der Forst-, Jagd- und Fischereiver-
waltung des Bundes, des Landes, der Ge-
meinden und Körperschaften des öffentlichen 
Rechts sind für ihren Dienstbezirk Mitglieder 
des Naturschutzdienstes. Bestätigte Jagd- 
und Fischereiaufseher gelten als sachkun-
dig. 

(2) Soweit es zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
erforderlich ist, sind die Mitglieder des Natur-
schutzdienstes berechtigt, in ihrem Dienstbe-
zirk 

 (2) unverändert 

1. Grundstücke zu betreten,   

2. die Identität einer Person festzustellen; 
§ 181 des Landesverwaltungsgesetzes 
gilt entsprechend, 

  

3. eine Person vorübergehend vom Ort zu 
verweisen und ihr vorübergehend das Be-
treten des Ortes zu verbieten und 

  

4. unberechtigt entnommene Gegenstände, 
gehaltene oder erworbene Pflanzen und 
Tiere sowie solche Gegenstände sicher-
zustellen, die bei Zuwiderhandlungen 
nach Absatz 1 verwendet wurden oder 
verwendet werden sollen; die §§ 210 bis 
213 des Landesverwaltungsgesetzes gel-
ten entsprechend. 

  

(3) Die Mitglieder des Naturschutzdienstes 
haben die untere Naturschutzbehörde über 
alle nachteiligen Veränderungen in der Natur 
zu informieren und durch Aufklärung darauf 
hinzuwirken, dass Schäden von der Natur 
abgewendet werden. 

 (3) unverändert 

(4) Die Mitglieder des Naturschutzdienstes 
sind während der Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben Angehörige der Naturschutzbehörde im 
Außendienst; sie müssen bei dieser Tätigkeit 
ein Dienstabzeichen tragen und einen 
Dienstausweis mit sich führen, der bei Vor-
nahme einer Amtshandlung auf Verlangen 
vorzuzeigen ist. 

 (4) unverändert 

(5) Die Mitglieder des Naturschutzdienstes 
sind ehrenamtlich tätig. Die oberste Natur-
schutzbehörde kann im Benehmen mit dem 
Innenministerium durch Verordnung die Vor-
aussetzungen für die Eignung, die Begrün-
dung, die Abberufung, die rechtliche Stellung, 
die Aus- und Fortbildung, Maßstäbe für eine 
Entschädigung sowie Vorschriften über den 

 (5) unverändert 
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Dienstausweis und Dienstabzeichen regeln. 

   

§ 56 
Akademie für Natur und Um-
welt des Landes Schleswig-

Holstein 

 
§ 56 

Akademie für Natur und Umwelt 
des Landes Schleswig-Holstein 

(1) Die Akademie für Natur und Umwelt för-
dert zum Wohle der Allgemeinheit im Rahmen 
der im Haushalt bereitgestellten Mittel solche 
Formen der Wissensvermittlung, der Be-
wusstseinsentwicklung sowie Handlungsper-
spektiven, die zum Schutz, Erhalt und zur 
ökologischen Gestaltung von Natur und Um-
welt beitragen. 

  unverändert 

(2) Die Akademie für Natur und Umwelt un-
tersteht als nichtrechtsfähige Anstalt des öf-
fentlichen Rechts der Aufsicht der obersten 
Naturschutzbehörde. 

  

   

§ 57 
Stiftung Naturschutz Schles-

wig-Holstein 

 
§ 57 

Stiftung Naturschutz Schles-
wig-Holstein 

(1) Unter dem Namen „Stiftung Naturschutz 
Schleswig-Holstein“ besteht eine rechtsfähige 
Stiftung des öffentlichen Rechts fort. Der Be-
zirk der Stiftung erstreckt sich auf das Land 
Schleswig- Holstein. Die Stiftung führt das 
Landessiegel. Aufsichtsbehörde ist die obers-
te Naturschutzbehörde. 

  unverändert 

(2) Die Stiftung hat den Zweck, nach näherer 
Regelung in der Satzung 

  

1. den Erwerb, die langfristige Anpachtung 
und die sonstige zivilrechtliche Sicherung 
von Grundstücken in Schleswig-Holstein, 
die für den Naturschutz und die Sicherung 
des Naturhaushalts von besonderer Be-
deutung sind, durch geeignete Träger zu 
fördern, 

  

2. die Maßnahmen nach Nummer 1 selbst 
zu betreiben, 

  

3. für den Naturschutz geeignete Grundstü-
cke von anderen Verwaltungsträgern für 
Zwecke des Naturschutzes zu überneh-
men, 

  

4. die Grundstücke nach Nummer 2 und 3 zu 
verwalten und sie den Naturschutzzielen 
entsprechend zu schützen, zu pflegen und 
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gegebenenfalls zu entwickeln. 

Die Stiftung kann sich durch die Satzung 
auch andere Aufgaben stellen, die dem Na-
turschutz förderlich sind. Die Stiftung nimmt 
ihre Aufgaben zur Erfüllung nach Weisung 
wahr. Die Zuständigkeiten der Naturschutz-
behörden bleiben unberührt. 

  

(3) Die Stiftung verfolgt ausschließlich und 
unmittelbar steuerbegünstigte Zwecke im 
Sinne der §§ 51 bis 68 der Abgabenordnung. 
Die Stiftung kann sich zur Durchführung der 
Aufgaben nach Absatz 2 Dritter bedienen. 

  

(4) Das Stiftungsvermögen ist einschließlich 
der Zustiftungen zu erhalten. Richtlinien des 
Finanzministeriums für die Anlage von Stif-
tungsvermögen sind zu berücksichtigen. Nä-
heres über die Vermögensverwaltung regelt 
die Satzung. 

  

(5) Die Stiftung erfüllt ihren Zweck insbeson-
dere durch Verwendung 

  

1. der Erträge des Stiftungsvermögens,   

2. der Zuwendungen Dritter.   

(6) Organe der Stiftung sind der Stiftungsvor-
stand und der Stiftungsrat.  

  

(7) Der Stiftungsvorstand besteht aus einer 
Vorsitzenden oder einem Vorsitzenden und 
höchstens zwei stellvertretenden Mitgliedern, 
die von der für den Naturschutz zuständigen 
Ministerin oder dem für den Naturschutz zu-
ständigen Minister auf Vorschlag des Stif-
tungsrates berufen werden. Nach näherer 
Regelung in der Satzung führt der Vorstand 
die Geschäfte und vertritt die Stiftung gericht-
lich und außergerichtlich. 

  

(8) Der Stiftungsrat soll aus nicht mehr als 15 
Mitgliedern bestehen. Sie sind ehrenamtlich 
tätig und werden von der für den Naturschutz 
zuständigen Ministerin oder dem für den Na-
turschutz zuständigen Minister berufen. Nach 
Maßgabe der Satzung nimmt der Stiftungsrat 
alle Angelegenheiten der Stiftung wahr, so-
weit sie nicht auf die Vorsitzende oder den 
Vorsitzenden oder den Vorstand übertragen 
worden sind. Der Stiftungsrat erlässt die Sat-
zung, wählt den Vorstand und beschließt den 
Haushalt; die Beschlüsse bedürfen der Ge-
nehmigung der Aufsichtsbehörde. 

  

(9) Die Amtszeit der Mitglieder der Organe 
beträgt fünf Jahre; der Vorstand bleibt bis 
zum Zusammentritt eines neu berufenen Vor-
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stands im Amt. Anstelle eines ausgeschiede-
nen Mitglieds ist für den Rest der Amtszeit ein 
neues Mitglied zu berufen. Ein Mitglied kann 
abberufen werden, wenn dafür ein wichtiger 
Grund vorliegt. 

(10) Die Satzung regelt auch Ausnahmen von 
den Haushaltsbestimmungen nach § 105 
Abs. 2 der Landeshaushaltsordnung und lässt 
zu, dass Grundstücke von anderen geeigne-
ten Trägern verwaltet werden. 

  

(11) Im Falle des Erlöschens der Stiftung hat 
das Land Schleswig-Holstein das ihm zufal-
lende Vermögen im Sinne des Stiftungs-
zwecks zu verwenden. 

  

   

Unterabschnitt 2 
Vereinsbeteiligung 

 
Unterabschnitt 2 

Vereinsbeteiligung 

§ 58 
Anerkennung von Vereinen 

(zu § 60 Bundesnaturschutzge-
setz) 

 
§ 58 

Anerkennung von Vereinen 
(zu § 60 Bundesnaturschutzge-

setz) 

(1) Die Anerkennung eines Vereines wird auf 
Antrag erteilt. Sie ist zu erteilen, wenn der 
Verein 

  unverändert 

1. nach seiner Satzung ideell und nicht nur 
vorübergehend vorwiegend die Ziele des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege 
fördert, 

  

2. einen Tätigkeitsbereich hat, der sich auf 
das Gebiet des Landes erstreckt, 

  

3. im Zeitpunkt der Anerkennung mindestens 
drei Jahre besteht und in diesem Zeitraum 
im Sinne der Nummer 1 tätig gewesen ist, 

  

4. die Gewähr für eine sachgerechte Aufga-
benerfüllung bietet; dabei sind Art und 
Umfang seiner bisherigen Tätigkeit, der 
Mitgliederkreis sowie die Leistungsfähig-
keit des Vereines zu berücksichtigen, 

  

5. wegen Verfolgung gemeinnütziger Zwe-
cke nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Körper-
schaftssteuergesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 
(BGBl. I S. 4144), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetz vom 15. Dezember 
2004 (BGBl. I S. 3416), von der Körper-
schaftssteuer befreit ist und 
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6. den Eintritt als Mitglied, das in der Mitglie-
derversammlung volles Stimmrecht hat, 
jedermann ermöglicht, der die Ziele des 
Vereins unterstützt; bei Vereinen, deren 
Mitglieder ausschließlich juristische Per-
sonen sind, kann von dieser Vorausset-
zung abgesehen werden, sofern die 
Mehrzahl dieser juristischen Personen 
diese Voraussetzung erfüllt. 

  

In der Anerkennung ist der satzungsgemäße 
Aufgabenbereich, für den die Anerkennung 
gilt, zu bezeichnen. 

  

(2) Die Anerkennung sowie die Rücknahme 
und der Widerruf der Anerkennung werden 
durch die oberste Naturschutzbehörde aus-
gesprochen. Sie macht die anerkannten Ver-
eine im Amtsblatt für Schleswig-Holstein be-
kannt. 

  

   

§ 59 
Mitwirkung von Vereinen 

(zu § 60 Bundesnaturschutzge-
setz) 

 
§ 59 

Mitwirkung von Vereinen 
(zu § 60 Bundesnaturschutzge-

setz) 

Einem vom Land anerkannten Verein ist Ge-
legenheit zur Stellungnahme und zur Einsicht 
in die einschlägigen Sachverständigengutach-
ten zu geben 

  unverändert 

1. bei der Vorbereitung von Verordnungen 
und anderen im Rang unter dem Gesetz 
stehenden Rechtsvorschriften der für Na-
turschutz und Landschaftspflege zustän-
digen Behörde, 

  

2. bei der Vorbereitung von Programmen 
und Plänen im Sinne der §§ 8 und 9, 

  

3. bei der Vorbereitung von Plänen im Sinne 
des § 35 Satz 1 Nr. 2 des Bundesnatur-
schutzgesetzes, 

  

4. bei der Vorbereitung von Programmen 
staatlicher und sonstiger öffentlicher Stel-
len zur Wiederansiedlung von Tieren und 
Pflanzen verdrängter wild lebender Arten 
in der freien Natur, 

  

5. vor Befreiungen von Verboten und Gebo-
ten zum Schutz von Naturschutzgebieten, 
Nationalparken, Biosphärenreservaten 
und sonstigen Schutzgebieten im Rahmen 
des § 28 Abs. 1 und des § 29, 

  

6. vor der Zulassung von Projekten oder   
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Plänen nach § 30 Abs. 4 und 5, bei denen 
die Prüfung der Verträglichkeit ergeben 
hat, dass sie zu erheblichen Beeinträchti-
gungen eines Gebiets von gemeinschaftli-
cher Bedeutung oder eines Europäischen 
Vogelschutzgebietes führen, 

7. in Planfeststellungsverfahren, die von 
Landesbehörden oder sonstigen Behör-
den im Auftrag zur Erfüllung nach Wei-
sung durchgeführt werden, soweit es sich 
um Vorhaben handelt, die mit Eingriffen in 
Natur und Landschaft verbunden sind. 

  

   

§ 60 
Landesnaturschutzverband 

Schleswig-Holstein 

 
§ 60 

Landesnaturschutzverband 
Schleswig-Holstein 

(1) Ein rechtsfähiger Zusammenschluss von  (1) Ein rechtsfähiger Zusammenschluss von 

1. nach § 58 anerkannten Vereinen sowie  1.  unverändert 

2. Vereinen, die nach ihrer Satzung und 
bisherigen Tätigkeit hauptsächlich und 
nicht nur vorübergehend Ziele des Natur-
schutzes fördern, 

 2. Vereinen, die nach ihrer Satzung und bis-
herigen Tätigkeit vorrangig und nicht nur 
vorübergehend Ziele des Naturschutzes 
fördern, 

kann auf Antrag von der obersten Natur-
schutzbehörde als Landesnaturschutzver-
band Schleswig-Holstein anerkannt werden. 

 kann auf Antrag von der obersten Natur-
schutzbehörde als Landesnaturschutzverband 
Schleswig-Holstein anerkannt werden. 

(2) Voraussetzung ist, dass der Zusammen-
schluss 

 (2) unverändert 

1. sich nach seiner Satzung zur Aufgabe 
gemacht hat, für die Verwirklichung der 
Ziele des Naturschutzes im Lande 
Schleswig-Holstein einzutreten und die 
Arbeit von Naturschutzvereinen zu koor-
dinieren, 

  

2. nach seiner Satzung, dem Mitgliederkreis 
sowie der Leistungsfähigkeit die Gewähr 
für eine dauernde Erfüllung seiner Aufga-
ben bietet und 

  

3. aus der weitaus größten Anzahl der über-
örtlich tätigen Naturschutzvereine im Sin-
ne des Absatzes 1 Nr. 1 besteht. 

  

(3) Für die Dauer des Bestehens eines Lan-
desnaturschutzverbandes kann ein weiterer 
Zusammenschluss von Naturschutzvereinen 
nicht anerkannt werden. Die Anerkennung ist 
zu widerrufen, wenn ihre Voraussetzungen 
nicht mehr gegeben sind oder wenn der Lan-
desnaturschutzverband seine Aufgaben nicht 
oder während eines längeren Zeitraums un-

 (3) unverändert 
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zulänglich erfüllt hat. 

(4) Dem Landesnaturschutzverband sind die 
Mitwirkungsrechte nach § 58 des Bundesna-
turschutzgesetzes sowie § 59 dieses Geset-
zes eingeräumt. Der Landesnaturschutzver-
band kann nach Maßgabe des § 61 Abs. 1 bis 
4 des Bundesnaturschutzgesetzes Rechtsbe-
helfe einlegen, ohne in seinen eigenen Rech-
ten verletzt zu sein. Er berät die nach § 58 
anerkannten Vereine bei ihren Stellungnah-
men im Rahmen ihrer Mitwirkung. Er koordi-
niert die Vorschläge für die Berufung von 
Mitgliedern in die Beiräte und für die Betreu-
ung geschützter Gebiete. Er ist ferner anzu-
hören vor der Aufstellung von allgemeinen 
Plänen der obersten Landesbehörden, wel-
che die Belange des Naturschutzes nicht nur 
unerheblich berühren. 

 (4) unverändert 

(5) Das Land beteiligt sich im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmittel an den Kosten 
der Geschäftsführung. 

 (5) unverändert 

   

§ 61 
Mitteilungs- und Zustellungs-

verfahren 

 
§ 61 

Mitteilungs- und Zustellungs-
verfahren 

(1) In den Fällen des § 59 Nr. 1 bis 4 und 7 
hat die für die jeweilige Entscheidung zustän-
dige Behörde den anerkannten Vereinen die 
Planauslegung unter Beifügung sämtlicher 
Unterlagen rechtzeitig mitzuteilen. Für Plan-
änderungen gilt Satz 1 entsprechend. 

  unverändert 

(2) In Verfahren, in denen anerkannte Vereine 
nach § 59 Nr. 1 bis 4 beteiligt worden sind, 
teilt die Behörde ihnen die jeweiligen Ent-
scheidungen mit. Entscheidungen nach § 59 
Nr. 7 stellt sie den beteiligten anerkannten 
Vereinen mit einer Rechtsbehelfsbelehrung 
zu. 

  

(3) In den Fällen des § 59 Nr. 5 und 6 hat die 
für die Entscheidung zuständige Behörde 

  

1. die zur Mitwirkung berechtigten Vereine 
über den Eingang eines Antrags auf Be-
freiung oder Ausnahme zu benachrichti-
gen und ihnen zugleich eine angemesse-
ne Frist zur Einsicht in einschlägige Sach-
verständigengutachten und zur Äußerung 
zu dem Antrag einzuräumen; sie stellt ih-
nen die Entscheidung über den Antrag auf 
Befreiung oder Ausnahme zu, wenn die 
Vereine von ihrem Mitwirkungsrecht in-
nerhalb der gesetzten Frist Gebrauch ge-
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macht haben; dies gilt auch, wenn der 
Verein Beteiligter im Sinne des Landes-
verwaltungsgesetzes ist, 

2. die Beteiligten unverzüglich über die Zu-
stellung nach Nummer 1 zu unterrichten 
und sie auf die Rechtsbehelfsmöglichkei-
ten nach § 61 des Bundesnaturschutzge-
setzes mit den sich daraus ergebenden 
Folgen für die Bestandskraft der Ent-
scheidung über den Antrag auf Befreiung 
oder Ausnahme hinzuweisen. 

  

   

Abschnitt IX 
Besondere Verfahrensvor-

schriften 

 
Abschnitt IX 

Besondere Verfahrensvor-
schriften 

§ 62 
Duldungspflicht 

(zu § 9 Bundesnaturschutzge-
setz) 

 
§ 62 

Duldungspflicht 
(zu § 9 Bundesnaturschutzge-

setz) 

(1) Eigentümerinnen und Eigentümer sowie 
Nutzungsberechtigte von Grundstücken müs-
sen Maßnahmen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege nach diesem Gesetz, dem 
Bundesnaturschutzgesetz und den aufgrund 
dieser Gesetze erlassenen oder fortgeltenden 
Vorschriften sowie das Betreten von 
Grundstücken im Zusammenhang mit diesen 
Maßnahmen nach vorheriger Ankündigung 
dulden. Das Gleiche gilt für Maßnahmen des 
Naturschutzes aufgrund von Regelungen in 
Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaf-
ten. 

  unverändert 

(2) Die Duldung von Maßnahmen des Natur-
schutzes aufgrund von Regelungen in 
Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaf-
ten kann die zuständige Naturschutzbehörde 
auch anordnen, wenn die zu duldende Maß-
nahme zu einer unzumutbaren Beeinträchti-
gung der Nutzung des Grundstücks führt und 
eine Vereinbarung über die Inanspruchnahme 
des Grundstücks für die Durchführung der 
Maßnahmen des Naturschutzes nicht zustan-
de kommt. Diese Anordnung berechtigt die 
Naturschutzbehörde, die Fläche gegen an-
gemessene Entschädigung für die festgesetz-
ten Zwecke zu nutzen. Sie ist gegenüber der 
Rechtsnachfolgerin oder dem Rechtsnachfol-
ger wirksam. Auch Wirtschaftserschwernisse 
sind der Eigentümerin oder dem Eigentümer 
oder Nutzungsberechtigten angemessen in 
Geld zu entschädigen. Die Eigentümerin oder 
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der Eigentümer kann die Übernahme des 
Grundstücks nach Maßgabe des § 48 Abs. 3 
verlangen. 

(3) Die zuständige Naturschutzbehörde soll 
den Duldungspflichtigen Gelegenheit geben, 
die vorgesehene Maßnahme selbst durchzu-
führen. Machen die Duldungspflichtigen hier-
von keinen Gebrauch, soll die Behörde ihnen 
bekannt geben, von wem und wann die Maß-
nahme durchgeführt wird. 

  

   

§ 63 
Befugnisse von Beauftragten 

der Naturschutzbehörden 

 
§ 63 

Befugnisse von Beauftragten 
der Naturschutzbehörden 

(1) Bedienstete und Beauftragte der Natur-
schutzbehörden dürfen 

  unverändert 

1. zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
Grundstücke mit Ausnahme von Wohnge-
bäuden betreten und dort nach rechtzeiti-
ger Ankündigung auch Vermessungen, 
Bestandserhebungen, Bodenuntersu-
chungen, Bodenproben und ähnliche Ar-
beiten vornehmen und 

  

2. in den Fällen des § 38 an Ort und Stelle 
daraufhin überprüfen, ob die Vorschriften 
zum Schutz wild lebender Tiere eingehal-
ten und die in der Verordnung nach § 38 
Abs. 3 genannten Anforderungen erfüllt 
werden. 

  

(2) Die Ankündigung nach Absatz 1 Nr. 1 
kann in geeigneten Fällen durch örtliche Be-
kanntmachung erfolgen; die Kosten trägt die-
jenige Naturschutzbehörde, auf deren Veran-
lassung die Bekanntmachung erfolgt. Eine 
Ankündigung kann unterbleiben, wenn sie mit 
unverhältnismäßigem Verwaltungsaufwand 
verbunden oder Gefahr im Verzuge ist. 

  

(3) Bei Betrieben, die der Bergaufsicht unter-
stehen, haben Untersuchungen und Kontrol-
len im Einvernehmen mit der Bergbehörde zu 
erfolgen. 

  

   

§ 64 
Ausnahmen und Befreiungen 

 
§ 64 

Ausnahmen und Befreiungen 

(1) Soweit in den aufgrund dieses Gesetzes 
erlassenen oder fortgeltenden Rechtsvor-
schriften Ausnahmen vorgesehen sind, ohne 

  unverändert 
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dass die Voraussetzungen für die Erteilung 
näher festgelegt sind, kann die zuständige 
Naturschutzbehörde Ausnahmen zulassen, 
wenn sich dies mit den Belangen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege verein-
baren lässt und auch keine sonstigen öffentli-
che Belange entgegenstehen. 

(2) Die zuständige Naturschutzbehörde kann 
auf Antrag von den Verboten und Geboten 
dieses Gesetzes und den aufgrund dieses 
Gesetzes erlassenen oder fortgeltenden 
Rechtsvorschriften Befreiungen gewähren, 
wenn 

  

1. die Durchführung der Vorschrift im Einzel-
fall 

  

a) zu einer nicht beabsichtigten Härte 
führen würde und die Abweichung mit 
den Belangen des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege zu vereinbaren 
ist, oder 

  

b) zu einer Verschlechterung des Zu-
standes des betroffenen Teiles von 
Natur und Landschaft führen würde 
oder 

  

2. überwiegende Gründe des Wohls der 
Allgemeinheit die Befreiung erfordern. 

  

(3) Auf die Zulassung von Ausnahmen und 
Befreiungen findet § 12 Anwendung. 

  

(4) Ausnahmen und Befreiungen von Satzun-
gen und Gemeindeverordnungen erteilt die 
Bürgermeisterin oder der Bürgermeister. 

  

   

§ 65 
Maßnahmen des Naturschutzes 

 
§ 65 

Maßnahmen des Naturschutzes 

Eine Genehmigung nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes und den aufgrund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften ist 
nicht erforderlich für Maßnahmen des Natur-
schutzes, soweit sie nach den Vorschriften 
des Abschnitts IV festgelegt oder vorgesehen 
sind. 

  unverändert 

   



Drucksache 16/1226 Schleswig-Holsteinischer Landtag - 16. Wahlperiode 

 

 - 72 - 

§ 66 
Einschränkung von Grundrech-

ten 

 
§ 66 

Einschränkung von Grundrech-
ten 

Für Maßnahmen, die nach diesem Gesetz 
getroffen werden können, werden das Recht 
auf Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2 Satz 
2 des Grundgesetzes) und das Recht der 
Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des 
Grundgesetzes) eingeschränkt. 

  unverändert 

   

Abschnitt X 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Abschnitt X 

Ordnungswidrigkeiten 

§ 67 
Ordnungswidrigkeiten 

 
§ 67 

Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig handelt, wer, ohne dass eine 
Ausnahme zugelassen oder eine Befreiung 
erteilt wurde, vorsätzlich oder fahrlässig 

 Ordnungswidrig handelt, wer, ohne dass eine 
Ausnahme zugelassen oder eine Befreiung 
erteilt wurde, vorsätzlich oder fahrlässig 

1. einer aufgrund dieses Gesetzes erlasse-
nen vollziehbaren schriftlichen Anord-
nung, die auf diese Bußgeldvorschrift 
verweist, zuwiderhandelt oder einer auf-
grund dieses Gesetzes erlassenen Ver-
ordnung oder Satzung zuwiderhandelt, 
soweit sie für bestimmte Tatbestände auf 
diese Bußgeldvorschrift verweist, 

 1.  unverändert 

2. Auflagen, die mit einer auf diesem Gesetz 
oder aufgrund dieses Gesetzes erlasse-
nen Rechtsverordnung oder in dem Bun-
desnaturschutzgesetz beruhenden Zulas-
sung, Genehmigung oder Befreiung ver-
bunden sind, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig erfüllt, soweit diese Maßnah-
men auf diese Bußgeldvorschrift verwei-
sen, 

 2.  unverändert 

3. entgegen § 11 Abs. 1 Eingriffe ohne Ge-
nehmigung vornimmt, 

 3.  unverändert 

4. nach Maßgabe einer Verordnung nach 
§ 16 Abs.1 entgegen § 16 Abs. 2 Hand-
lungen, die zu einer Zerstörung, Beschä-
digung oder Veränderung eines Natur-
schutzgebietes führen können, vornimmt, 

 4.  unverändert 

5. nach Maßgabe einer Verordnung nach 
§ 18 Abs. 1 Handlungen vornimmt, die 
entgegen § 18 Abs. 2 den Charakter eines 
Landschaftsschutzgebietes verändern o-
der dem Schutzzweck zuwiderlaufen, 

 5.  unverändert 
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6. entgegen § 20 Abs. 3 Handlungen vor-
nimmt, die zu einer Zerstörung, Verände-
rung oder nachhaltigen Störung eines Na-
turdenkmales oder seiner geschützten 
Umgebung führen oder führen können, 

 6.  unverändert 

7. entgegen § 21 Abs. 2 einen geschützten 
Landschaftsbestandteil beseitigt oder 
Handlungen vornimmt, die zu seiner Zer-
störung, Beschädigung oder Veränderung 
führen können, 

 7.  unverändert 

8. entgegen § 25 Abs. 1 oder 3 Maßnahmen 
vornimmt, durch die ein gesetzlich ge-
schütztes Biotop zerstört oder sonst er-
heblich oder nachhaltig beeinträchtigt wer-
den kann, 

 8.  unverändert 

9. entgegen § 26 Abs. 1 Satz 1 an Gewäs-
sern erster Ordnung sowie Seen und Tei-
chen von einem Hektar und mehr bauliche 
Anlagen in einem Abstand von 50 m 
landwärts von der Uferlinie errichtet oder 
wesentlich erweitert, oder entgegen § 26 
Abs. 1 Satz 2 an den Küsten bauliche An-
lagen in einem Abstand bis zu 100 m 
landeinwärts von der Küstenlinie errichtet 
oder wesentlich erweitert, 

 9.  unverändert 

10. in einem Gebiet von gemeinschaftlicher 
Bedeutung bis zur Schutzerklärung ent-
gegen § 28 Abs. 4 oder 5 unbefugt Hand-
lungen vornimmt, die zu erheblichen Be-
einträchtigungen führen können, 

 10.  unverändert 

11. entgegen § 34 Abs. 2 Nr. 1 wild lebende 
Tiere ohne vernünftigen Grund beunru-
higt, fängt, verletzt oder tötet, 

 11.  unverändert 

12. entgegen § 34 Abs. 2 Nr. 2 ohne vernünf-
tigen Grund wild wachsende Pflanzen ent-
nimmt oder schädigt, 

 12.  unverändert 

13. entgegen § 34 Abs. 2 Nr. 3 ohne vernünf-
tigen Grund Lebensstätten wild lebender 
Tier- oder Pflanzenarten beeinträchtigt 
oder zerstört, 

 13.  unverändert 

14. entgegen § 34 Abs. 2 Nr. 4 Bodenvegeta-
tion abbrennt oder nicht land- oder forst-
wirtschaftlich genutzte Flächen so behan-
delt, dass die Pflanzen- und Tierwelt 
nachhaltig beeinträchtigt wird, 

 14.  unverändert 

  15. entgegen § 34 Abs. 3 Satz 3 ohne Ge-
nehmigung wild lebende Tiere und 
Pflanzen gewerbsmäßig sammelt, 

15. entgegen § 34 Abs. 3 Tiere oder Pflanzen 
gebietsfremder Arten ohne die erforderli-

 16. entgegen § 34 Abs. 4 Tiere oder Pflanzen 
gebietsfremder Arten ohne die erforderli-
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che Genehmigung in der freien Natur an-
siedelt oder aussetzt, 

che Genehmigung in der freien Natur an-
siedelt oder aussetzt, 

16. entgegen § 34 Abs. 5 Nr. 1 in der Zeit 
vom 15. März bis 30. September unbefugt 
Bäume, Knicks, Hecken und Gebüsch 
sowie Röhrichtbestände fällt, rodet, zu-
rück schneidet oder auf sonstige Weise 
beseitigt, 

 17. entgegen § 34 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 in der 
Zeit vom 15. März bis 30. September un-
befugt Bäume, Knicks, Hecken und Ge-
büsch sowie Röhrichtbestände fällt, rodet, 
auf den Stock setzt oder auf sonstige 
Weise beseitigt, 

17. entgegen § 34 Abs. 5 Nr. 2 Bäume mit 
Horsten oder Bruthöhlen besteigt oder 
beseitigt, 

 18. entgegen § 34 Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 die 
Nistplätze von Schwarzspechten, 
Schwarzstörchen, Graureihern, Seead-
lern, Rotmilanen und Kranichen durch 
Aufsuchen, Fotografieren, Filmen, Ab-
holzungen oder andere Handlungen in 
einem Umkreis von 100 m gefährdet, 

18. entgegen § 34 Abs. 6 Satz 2 ohne Ge-
nehmigung wild lebende Tiere und Pflan-
zen gewerbsmäßig sammelt, 

   (entfällt) 

19. entgegen § 37 Abs. 1 wild lebende Tiere 
ohne die erforderliche Genehmigung 
kennzeichnet, 

 19.  unverändert 

20. entgegen § 38 Abs. 2 ohne Genehmigung 
Tiergehege einrichtet, ändert, betreibt o-
der die Betreiberin oder den Betreiber 
wechselt, 

 20.  unverändert 

21. entgegen § 38 Abs. 5 unbefugt Tiere wild 
lebender Arten hält, die Menschen le-
bensgefährlich werden können, insbeson-
dere alle großen Katzen- und Bärenarten, 
Wölfe, Krokodile und Giftschlangen, 

 21.  unverändert 

22. in der freien Landschaft andere als die in 
§ 39 Abs. 1 und 2 bezeichneten Wege 
und Flächen und die in § 39 Abs. 1 und 2 
bezeichneten Wege und Flächen anders 
als in der dort bezeichneten Art benutzt, 

 22.  unverändert 

23. entgegen § 40 Abs. 1 Wege oder Flächen 
in der freien Landschaft, die nach § 39 be-
treten oder benutzt werden dürfen, sperrt, 

 23.  unverändert 

24. entgegen § 41 Abs. 1 den Badebetrieb 
beeinträchtigt, 

 24.  unverändert 

25. entgegen § 41 Abs. 2 an Strandabschnit-
ten mit regem Badebetrieb in der Zeit vom 
1. April bis zum 30. September reitet oder 
Hunde mitführt, ohne das dies die Ge-
meinde im Rahmen einer Sondernutzung 
zugelassen hat, 

 25.  unverändert 

26. entgegen § 42 Abs. 1 Nr. 1 auf dem Mee-
resstrand mit Fahrzeugen fährt oder sol-
che aufstellt, 

 26.  unverändert 
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27. entgegen § 42 Abs. 1 Nr. 2 auf dem Mee-
resstrand unbefugt zeltet oder Strandkör-
be oder ähnliche Einrichtungen aufstellt, 

 27.  unverändert 

28. entgegen § 42 Abs. 1 Nr. 3 in Küstendü-
nen oder auf Strandwällen außerhalb der 
gekennzeichneten Wege fährt, zeltet, 
Wohnwagen, Wohnmobile oder andere 
Fahrzeuge aufstellt, 

 28.  unverändert 

29. entgegen § 44 Abs. 1 Zelte oder sonstige 
bewegliche Unterkünfte außerhalb der 
hierfür zugelassenen Plätze aufstellt oder 
benutzt, 

 29.  unverändert 

30. als Wanderer entgegen § 44 Abs. 2 unbe-
fugt länger als eine Nacht abseits von 
Zelt- und Campingplätzen zeltet, 

 30.  unverändert 

31. entgegen § 45 Abs. 1 ohne Genehmigung 
eine Wasserfläche mit Hilfe einer Boje, ei-
nes Steges oder einer anderen Anlage als 
Liegeplatz für ein Sportboot außerhalb ei-
nes Hafens nutzt. 

 31.  unverändert 

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig unbefugt 

 (2) unverändert 

1. im Feld ausgediente Fahrzeuge abstellt 
oder, 

  

2. Zeichen oder Vorrichtungen, die zur Sper-
rung, zur Kennzeichnung von kennzeich-
nungsbedürftigen Flächen oder Gegens-
tänden dienen, entfernt, beschädigt, zer-
stört oder auf andere Weise unbrauchbar 
macht. 

  

(3) Ordnungswidrig handelt ferner, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig 

 (3) unverändert 

1. einer Vorschrift über Naturdenkmale oder 
Naturschutzgebiete nach § 16 des 
Reichsnaturschutzgesetzes vom 26. Juni 
1935 (RGBl. I S. 821), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 25. Februar 1971 
(GVOBl. Schl.-H. S. 66),  

  

2. einer Verordnung über Naturdenkmale 
oder Naturschutzgebiete nach § 15 Abs. 1 
des Reichsnaturschutzgesetzes, oder 

  

3. einer Verordnung über geschützte Land-
schaftsteile oder Landschaftsschutzgebie-
te nach §§ 5 und 19 des Reichsnatur-
schutzgesetzes zuwiderhandelt. 

  

Soweit in Strafvorschriften der in Absatz 1 
genannten Verordnungen Verweisungen auf 
die §§ 21 und 22 des Reichsnaturschutzge-
setzes allein oder in Verbindung mit Verwei-
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sungen auf die §§ 15 oder 16 der Verordnung 
zur Durchführung des Reichsnaturschutzge-
setzes vom 31. Oktober 1935 (RGBl. I 
S. 1275), geändert durch Verordnung vom 16. 
September 1938 (RGBl. I S. 1184), enthalten 
sind, gelten diese als Verweisungen auf § 68 
Abs. 1 Nr. 1. 

   

§ 68 
Höhe der Geldbuße 

 
§ 68 

Höhe der Geldbuße 

Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen 
des § 67 Abs. 1 Nr. 1, 4, 5, 6, 7, 8, 16 und 20 
mit einer Geldbuße bis zu 50.000 Euro, in den 
übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis zu 
10.000 Euro geahndet werden. 

 Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen 
des § 67 Abs. 1 Nr. 1, 4, 5, 6, 7, 8, 17 und 20 
mit einer Geldbuße bis zu 50.000 Euro, in den 
übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis zu 
10.000 Euro geahndet werden. 

   

§ 69 
Einziehung 

 
§ 69 

Einziehung 

Ist eine Ordnungswidrigkeit nach diesem Ge-
setz begangen worden, können 

  unverändert 

1. Gegenstände, auf die sich die Ordnungs-
widrigkeit bezieht, und 

  

2. Gegenstände, die zu ihrer Begehung oder 
Vorbereitung gebraucht worden oder be-
stimmt gewesen sind, 

  

eingezogen werden. § 23 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten ist anzuwenden. 

  

   

Abschnitt XI 
Übergangs- und Schlussvor-

schriften 

 
Abschnitt XI 

Übergangs- und Schlussvor-
schriften 

§ 70 
Weitergeltende Verordnungen 

 
unverändert 

(1) Verordnungen, die aufgrund des preußi-
schen Feld- und Forstpolizeigesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21. Ja-
nuar 1926, des Reichsnaturschutzgesetzes, 
des Landschaftspflegegesetzes in der bis 
zum 30. Juni 1993 geltenden Fassung sowie 
aufgrund des Landesnaturschutzgesetzes in 
der bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes 
geltenden Fassung zum Schutz und zur Si-
cherstellung von Gebieten und Landschafts-
bestandteilen erlassen wurden, gelten nach 
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Inkrafttreten dieses Gesetzes weiter, soweit 
sie diesem nicht widersprechen. Die Gel-
tungsdauer der Verordnungen zur einstweili-
gen Sicherstellung, die bei Inkrafttreten die-
ses Gesetzes gelten, richtet sich nach § 22 
Abs. 2. 

(2) Verordnungen, die aufgrund der in Ab-
satz 1 Satz 1 genannten Gesetze erlassen 
worden sind, können aufgrund der Ermächti-
gungen dieses Gesetzes in Verbindung mit 
§ 23 durch Verordnung aufgehoben und ge-
ändert werden. 

  

(3) Verfahren zum Erlass von Schutzverord-
nungen, die beim Inkrafttreten dieses Geset-
zes bereits eingeleitet worden sind, sind nach 
Maßgabe der Vorschriften dieses Gesetzes 
fortzuführen. 

  

(4) Für Verordnungen nach Absatz 1 gilt § 67 
Abs. 1 Nr. 1 entsprechend. 

  

   

§ 71 
Bestehende Naturschutzver-

ordnungen 

 
 

In einem Naturschutzgebiet, das vor dem 
Inkrafttreten des Landesnaturschutzgesetzes 
vom 16. Juni 1993 (GVOBl. Schl.-H. S. 215) 
durch Verordnung unter Schutz gestellt wor-
den ist, gelten, unbeschadet der Vorschriften 
der Naturschutzverordnung im Übrigen, bis zu 
einer Neuregelung aufgrund dieses Gesetzes 
mindestens folgende Verbote: 

  

1. bei Inkrafttreten dieses Gesetzes zulässi-
ge Nutzung darf nicht intensiviert, beste-
hende Nutzungen dürfen nicht zum Nach-
teil der Natur verändert werden. 

  

2. Wiesen und Dauergrünland dürfen nicht 
mehr als bisher entwässert und nicht um-
gebrochen werden. Pflanzenschutzmittel 
und Klärschlamm dürfen auf diese Flä-
chen nicht aufgebracht werden. 

  

3. Die Errichtung oder wesentliche Änderung 
von baulichen Anlagen aller Art und die 
Vornahme sonstiger Eingriffe im Sinne 
des § 10 ist unzulässig. 

  

4. Im Rahmen der in einer Verordnung zuge-
lassenen Ausübung des Jagdrechts dür-
fen Wildäcker, Fütterungseinrichtungen 
und Hochsitze mit geschlossenen Aufbau-
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ten nicht errichtet werden. 

5. Im Rahmen der in einer Verordnung zuge-
lassenen Ausübung des Angelsports darf 
das Angeln nur von zugewiesenen Plät-
zen aus stattfinden. 

  

6. Das Betreten ist nur auf dafür ausgewie-
senen Wegen und Flächen zulässig, das 
Reiten nur auf ausgewiesenen Reitwegen. 

  

   

§ 72 
Bestehende Landschafts-

schutzverordnungen 

 
 

(1) In einem Landschaftsschutzgebiet, das 
vor dem Inkrafttreten des Landesnaturschutz-
gesetzes vom 16. Juni 1993 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 215) durch Verordnung unter Schutz ge-
stellt worden ist, gelten im Außenbereich, 
unbeschadet der Landschaftsschutzverord-
nung im Übrigen, bis zu einer Neuregelung 
aufgrund dieses Gesetzes mindestens fol-
gende Verbote: 

  

1. baugenehmigungspflichtige Anlagen und 
Hochspannungsleitungen zu errichten, 

  

2. Plätze aller Art, Straßen und andere Ver-
kehrsflächen mit festem Belag anzulegen. 

  

Einfriedigungen von Hausgrundstücken, von 
landwirtschaftlich genutzten Grundstücken 
oder von schutzbedürftigen Forst- und Son-
derkulturen in der üblichen und landschafts-
gerechten Art sind zulässig. 

  

(2) Eine Ausnahme kann zugelassen werden 
für 

  

1. wesentliche Änderungen der in Absatz 1 
genannten Anlagen sowie für Vorhaben 
nach § 35 Abs. 1 und 4 des Baugesetz-
buchs, 

  

2. das Verlegen oder die wesentliche Ände-
rung von ober- oder unterirdischen Lei-
tungen, ausgenommen im Straßenkörper, 
elektrischen Weidezäunen und Rohrlei-
tungen zur Bewässerung landwirtschaftli-
cher Flächen und für die Versorgung von 
Weidevieh, 

  

3. die Errichtung anderer als nach Absatz 1 
zulässiger Einfriedigungen aller Art, 

  

4. die Durchführung von Veranstaltungen 
außerhalb öffentlicher Verkehrsflächen, 
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die mit erheblichem Lärm verbunden sind 
oder auf andere Weise die Ruhe der Na-
tur oder den Naturgenuss durch außer-
gewöhnlichen Lärm stören, 

5. die Aufstellung von Zelten oder sonstigen 
beweglichen Unterkünften außerhalb der 
dafür bestimmten Plätze. 

  

   

§ 73 
Übergangsvorschrift für Son-

dernutzungen 

  

Sondernutzungen am Meeresstrand im Sinne 
des § 43, die unwiderruflich oder unbefristet 
erteilt wurden, können aus wichtigem Grund 
widerrufen werden. 

  

   

§ 74 
Übergangsvorschriften für 

sonstige Eingriffe in die Natur 

  

Eingriffe in die Natur, die vor dem Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes nach dem Landesnatur-
schutzgesetz in der Fassung vom 18. Juli 
2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 246) oder anderen 
Rechtsvorschriften genehmigt, aber noch 
nicht begonnen oder nicht beendet worden 
sind, können nach Maßgabe der Genehmi-
gung verwirklicht werden; die Naturschutzbe-
hörde ist jedoch befugt, nach diesem Gesetz 
zulässige Nebenbestimmungen nachträglich 
anzuordnen. 

  

   

§ 75 
Übergangsvorschrift für die 
Anerkennung rechtsfähiger 

Vereine 

  

Die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
ausgesprochenen Anerkennungen von Verei-
nen nach § 29 Abs. 2 des Bundesnatur-
schutzgesetzes in der bis zum 3. April 2002 
geltenden Fassung der Bekanntmachung 
vom 21. September 1998 (BGBl. I S. 2994), 
zuletzt geändert durch Artikel 205 der Ver-
ordnung vom 29. Oktober 2001 (BGBl. I 
S. 2785), gelten als Anerkennungen gemäß 
§ 58. 
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§ 76 
Bestehende Landschaftspla-

nungen 

  

Landschaftsrahmenpläne, die vor dem Inkraft-
treten dieses Gesetzes festgestellt und veröf-
fentlicht worden sind, behalten ihre Gültigkeit 
unter entsprechender Anwendung der Be-
stimmungen dieses Gesetzes bis zur Veröf-
fentlichung eines auf der Grundlage dieses 
Gesetzes fortgeschriebenen und veröffent-
lichten Landschaftsprogramms. Grünord-
nungspläne, die vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes festgestellt worden sind, behalten 
ihre Gültigkeit bis zur Aufstellung oder Ände-
rung des Bauleitplanes. 

  

   

Artikel 2 
Änderung der Landesbauord-

nung 

 
Artikel 2 

Änderung der Landesbauord-
nung 

Die Landesbauordnung für das Land Schles-
wig-Holstein in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 10. Januar 2000 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 47, ber. S. 213), zuletzt geändert durch 
Artikel 11 des Gesetzes vom 1. Februar 2005 
(GVOBl. Schl.-H. S. 57), wird wie folgt geän-
dert: 

  unverändert 

1. § 2 wird wie folgt geändert:   

a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt geän-
dert: 

  

aa) in Nummer 9 wird das Wort „und“ 
gestrichen und durch ein Komma 
ersetzt, 

  

bb) in Nummer 10 wird der Punkt ge-
strichen und durch ein Komma er-
setzt, 

  

cc) folgende Nummer 11 wird ange-
fügt: 

  

„11. Golfplätze.“   

b) Folgender Absatz 12 wird angefügt:   

„(12) Zelt- und Campingplätze sind 
Grundstücke, auf denen mehr als fünf 
Zelte oder Wohnwagen zum Zwecke 
der Benutzung aufgestellt sind oder 
aufgestellt werden sollen.“ 
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2. Folgender § 58 a wird eingefügt:   

„§ 58 a 
Zelt- und Campingplätze 

  

Die Landesregierung wird ermächtigt, die 
Ausstattung sowie den Betrieb von Zelt- 
und Campingplätzen durch Verordnung zu 
regeln, insbesondere 

  

1. Art und Größe der Belegungsflächen 
und der Zelte und anderen bewegli-
chen Unterkünfte sowie die Dauer der 
Aufstellung, 

  

2. Art und Umfang der Ausstattung, die 
erforderlich ist, um die Anforderungen 
der Hygiene, die ordnungsgemäße 
Ver- und Entsorgung, die Erste Hilfe 
und den Brandschutz sicherzustellen, 

  

3. die Anlage von Grünflächen und Stell-
flächen für Fahrzeuge und  

  

4. die Pflichten der Betreiberin oder des 
Betreibers und der Benutzerinnen und 
Benutzer des Zelt- und Campingplat-
zes. 

  

In der Verordnung können das Genehmi-
gungsverfahren und die für die Durch-
führung der Verordnung zuständigen 
Behörden bestimmt werden.“ 

  

   

3. § 68 Abs. 2 wird wie folgt geändert:   

a) Satz 1 wird wie folgt gefasst:   

„Die Erlaubnis nach den aufgrund des 
§ 11 des Gerätesicherheitsgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23. Oktober 1992 (BGBl. I 
S. 1793) erlassenen Vorschriften, die 
Genehmigung nach § 7 des Atomge-
setzes sowie die Genehmigungen 
nach § 13 Abs. 3 und § 38 Abs. 2 des 
Landesnaturschutzgesetzes schließen 
eine Genehmigung nach Absatz 1 so-
wie eine Zustimmung nach § 83 ein.“ 

  

b) Folgender Satz 2 wird eingefügt:   

„Für Zelt- und Campingplätze ersetzt 
die Genehmigung nach Absatz 1 die 
Genehmigung nach § 11 Abs. 1 Lan-
desnaturschutzgesetz.“ 
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Artikel 3 
Änderung des Landesseil-

bahngesetzes 

 
Artikel 3 

Änderung des Landesseilbahn-
gesetzes 

Das Landesseilbahngesetz für das Land 
Schleswig-Holstein vom 27. Mai 2004 
(GVOBl. Schl.-H. S. 144) wird wie folgt geän-
dert: 

  unverändert 

§ 3 Abs. 5 wird gestrichen.   

   

Artikel 4 
Änderung des Landeswasser-

gesetzes 

 
Artikel 4 

Änderung des Landeswasser-
gesetzes 

Das Landeswassergesetz für das Land 
Schleswig Holstein in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 7. Januar 2004 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 8, ber. S. 189), Zuständigkeiten 
und Ressortbezeichnungen ersetzt durch  
Verordnung vom 12. Oktober 2005 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 487), wird wie folgt geändert: 

 Das Landeswassergesetz für das Land 
Schleswig Holstein in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 7. Januar 2004 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 8, ber. S. 189), Zuständigkeiten 
und Ressortbezeichnungen ersetzt durch  
Verordnung vom 12. Oktober 2005 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 487), wird wie folgt geändert: 

   

  1. § 140 wird wie folgt geändert: 

  a) Abs. 6 erhält folgende Fassung: 

  „(6) Mit einem Antrag auf Genehmi-
gung eines Sportboothafens gelten 
alle nach anderen öffentlich-
rechtlichen Vorschriften für die Er-
richtung oder Änderung eines 
Sportboothafens erforderlichen An-
träge auf behördliche Zulassung als 
gestellt. Die Verkehrsbehörde hat 
die nach anderen öffentlich-
rechtlichen Vorschriften erforderli-
chen Genehmigungen, Zustimmun-
gen, Bewilligungen und Erlaubnisse 
einzuholen und gleichzeitig mit ih-
rer Genehmigung zu übersenden, 
sofern durch Rechtsvorschriften 
nichts anderes bestimmt ist. Ver-
sagt eine andere Behörde, die nach 
anderen öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften dazu befugt ist, diese Zu-
lassung, teilt sie dies unter Benach-
richtigung der Verkehrsbehörde der 
Antragstellerin oder dem An-
tragsteller durch schriftlichen Be-
scheid unmittelbar mit.“ 
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  b) Der bisherige Absatz 6 wird Ab-
satz 7. 

   

1. Es wird folgender § 140 a eingefügt:  2. Es wird folgender § 140 a eingefügt: 

„§ 140 a 
Sportboothäfen 

 
„§ 140 a 

Sportboothäfen 

(1) Das Ministerium für Wissenschaft, 
Wirtschaft und Verkehr wird ermächtigt, 
durch Verordnung Mindestanforderungen 
an die Ausstattung und den Betrieb von 
Sportboothäfen zu bestimmen sowie die 
Erhebung von Entgelten für die Nutzung 
von Sportboothäfen zu regeln. Insbeson-
dere können Vorschriften über 

  unverändert 

1. Art und Umfang der Anlagen und Ein-
richtungen, die erforderlich sind, um 
die Anforderungen der Hygiene, die 
ordnungsgemäße Abwasser-, Altöl- 
und Abfallbeseitigung, die Wasserver-
sorgung, die Erste Hilfe und den 
Brandschutz sicherzustellen, 

  

2. die Errichtung von Stellplätzen für 
Fahrzeuge, 

  

3. die Pflichten der Betreiberin oder des 
Betreibers und der Benutzerinnen und 
Benutzer des Sportboothafens und 

  

4. die Erhebung und den Rahmen von 
Abgaben und Nutzungsentgelten 

  

erlassen werden. In der Verordnung kön-
nen die für die Durchführung der Verord-
nung zuständigen Behörden bestimmt 
werden. Für die Festsetzung von Hafen-
abgaben für kommunale Häfen gilt das 
Kommunalabgabengesetz des Landes 
Schleswig-Holstein vom 10. Januar 2005 
(GVOBl. Schl.-H. S. 27). 

  

(2) Sportboothäfen sind Wasser- und 
Grundflächen, die als ständige Anlege- 
oder zusammenhängende Liegeplätze für 
mindestens 20 Sportboote bestimmt sind 
oder benutzt werden.“ 

  

   

2. § 150 wird wie folgt geändert:  3. § 150 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Worte 
„für anhängige Verfahren“ gestrichen. 

 a)  unverändert 
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b) Folgender Absatz 3 wird angefügt:  b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Ein Sportboothafen, der vor dem 
(Redaktion GVOBl.: Bitte Datum des 
Inkrafttretens des Gesetzes einsetzen) 
nach anderen Rechtsvorschriften ge-
nehmigt und abgenommen worden ist, 
gilt nach § 139 als genehmigt. Soweit 
ein solcher Hafen den gesetzlichen 
Anforderungen nicht genügt, kann die 
Verkehrsbehörde die Anpassung an 
das geltende Recht verlangen.“ 

 „(3) Ein Sportboothafen, der vor dem 
1. Januar 2008 nach anderen Rechts-
vorschriften genehmigt und abge-
nommen worden ist, gilt nach § 139 
als genehmigt. Soweit ein solcher Ha-
fen den gesetzlichen Anforderungen 
nicht genügt, kann die Verkehrsbehör-
de die Anpassung an das geltende 
Recht verlangen.“ 

   

Artikel 5 
Änderung des Landesboden-
schutz- und Altlastengesetzes 

 
Artikel 5 

Änderung des Landesboden-
schutz- und Altlastengesetzes 

Das Landesbodenschutz- und Altlastengesetz 
vom 14. März 2002 (GVOBl. Schl.-H. S. 60), 
Zuständigkeiten und Ressortbezeichnungen 
ersetzt durch Verordnung vom 16. September 
2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 503), wird wie folgt 
geändert: 

  unverändert 

   

§ 7 wird wie folgt geändert:   

1. In der Überschrift wird das Wort „Fachbei-
träge“ durch das Wort „Fachbeitrag“ er-
setzt. 

  

2. Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung:   

„Zu diesem Zweck erstellt die obere Bo-
denschutzbehörde einen Fachbeitrag des 
Bodenschutzes für das Landschaftspro-
gramm nach § 8 Landesnaturschutzge-
setz.“ 

  

   

Artikel 6 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
Artikel 6 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Artikel 1 § 51 dieses Gesetz tritt am Tage 
nach seiner Verkündung in Kraft. Im Übrigen 
tritt das Gesetz mit Ausnahme von Artikel 1 
§ 38 einen Monat nach der Verkündung in 
Kraft. Gleichzeitig treten außer Kraft: 

 (1) Artikel 1 § 51 dieses Gesetzes tritt am 
Tage nach seiner Verkündung in Kraft. Im 
Übrigen tritt das Gesetz mit Ausnahme von 
Artikel 1 § 38 und Artikel 4 einen Monat nach 
der Verkündung in Kraft. Gleichzeitig treten 
außer Kraft: 

1. das Landesnaturschutzgesetz vom 
18. Juli 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 339), 
zuletzt geändert durch Artikel 11 des Ge-
setzes vom 1. Februar 2005 (GVOBl. 

 1. das Landesnaturschutzgesetz vom 18. Juli 
2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 339), zuletzt 
geändert durch Artikel 11 des Gesetzes 
vom 1. Februar 2005 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 57), mit Ausnahme von § 27 und § 37 
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Schl.-H. S. 57), mit Ausnahme des § 27, Abs. 2 bis 6, 

2. die Landesverordnung zur Übertragung 
von Zuständigkeiten nach dem Landesna-
turschutzgesetz (NZustÜVO) vom 5. Au-
gust 2004 (GVOBl. Schl.-H. S. 355), 

 2.  unverändert 

3. die Landesverordnung über den Schutz 
von personenbezogenen Daten im Natur-
schutz (Datenschutzverordnung Natur-
schutz, DSNVO) vom 30. Juni 1995 
(GVOBL. Schl.-H. S. 271), 

 3.  unverändert 

4. die Landesverordnung zum Schutz selte-
ner, im Bestand bedrohter Tierarten in der 
Gemeinde Altenhof vom 7. Juli 1980 
(GVOBl. Schl.-H. S. 244), 

 4.  unverändert 

5. die Landesverordnung zum Schutz selte-
ner, im Bestand bedrohter Tierarten in der 
Gemeinde Lammershagen vom 22. Janu-
ar 1974 (GVOBl. Schl.-H. S. 48), geändert 
durch Verordnung vom 14. Juli 1980 
(GVOBl. Schl.-H. S. 250), 

 5.  unverändert 

6. die Landesverordnung zum Schutz ge-
fährdeter Tierarten am westlichen Witten-
see vom 27. April 1984 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 111), Zuständigkeiten und Ressortbe-
zeichnungen ersetzt durch Verordnung 
vom 16. September 2003 (GVOBl. Schl.-
H. S. 503), 

 6.  unverändert 

7. die Landesverordnung zum Schutz ge-
fährdeter Tier- und Pflanzenarten in 
Feuchtgebieten am Projensdorfer Gehölz 
vom 18. Oktober 1984 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 203), Zuständigkeiten und Ressortbe-
zeichnungen ersetzt durch Verordnung 
vom 16. September 2003 (GVOBl. Schl.-
H. S. 503), 

 7.  unverändert 

8. die Landesverordnung zum Schutz einer 
Graureiher-Kolonie in Haseldorf vom 
9. November 1984 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 225), Zuständigkeiten und Ressortbe-
zeichnungen ersetzt durch Verordnung 
vom 16. September 2003 (GVOBl. Schl.-
H. S. 503), und 

 8.  unverändert 

9. die Landesverordnung zum Schutz des 
Großen Brachvogels in der Rothenmüh-
lenau-Niederung vom 18. Februar 1985 
(GVOBl. Schl.-H. S. 111), Zuständigkeiten 
und Ressortbezeichnungen ersetzt durch 
Verordnung vom 16. September 2003 
(GVOBl. Schl.-H. S. 503). 

 9.  unverändert 

(2) Artikel 1 § 38 tritt ein Jahr nach Verkün-
dung dieses Gesetzes in Kraft. Gleichzeitig 

 (2) unverändert 
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tritt § 27 des Landesnaturschutzgesetzes vom 
18. Juli 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 339), zu-
letzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes 
vom 1. Februar 2005 (GVOBl. Schl.-H. S. 57) 
außer Kraft. 

  (3) Artikel 4 tritt am 1. Januar 2008 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt § 37 Abs. 2 bis 6 des Lan-
desnaturschutzgesetzes vom 18. Juli 2003 
(GVOBl. Schl.-H.S. 339), zuletzt geändert 
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 1. Feb-
ruar 2005 (GVOBl. Schl.-H. S. 57) außer 
Kraft. 
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Anlage (zu § 29 Abs. 1 und 2) 

Liste der der Europäischen Kommission gemeldeten Europäischen Vogelschutzgebiete in 
Schleswig-Holstein 

lfd.
Nr. 

Gebiets-
Nummer  

Gebiets-Name 

 

Verbote gemäß 
§29 (2) LNatSchG 

1 0916-491 Ramsar-Gebiet S-H Wattenmeer und angrenzen-
de Küstengebiete  

x 

2 1119-401 Gotteskoog-Gebiet x 

3 1121-391 NSG Fröslev-Jardelunder Moor   x 

4 1123-491 Flensburger Förde x 

5 1326-301 NSG Schwansener See     x 

6 1423-491 Schlei x 

7 1525-491 Eckernförder Bucht mit Flachgründen  

8 1530-491 Östliche Kieler Bucht x 

9 1618-402 Eiderstedt x 

10 1622-491 Eider-Treene-Sorge-Niederung x 

11 1623-401 Binnendünen- und Moorlandschaft im Sorgetal x 

12 1628-491 Selenter See-Gebiet  

13 1633-491 Ostsee östlich Wagrien x 

14 1725-401 NSG Ahrensee und nordöstlicher Westensee  

15 1727-401 Lanker See  

16 1728-401 Teiche zwischen Selent und Plön  

17 1729-401 NSG Kossautal  

18 1731-401 Oldenburger Graben x 

19 1813-491 Seevogelschutzgebiet Helgoland  

20 1823-401 Staatsforsten Barlohe  

21 1823-402 Haaler Au-Niederung x 

22 1828-491 Großer Plöner See-Gebiet x 

23 1830-301 NSG Neustädter Binnenwasser  x 

24 1923-401 Schierenwald  

25 1924-401 Wälder im Aukrug  

26 1929-401 Heidmoor-Niederung x 

27 1929-402 Wahlsdorfer Holz  
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28 1931-301 Ostseeküste am Brodtener Ufer  

29 2021-401 NSG Kudensee x 

30 2026-401 Barker und Wittenborner Heide  

31 2028-401 Wardersee x 

32 2030-303 Naturschutzgebiet Aalbek-Niederung      

33 2031-401 Traveförde  

34 2121-402 Vorland St. Margarethen x 

35 2126-401 Kisdorfer Wohld  

36 2130-491 Grönauer Heide  

37 2226-401 Alsterniederung x 

38 2227-401 NSG Hansdorfer Brook x 

39 2323-401 Unterelbe bis Wedel x 

40 2328-401 NSG Hahnheide  

41 2328-491 Waldgebiete in Lauenburg  

42 2330-353 NSG Oldenburger See und Umgebung   

43 2331-491 Schaalsee-Gebiet x 

44 2428-492 Sachsenwald-Gebiet   

45 2527-421 NSG Besenhorster Sandberge u. Elbsandwiesen  

46 2530-421 Langenlehsten x 

 


